Berlin, 18. Juni. Se. Majeftät der König ha⸗ 
ben Allergnädigſt geruht: dem Major Meinecke aus 
Ber, Dienft und dem katholiſchen Pfarrer Schubert 
zu Neuſtadt, im Regierungs⸗Bezirk Oppeln, den ro⸗ 
then Adlerorden vierter Klaſſe; ſo wie dem Kaufmann 
Marie Louis Eduard Simmel, Beſitzer der hierſelbſt 
unter der Firma Felix und Comp. beſtehenden Confi⸗ 
ſeur⸗Waaren⸗Handlung, das Prädikat eines Hofliefe⸗ 
kanten zu verleihen; dem Vergolder W. Lisdorff 
hierſelbſt das Prädikat „Hofvergolder“ beizulegen. 

Angekommen: Se. Durchlaucht der Prinz Al⸗ 
bert zu Schwarzburg-Rudolſtadt von Weimar. 

Se. Excellenz der kaiſerl. ruſſiſche General der Kava⸗ 
berie und Kriegsminiſter, Fürſt Tſchernyſcheff, von 
St. Petersburg. 2 
957 Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht, 
dem Kommiſſar für die Thüringiſche Eiſenbahn, Kam⸗ 
ien Grafen von Keller, ſowie dem Oberingenieur 
Mons und den Abtheilungsingenieuren Streichhan und 
Roeder, die Anlegung der von den Herzogen von Sach⸗ 
ſen⸗Koburg⸗Gotha und von Altenburg Hoheiten ihnen 
verliehenen Dekorationen, reſp. des Komthur⸗Kreuzes 

eiter Klaſſe, des Ritterkreuzes und des Verdienſt⸗ 
reuzes vom Erneſtiniſchen Hausorden zu geſtatten. 
A Berlin, 17. Juni. In mehreren deutſchen 
Blättern wird darauf hingedeutet, daß bei der Kauf⸗ 
mannſchaft in Stuttgart die Idee einer en 
der ſüddeutſchen Staaten vom Zollverein, zum Zwet 
der Gründung eines ſüddeutſchen Zollvereins, immer 
mehr Anhänger finde. Wenn dieſe Andeutung ein 
Schreckſchuß fein ſoll, fo ſei von hier aus berichtet, 
daß er ſeine Wirkung gänzlich verfehlt. Dieſe angeb⸗ 
lichen Sonderungsluſtigen, welche nur ihr eigenes In⸗ 
Kall unbekümmert um jenes des Vaterlandes, im 
Auge zu haben ſcheinen, werden doch wohl nicht im 
rnſte glauben, daß man hier im Entfernteſten daran 
denken könne, daß die ſüddeutſchen Staatsregierungen, 
die das Intereſſe des engern und gemeinſamen Water: 
landes beſſer würdigen zu wiſſen, einer ſolchen kutzſichti⸗ 
gen und ſpießbürgerlichen Idee je ſich geneigt zeigen 
würden. Die Bekämpfung einer ſolchen, die frühere 
se Zerſplitterung ins Gedächtniß rufenden Idee, 
kann man wohl getroſt und ruhig, wo immer ſie auch 
auftauchen und ſich ans Tageslicht hervorwagen möchte, 
der nationalen deutſchen Preſſe überlaſſen. — Der 
Maler Kaulbach aus München iſt vor wenigen Tagen 
hier eingetroffen. Zur Ausführung der ihm übertrage⸗ 
nen großen Freskomalereien im hieſigen neuen Muſeum hat 
derſelbe noch zwei andere Künſtler aus München mit⸗ 

a 1 Wie man hört, wird der berühmte Meiſter 

bier bald zur Arbeit ſchreiten. — Die Sängerin Jenny 

Lind wird im kommenden September hier erwartet. 

. * * Berlin, 17. Juni. Die Kornpreiſe wa⸗ 

ven heute wieder etwas geſtiegen. Man hielt auf 100 
bis 107 Rthl. für Roggen und 112—128 Rthl. für 
Weizen. Da aber Niemand kaufen, ſondern die Spe⸗ 

kulanten nur verkaufen wollten, fo wurden keine Ge: 

ſchäfte gemacht. Geſtern Abend war wieder Corſo⸗ 
fahrt, auf der man auch mehrere königl. Prinzen in 

„ Equipagen erblickte. Das Wetter begün⸗ 

ſtigte das heitere Vergnügen. — In der Tages⸗Chro⸗ 

nik unſeres Publiciſten finden ſich einige intereſſante 

Mittheilungen. In der Sitzung des Kriminalſenats, 

btheilung für beſonders ſchwere Verbrechen, vom 12. 
ni, ſtand der ruſſiſche Forſtmeiſter a. D. Höftmann 
ter der Anklage der Majeſtätsbeleidigung vor Gericht. 

e Verhandlung fand bei verſchloſſenen Thüren ftatt. 
Dem Angeklagten ſtand Here Stieber als Vertheidiger 

ur Seite. Der Angeklagte trat aus dem Sitzungs⸗ 

Hale, ein ſtaatlicher Mann mit ſonngebräuntem An⸗ 

ie, auf dem helle Thränen perlten. Er trug die ſchöne 

form ſe ines früheren Ranges; die Bruſt war mit 
lreichen Orden bedeckt. Zwei ſchöne junge Männer, 


Mann den beiden Jünglingen in die Arme. 


Sonnabend den 19 Juni 
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die Söhne des Angeklagten, welche im Regiment Garde 
du Corps dienten, harrten draußen der Entſcheidung, 
die über ihren Vater gefällt werden würde. Mit dem 
freudigen Ausrufe: Nicht ſchuldig! Tank der bejahrte 
Auf dem 
Hofe des Gerichtsgebäudes ſtand eine große Menſchen⸗ 
menge, in jedem Geſicht las man die lebhafteſte Theil⸗ 
nahme für den Angeklagten, und kein Auge blieb bei 
der wahrhaft rührenden Scene trocken, wie der Vater 
ſeinen Söhnen die günſtige Entſcheidung ſeines Pro⸗ 
zeſſes mittheilte. Die Verhandlung ſoll einen glänzen⸗ 
den Triumph des neuen Verfahrens gewährt haben 
und der feltene Fall eingetreten fein, wo der Staat s⸗ 
anwalt zum Vertheidiger des Angeklagten, 
wird. Als ſolcher fungirte übrigens der Kammer⸗ 
Gerichts⸗Aſſeſſor Friedberg, deſſen ausgezeichnetes 
Rednertalent längſt bekannt iſt. — Die hieſige 
Garniſonkirche iſt ſchon mehrfach der Schau⸗ 
platz diebiſcher Frevel geweſen. Jetzt iſt abermals von 
Dieben ein Unfug daſelbſt verübt worden. Zunächſt 
fand man aus den großen gußeiſernen Altarleuchtern die 
Wachskerzen entwendet und an deren Stelle zwei Lich⸗ 
ter aufgeſteckt, welche von den Candelabern zu beiden 
Seiten des Altars herunter genommen waren, ſodann 
war der Deckel des Taufbeckens heruntergeworfen, dem 
Grucifi aber ein an einem langen Stabe befeſtigter 
Lichtlöſcher übergedeckt, und auf den Fuß deſſelben ein 
Hoſenknopf hingelegt worden. Sahrſcheinlich hat der 
Dieb dieſen Unfug aus Verdruß darüber verübt, daß 
er ſich in ſeiner Erwartung ſilbernes Kirchengeräth 
zu finden, getäuſcht geſehen hat. — Ueber das erſtin⸗ 
ſtanzliche Urtheil in dem Communiſten⸗Prozeß 
giebt heute der Publiciſt folgende beſtimmtere Mitthei⸗ 
lung. „Sämmtliche vier Angeklagte ſind der Stiftung 
und Theilnahme einer geheimen Verbindung, im Sinne 
des Geſetzes vom 20. Oktober 1798 für nicht ſchuldig 
erkannt, dagegen zwei von ihnen, Mentel und Büh⸗ 
ring, der Stiftung und Theilnahme an einer durch 
§ 183 der Gewerbeordnung, verbotenen Geſellenverbin⸗ 
dung für ſchuldig erachtet, und erſterer zu einer Awö⸗ 
chentlichen, letzterer aber zu einer 14tägigen Gefängniß⸗ 
Strafe verurtheilt, welche aber durch den erlittenen Un⸗ 


terſuchungsarreſt für verbüßt angeſehen werden ſoll.“ 


Außerdem iſt wegen wiſſentlicher Verbreitung verbote⸗ 
ner Schriften gegen beide auf eine Geldbuße von 50 
Rthl. erkannt, an deren Stelle für den Fall des Zah⸗ 
lungsunvermögens eine ſechswöchentliche Gefängnißſtrafe 
5 Alle vier Angeklagte wurden ſogleich in Freiheit 
geſetzt.“ 

Ein von dem Miniſterium der geiſtl. Angelegenhei⸗ 
ten an den Geſammt⸗Ausſchuß der Provinzial⸗Vereine 
der Guſtav-Adolf⸗ Stiftung in Preußen ergangenes 
Schreiben geht davon aus, daß der Beſchluß der Ber⸗ 
liner Haupt⸗Verſammlung über die Nichtbefähigung des 

r. Rupp, als Vertreter eines im Verbande der G. 
A.⸗Stiftung ſtehenden Haupt⸗Vereins, auf den Haupt⸗ 
Verſammlungen zu erſcheinen, ſo verſchieden auch die 


Vereins und ſomit eine bedrohliche Gefühtdung feines 


| verein (2728) Thlr. überwies. 


Konig 2000 Thlr. verwilligt. 


Die Expedition iR auf der Herrenſtraße Ur. 20. 


wohlthätigen Beſtehens zu liegen ſcheine. Als Belege 
hierfür wird ſodann auf die in Königsberg, Breslau 
und Schweidnitz erfolgten Spaltungen und Abſonderun⸗ 
gen hingewieſen: Thatſachen, die es rechtfertigen wür⸗ 
den, wenn der Geſamnit⸗Ausſchuß der Provinzial⸗Vereine 
der G.⸗A.⸗Stiftung, mit dem Verlaͤngen des allerhöch⸗ 
ſten Protektors, die Aufrechthaltung der verfaſſungsmä⸗ 
ßigen Vereinsordnung, die einttächtige Entwickelung und 
die Fortdauer feiner geſegneten Wirkſamkelt geſichert zu 
ſehen, übeteinſtimmend die zur Erreichung dieſes Zweckes 
dienſamen Mittel in ernſte Etwaͤgung nehme; ſchließlich 
wird der Geſammt⸗Ausſchuß, unter Beziehung auf die 
bevorſtehenden Wahlen für die nächſte Haupt⸗Verſamm⸗ 
lung in Darmſtadt, aufgefordert: eine der Sachlage 
angemeſſene Vereinigung der preußiſchen Hauptveteine 
über die für die Erreichung des wahren urſprünglichen 
Zweckes des Vereins, welchem der erhabene Protektor 
Schutz und Förderung und damit zugleich Abwehr der 
ihm drohenden Gefahren zugeſagt hat, von ihnen ein⸗ 
zunehmende Stellung herbeizuführen. In der Sitzung 
des Geſammt⸗Ausſchuſſes dom Iten dieſes Monats 


würde nun dieſer Gegenſtand näher erörtert und, nach⸗ 


dem ſich der GeſammtAusſchuß für kompetent in die⸗ 
ſer Angelegenheit erklärt hatte, beſchloſſen, das vorſte⸗ 
hende miniſterielle Schreiben an ſämmtliche preußlſche 
Hauptbeteine zu ſchicken, mit der Ermahnung zum 
Frieden und zur Verſöhnlichkeit, zugleich aber mit dem 
Vorſchlag erſtens: auf der Darmſtädter Hauptverſamm⸗ 


lung dahin zu wirken, daß der Paragraph der Statu⸗ 


ten, welcher von der Qualifikation der Abgeordneten 
handelt, ſo interpretirt werden möchte, daß die Unterſu⸗ 


chung der Qualifikation nur auf die formelle Legitima⸗ 


tion zu beſchränken, die Entſcheidung über die Angehö⸗ 
rigkeit zur evangeliſchen Kirche aber den Hauptvereinen 
ſelbſt zu überlaffen, mithin jeder Abgeordnete, der eine 
gehörige Legitimation ſeiner Wahl beibringt, ohne Wei⸗ 
teres als Mitglied der Hauptverſammlung anzuerkennen 
ſei; — zweitens mit Beziehung hierauf die Angelegen⸗ 
heit Rupp's von jetzt an auf ſich beruhen zu laſſen. 
(Magdeb. Ztg.), 

In der geſtern ſtattgehabten Verſammlung des hie⸗ 
figen Guſtav⸗Adolf⸗Vereins, unter dem Vorſitze des 
Predigers Jonas, erſtatteten Herr Möwes und Herr 
Direktor Auguſt den Bericht, und Prediger Bellermann 
hielt das Vor⸗ und Schlußgebet. Dem abgelegten 
Berichte zufolge hatte der Verein im Jahre 1845: 
1797, 1846: 2071 und in dieſem Jahre hat er 
1945 Mitglieder, welche 2115 Thlr. beitragen. Die 
hieſige Commune hat auf fernere 3 Jahre jährlich 
200 Thlr. dem Vereine zugeſagt. 1846 gingen noch 
außerdem ein: an Geſchenken und anderen Zuwendun⸗ 
gen 140 Thlr., an Kirchenkollekte 100 Rtlr., bei der 
Reformationsfeier 100 Rtlr. und eben ſo viel durch 
ein veranſtaltetes Oratorium. Summa der Einnah⸗ 
men für vergangenes Jahr, wobei auch der bedeutende 
Beitrag des Königs mit eingerechnet iſt, 4456 Rtlr., 
welche der Verein ſtatutenmäßig theils ſelbſt zu Unter⸗ 
ſtützungen verwandte, theils dem brandenburger Haupt⸗ 
Die 66 Lofalvereine 
der Provinz haben 7523 Thlr. aufgebracht, wozu der 
$ 20 evangeliſche Ge⸗ 
meinden wurden mit 6650 Thlrn. unterſtützt. — Nach 
dem Rechnungsberichte wurde der Unterſttitzungsplan 
für das laufende Jahr verleſen. Derſelbe befand ſich 


zwar in den Händen der Vorſteher gedruckt, konnte 


aber, wie vom Vorſtande aus auf eine desfallſige An⸗ 
frage erwidert wurde, aus zarten Rülckſichten den Mit⸗ 
gliedern nicht en werden. Derſelbe lag jedoch 
boche in der Behauſung der Vorſteher zur Anſicht 
aus. Aus demſelben iſt erſichtlich, daß diesmal die mei⸗ 
ſten Unterſtützungen füt Kirchen, Schulen, Geiſtliche 
und Lehret den evangeliſchen Untetthanen des öſterrei⸗ 
chiſchen Kaiſerſtagts zugedacht find: Die der Töplitzer 
evangeliſchen Gemeinde zugevachte Unterſtüßung von 


1000 Thlrn. fanden Mehrere, namentlich Bürgermei⸗ 


ſter Raunyn, im Verhältniſſe der übrigen, für die mei⸗ 
ſtens nur 100 und 200 Thlr. beſtimmt wurde, für zu 
bedeutend; allein der Einſpruch wurde durch die Be⸗ 
merkung beſeitigt, daß Töplitz als Badeort der Sam: 
melplatz für Evangeliſche ſei, und daß die dortige Re⸗ 
gierung erſt alsdanu die Erlaubniß zum Aufbau 
einer Kirche geben würde, wenn bedeutende Fonds 
dafür nachgewieſen werden könnten. Auch ſei der 
hieſige Verein hinſichtlich der Zuläſſigkeit der Un 
terſtütungen mit dem kaiſerlichen Konſiſtorium in 
Unterhandlung und dem beſten Vernehmen. Das 
geringe Gehalt der evangeliſchen Geiſtlichen und Lehrer 
im Kaiſerſtaate, welches in der Regel in etwa 20 Thlrn., 
einem Faſſe Bier, 20 Pfund Schmalz und anderen 
Naturalien beſteht, beſtimmte die Verſammlung, auch 
dieſen eine Zulage zu bewilligen. In der Rhein⸗ 
provinz, Weſtfalen und Schleſien fand man gleich⸗ 
falls unterſtützungsbedürftige evangeliſche Gemeinden 
der Berückſichtigung werth, was ebenfalls, da dieſe Pro⸗ 
vinzen zu Preußen gehörten, Reklamationen hervorrief. 
Man entſchied ſich jedoch zuletzt dahin, daß in dem 
am 26. d. in Brandenburg zuſammenkommenden Pros 
vinzialvereine darüber ein Entſchluß gefaßt werden ſolle, 
ob fernerhin auch inländiſche evangeliſche Gemeinden 
einer Unterſtützung für theil⸗ oder nichttheilhaftig erklärt 
werden ſollten. — Von gemachten Anträgen heben wir 
folgende hervor: 1. Der Centralverein möge jetzt nach 
dem Umſchwunge der Verhältniſſe in Baiern mit der 
dortigen Regierung von Neuem wegen Unterſtützung 
der baieriſchen evangeliſchen Gemeinden in Unterhand⸗ 
lung treten.“ Die Verſammlung erklärt ſich für den 
Antrag. — 2. „Damit die Rupp'ſche Scene nicht 
zum Zweitenmal vorkomme, ſollten diesmal die Ple⸗ 
nar⸗Verſammlungen ihre Abgeordneten für die Central⸗ 
Zuſammenkunft in Darmſtadt ſelbſt wählen; als ſtatu⸗ 
‚tenwidrig wird der Antrag verworfen, und es wird 
ſonach die frühere Beſtimmung feſtgehalten, daß der 
Verwaltungs⸗Rath wähle. — 3. Stellt Aſſeſſor Wache 
den Antrag, wenn der Vorſtand in ſeinem Einladungs⸗ 
Programm ſein Bedauern darüber ausdrücke, „daß 
mehrere Mitglieder aus dem Verwaltungsrathe geſchie⸗ 
den, fo ſolle das Wort „Bedauern“ hinſichtlich zweier 
Ausgeſchiedenen geſtrichen werden, weil Einer derſelben 
ein ihm vertrautes Amt vor der Zeit niedergelegt und 
der Zweite ſelbſt mit dem Plane umgehe, einen neuen 
Verein zu gründen. Der Antrag fand zwar Beifall, 
wurde jedoch nicht angenommen, weil es der chriſtlichen 
Liebe zuwiderlaufe.“ In den Verwaltungsrath wur⸗ 
den gewählt: die Prediger Sydow und Jonas, Geh. 
N. Jonas, Stadtſchulrath Schulze, Stadt⸗Syndikus 
Möwes, Bürgermeiſter Naunyn, Prof. Kaliſch, Stadt⸗ 
rath Krebs, als Stellvertreter: Prof. v. Raumer und 

Stadt⸗Syndikus Hedemann. — Die Verſammlung, 

aus etwa 400 Perſonen beſtehend, dauerte von 4 bis 

7½ Uhr. (Berl. Z. H.) 

N Bei der geſtern in dem 31. (Kochſtraßen⸗ Bezirke) 
ſtattgefundenen Stadtverordnetenwahl iſt der Prof. Fr. 
v. Raumer mit der bedeutenden Stimmenmehrheit von 
188 gegen 19 Stimmen zum Stadtverordneten gewählt 
worden. Herr v. Raumer, der eine tief ergreifende 

Rede hielt, hatte ſchon das vorige Mal gewählt wer⸗ 
den ſollen, indeß hinderte ſeine Wahl der Zweifel, ob 
er dieſelbe auch annehmen würde? Deshalb war dies⸗ 
mal vorher eine Anfrage an ihn gerichtet, und die gün⸗ 
ſtige Antwort den Bürgern ſeines Bezirks brieflich mit⸗ 
getheilt worden. — In dem Dreifaltigkeitskirchen⸗Be⸗ 
zirk iſt vorgeſtern der Dr. Nauwerck, in dem Friedrich⸗ 
Wilhelms⸗Gymnaſiums⸗Bezirk geſtern der Apotheker und 
Bezirksvorſteher Falckenberg, ungeachtet er vor der Wahl 
erklärte, daß er zum 1. Juli ſeine Wrhnung in ein 
anderes Revier verlege, mit 112 gegen 24 Stimmen 
zum Stadtverordneten gewählt worden. — Bei einer 

borgeſtern hier gehaltenen Stadtverordneten-Wahl äu⸗ 

ßerte der fungirende Geiſtliche in feiner Rede unter 
Anderm: daß nur ein guter Chriſt ein guter Bürger 
ſein könne. Mehrere achtbare Bürger jüdiſchen Glau⸗ 
bens, welche dem Wahlakt beiwohnten, fanden ſich durch 
dieſe Aeußerung verletzt und wollten ſich deshalb aus 
der Verſammlung entfernen, blieben indeß auf Zureden 
der letzteren. Als zur Wahl geſchritten wurde, bemerkte 
man auch die Namen mehrerer Kandidaten jüdiſchen 
Glaubens mit Stimmen⸗Mehrheit auf der Wahlliſte. 
Dieſe erklärten ſich jedoch gegen die Annahme jedes 
Kommunal⸗Amtes. (Spener. 3.) 

i Königsberg, 12. Juni. Die Freievangeli⸗ 
ſchen haben auswärtig Aufforderungen zur Unterſtützung 

der freievangeliſchen Gemeinde und 1000 Spaarkaſſen⸗ 
bücher drucken laſſen, die jetzt durch die Bezirksarmen⸗ 

vorſteher und Mitglieder der Gemeinde vertheilt werden 
ſollen. Uebrigens wird über die Indifferenz bei der 
Armenpflege bittere Beſchwerde geführt. Zu der An⸗ 
ſchaffung eines zweiten ſilbernen oder wenigſtens zin⸗ 
nernen Taufgeſchirrs für das zweite Lokal — die „Har⸗ 
monie“ — haben die Geldmittel der Gemeinde nicht 
ausgereicht. Weil die Vorträge der Hülfsprediger, wie 
vorauszuſehen war, nur ſehr ſpärlich beſucht werden, 
wurde in Vorſchlag gebracht, künftighin nicht mehr 
bekannt zu machen, wer in der deutſchen und wer in 
der jüdiſchen Reſſource den ſonntäglichen Vortrag hal⸗ 
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ten würde; doch ging dieſer caſuiſtiſche Antrag nicht 
durch. — Herrendörfer befindet ſich zur Zeit in Bres⸗ 
lau, um dort Gaſtpredigten zu halten. Das von der 
Gemeinde projektirte Immediat⸗ Schreiben an des Kö: 
nigs Majeſtät wird nicht abgeſchickt werden, weil ſie 
glaubt, durch die Erklärung der Deutſch⸗Katholiken auf 
dem Berl. Conzil in Betreff des Patentes vom 30. 
März eine ausreichende Stütze erhalten zu haben. — 
Am 8. und 9. Juli wird hier ein Congreß von 
Aerzten ſtattfinden. Er ſoll ſich alle Jahre einmal 
wiederholen. Die Herren Mediz.⸗Rath Dr. Treyden 
und Prof. Dr. Hein ſtehen an der Spitze des Unter⸗ 
nehmens und haben dazu bereits ſämmtliche promo⸗ 
virte Aerzte der Stadt und Provinz per Circular ein⸗ 
laden. (Stg. f. Pr.) 
Dent ſchland. 

München, 13. Juni. Se. Majeſtät der König 
hat Se. königl. Hoheit den Kronprinzen zum 
General-Inſpektor des geſammten Heeres 
ernannt und Höchſtdenſelben ermächtigt, die Inſpizi⸗ 
rung der einzelnen Heeresabtheilungen in ſelbſt zu wäh⸗ 
lendem und zu bemeſſenden Zeitraum vorzunehmen. 
Die Stelle eines General-Inſpektors hat zuletzt der 
verewigte Feldmarſchall Fürſt Wrede bekleidet, ſeit deſ⸗ 
ſen Ableben dieſelbe nicht mehr beſetzt war. — Wie 


die Würzb. Ztg. meldet, hat Se. Majeſtät der König 
die Berufung des Profeſſors Dr. Lutterbeck von 
Gießen an die theologiſche Fakultät in Würzburg ge⸗ 
nehmigt, ſo daß dieſe Fakultät nunmehr fünf ordent⸗ 
liche Profeſſoren zählen wird. Der außerordentliche 
Profeſſor der mediziniſchen Fakultät an der genannten 
Hochſchule, Dr. Scherer, iſt zum ordentlichen Pro⸗ 
feſſor ernannt worden. (N. K.) 

Karlsruhe, 13. Juni. Die dem Bunde gegen⸗ 
über beſtehende Verpflichtung der Regierung, keinerlei 
politiſche Vereine zu dulden, haben das Miniſterium 
des Innern bewogen, durch Beſchluß vom 11ten d. M, 
nach Maßgabe des Geſetzes vom 26. Oktober 1833 
den Mannheimer Turnverein aufzulöſen, und die fer⸗ 
nere Theilnahme daran bei Vermeidung der in jenem 
Geſetze gedrohten Strafen zu verbieten. In Anerken⸗ 
nung des Werthes des Turnens an ſich hat jedoch das 
Miniſterium des Innern (dem Antrage der Kreisregie⸗ 
rung gemäß) zugleich ausgeſprochen, daß der neuen 
Bildung eines Turnvereins Nichts in den Weg zu le⸗ 
gen ſei, wenn derſelbe ausreichende Garantien biete, 
daß er wirklich nur mit dem Turnen ſich beſchäftige 
und von politiſchem Treiben ferne halte. 

f (Karlsr. 3.) 

Hannover, 15. Juni. Se. Maj. der König hat 
den bisherigen Kriegsminiſter, General⸗Lieutenant Gra⸗ 
fen v. Kielmannsegge, in den Ruheſtand verſetzt, und 
den General⸗Major und Chef des Generalſtabes, Prott, 
mit Beibehaltung ſeiner Stellung zum Direktor des k. 
Kriegsminiſteriums ernannt. — Die Verhandlungen 
über den Anſchluß Hannovers an den engliſch-preußi⸗ 
ſchen Vertrag über internationales Verlagsrecht ſind 
zwar in ihr erſtes Stadium zurückgekehrt, d. h. die 
angeſehenſten Buchhandlungen zu einem Gutachten auf, 
gefordert worden. Indeß iſt dieſes Gutachten für den 
Anſchluß ausgefallen. e (Hann. 3.) 

Hamburg, 14. Juni. Am Sonntag Morgen 
fanden in Altona Theuerungsunruhen ſtatt. Ein 
Bauer, der auf dem Markte Kartoffeln verkaufte, hatte 
in dem Grade, wie ſich der Zuſpruch zu ihnen mehrte, 
allmälig ſeine Preiſe auf das Doppelte geſteigert: dies 
brachte die Käufer und Käuferinnen auf, man griff die 
Kortoffelſäcke an, ſchüttete fie aus und prügelte den 
Bauer durch. Gütlicher Anſprache des Polizeimeiſters, 
Etatsrath Schrader, gelang es, die Volkshaufen zu be⸗ 
ſchwichtigen, während gleichzeitig Dragoner aufmar⸗ 
ſchirten. Der Bauer wurde zu ſeiner eigenen Sicher⸗ 
heit mit ſeinen Kartoffeln in die Wache gebracht, und 
eine Frau, welche Kartoffeln ohne Geld kaufen wollte, 
verhaftet. (Spen. 3.) 

Oeſterrei ch. 

* Wien, 16. Juni. Die Verhandlungen der 
preußiſchen Landſtände, welche die Aufmerkſamkeit der 
hieſigen Diplomatie ſo ſehr in Anſpruch nehmen, ſchei⸗ 
nen doch nicht ohne Einfluß auf unſere und die böh⸗ 
miſche Stände⸗Verſammlungen geblieben zu ſein. — 
Einiges Aufſehen erregt das tragiſche Ende des in 
Ofen bei den Kindern des verſtorbenen Erzherzogs Pa⸗ 


latinus angeſtellt geweſenen Religionslehrers, der wie 


es heißt, hierher zitirt wurde, und ſich auf der Reiſe 
hierher vom Dampfſchiffe ins Waſſer ſtürzte. Ueber 
die Veranlaſſung zu dieſem verzweiflungsvollen Schritte 
gehen allerlei Gerüchte umher. 8 
Rußland. e 

Von der polniſchen Grenze, den 16. Juni. 
Aus dem benachbarten Königreiche hört man, daß neben 
einzelnen Begnadigungen, die zum Theil mit der Wie⸗ 
derverleihung früher confiszirter Güter verknüpft gewe⸗ 
ſen wiederum eine größere Anzahl neuer Verhaf⸗ 
tungen, theils in Warſchau ſelbſt, theils in den Pro⸗ 
vinzen vorgekommen ſind, und man glaubt daraus nun 
auf einen ſehr nahe bevorſtehenden Beſuch des Kaiſers 
mit Gewißheit rechnen zu dürfen, denn dergleichen pflegt 
feiner Ankunft immer vorher zu gehen. — Der vom 
General- Polizeimeiſter Abramowitſch erlaſſene Befehl 
zur ſofortigen Ausfertigung der Reiſepäſſe für das In⸗ 
land ſowohl, als nach dem Auslande, hat bisjetzt kei⸗ 
nen weſentlichen Einfluß auf die Erleichterung des Rei⸗ 
ſeverkehrs geübt und üben können, da die übrigen Der’ 
ordnungen, welche die Bedingungen, an welche die Er⸗ 
langung eines Paſſes geknüpft ſind, weder aufgehoben, 
noch weſentlich modiſizirt worden find, und diefe den Beam⸗ 
ten hinreichende Vorwände zu Vexationen geben, fo daß man 
ohne Rubel auch jetzt noch nicht ſchneller zum Ziele gelangt. 
Uebrigens iſt und bleibt — außer der nächtlichen Re 
viſion der Tabagien und Schanklokale, den Schlupf“ 
winkeln des Gefindels — die perſönliche Uebung un 
Kontrole der Fremdenpolizei immer eine Lieblin 
ſchäftigung des General-Polizeimeiſters, und ſchwerlc 
dürfte ein Mann aus den höhern Ständen zu ein 
Paß gelangen können, bevor er ihn nicht, geſehen 
ungeſehen, feinem ſcharfprüfenden Blick unterwo 
hätte. Auch dem Ausländer räth man jetzt noch nicht 
auch nur mit der geringſten Ungenauigkeit im Paß das * 
nigreich zu beſuchen, die unvermeidliche Zurückweiſung 
über die Grenze, nach einem peinlichen Inquifitiond® 
fahren, würde immer die am wenigſten empfindliche 
Folge davon ſein. 


Frankreich. 

** Paris, 14. Juni. Unſere Zeitungen berchäfft 
gen ſich faſt nur mit Algier und die Preſſe berech 
dabei unter Anderem, daß dieſe Eroberung Franki 
bereits eine volle Milliarde koſtet, dabei aber den Sta 
abhalte, feine Armee zu reformiren e. Wenn 
Franzoſen über Algier räſonniren, ſo verſtehen ſie ib 
ren eigenen Vortheil ſchlecht. Gewiß koſtet das Land 
Frankreich außerordentlich viel Geld, aber es ſchaft 
Frankreich das, was es zu ſeiner Exiſtenz eben ſo no 
thig hat als das Brod, nämlich einen fortwähr 
Krieg. Die Franzoſen find eine kriegeriſche N 
und wo hätten fie ihre belloniſche Leidenſchaft beſſer de' 
friedigen können, als in Algier, das noch dazu ſchlimm 
ſten Falls dem Staate keine Gefahr bringt. 45 
gier erzieht Frankreich ſeine Armee, die eben durch di 
dortigen Kämpfe die kriegskundigſte in Europa iſt W 
dem übrigen Europa vielleicht gefährlich würde, 
das heiße Afrika nicht immer neue Beſchäftigung böte 
So iſt denn auch jetzt wieder General Cavaignac 
Bewegung, um die Gränzen zu decken, und in To 
werden neue Verſtärkungstruppen eingeſchifft. N 
es aber wahr ift, fo hat gleichzeitig auch Abdel Kaber 
bei der Königin von Spanien darum gebeten, i 
Vermittelung zwiſchen ihm und dem Könige die 
Franzoſen zu übernehmen. Nach der Union Me 
narchigue hat die Regierung immer noch Beſo rg 
wegen der Anweſenheit des Grafen von Mont eme 
lin, den ſie auch in verſchiedenen Provinzialſecbtet, 
jedoch erfolglos, aufſuchen ließ. —In Spanien iſt b 
gens für einen Aufſtand wenig zu hoffen und zu 1000 
ten. In Katalonien ſtehen gegenwärtig an 40, 
Mann Truppen und fämmtliche Banden der Mugen 
moliniſten, ſelbſt die imaginären mitgerechnet WÜRDET 
keine 1500 Mann zuſammen bringen. Die Kön Pen 
Mutter von Spanien ift wieder hier eingettoll r 
eben fo der Marſchall Bugeaud in Excideuil Aalen 
— Die heutige Sitzung der Pairskammer wa da 
intereſſant. Nachdem der Präſident ang e f 
A en bi, Aktenſt 65 er 6 

ntervention in Portugal überfendet un 
wurf wegen der Minen der Se 1 
batte angenommen war, ging man zun legte die Bite 
Der Berichterſtatter, Baron Karl Dun, ee 

; zones don Weſtfalen, Je⸗ 
ſchrift des ehemaligen Königs ür ſich und feine Ja⸗ 
rome Napoleon vor, weicher FOR off, W 
milie die Wiederaufnahme als 5 3 iſche ſich für 
Frankreich erbittet. Die Kant ne erklärte ſich ig 
die Niederlegung der Birtſchrift in das Nachweiſung, 
büreau. Der Für von der Moskwa hielt e 

; pen verbannten König, der gerade vo 
eurige Rede für d Aa onig, ge 15 
2 Jie mit Frankreich in der Schlacht bei Watt 
loo gefochten. Au Herr Viktor Hugo ſprach er 
dieſem Sinne, worauf denn der Fina 

f das Miniſterium ganz die edlen Gel 4 
daß aber die politiſchen Verhältniſſe in diet, 
Augenblick noch nicht die 8 der Bitte gest 
teten. Er bat, daß man die Bittſchrift dem Minde 
rium nicht überweiſe. (Abgang der Poſt.) — Die J 
putirtenkammer beſchäftigte ſich mit DO el 
die Poſt abging, hatte Heer Gremieug feine 9 
lationsrede noch nicht gefchloffen, feine Frage und 
Guizots Antwort drohten die ganze Sſtzung 177 vom 
len. — Die neueſten Nachrichten aus Spanie pi 


J 


Ben wußten nichts, als daß die Spanier in Portu⸗ 
gal eingerückt ſind und nach heißem Gefechte Va⸗ 
lenza do Minho beſetzt haben. g 

20 Amerika. 

Mexiko, 30. April. Die politiſchen Angelegenhei⸗ 
ten entwickeln ſich jetzt hier in raſcher Folge. Die Ca⸗ 
pitulation von Veracruz und Ulloa, ſowie die Schlacht 

don Cerro gordo werden Ihnen bereits bekannt fein, 
Die Stellung, welche Santa Anna bei dem letzteren 
= genommen hatte, mochte, nach der hieſigen Art 


rieg zu führen, für unüberwindlich gelten, allein ſie 
urde von den Feinden um fo. leichter genommen, als 
fie Mittel fanden, fie zu umgehen, indem fie, wie es 
heißt, einen eigenen Weg bahnten, und die Mexikaner 
urden mit dem Verluſte ihrer ganzen Artillerie und 
agage in wenigen Stunden gänzlich geſchlagen und 
auseinandergeſprengt. Freilich waren die Kräfte auch 
ſehr ungleich, denn Santa Anna hatte nur ungefähr 
3000 bis 3500 Mann regelmäßiger Infanterie, wo⸗ 
"don der größte Theil eben erſt 300 Leguas weit, von 
Saltillo, angekommen war, und ſich in dem jämmer⸗ 
lichſten Zuſtande, von Allem entblößt, befand. Für die 
Kavalerie aber war einestheils das Terrain ſehr ungün⸗ 
ſtig, und andererſeits ſcheint ſie ſich auch, unter Ca⸗ 
nalizo's Anführung, ſehr ſchlecht benommen und ſo⸗ 
gleich das Weite geſucht zu haben. Ueber den Verluſt 
an Todten und Verwundeten weiß man hier noch nichts 
Näheres; unter den letzteren ſoll ſich der Gen. Vas⸗ 
quez befinden. Die gefangenen Offiziere und Generale 
ſcheinen von dem Gen. Scott auf Parole freigegeben 
worden zu ſein. Santa Anna rettete ſich über Hua⸗ 
tusco nach Oricaba mit wenigem Gefolge, und dort 
ſcheint er neuerdings Truppen ſammeln zu wollen. 
Die Amerikaner ſollen bereits Perote beſetzt haben und 
in Puebla ſcheint man entſchloſſen, keinen Widerſtand 
zu leiſten. Hier ſpricht ſich die überwiegende Meinung 
eben dahin aus, und obwohl man einige Anſtalten zur 
Vertheidigung macht, Verſchanzungen aufwirft ꝛc., fo 
ſcheint es doch kein rechter Ernſt damit zu ſein. Die 
Regierung ſpricht zwar von Fortſetzung des Krieges: 
es erſcheinen Aufrufe zur Bildung von Guerillas, und 
man behauptet, die Amerikaner bald ermüden zu koͤn⸗ 
nen: allein es fehlt an Mitteln, an Waffen und Geld, 
und wenn auch einzelne Opfer gebracht werden, fo iſt 
doch nichts von einem allgemeinem Enthuſiasmus zu 
ſpüren, weshalb es auch, trotz allen Geſchreis, noch 
immer möglich iſt, daß man ſich endlich zum Nachge⸗ 
ben entſchließt. Man ſpricht von einem neuen Ver⸗ 
mittelungs⸗Anerbieten des engliſchen Geſandten, und es 
heißt auch, daß wiederum drei Abgeordnete von den 
Vereinigten Staaten mit Friedensvorſchlägen unterwe⸗ 
ges wären. Im Norden ſcheinen die Amerikaner ſich 
jetzt ſehr ſchlecht aufzuführen. 
em Gen. Urua weggenommenen Convois hat der Gen. 
Taylor den nördlichen Staaten eine Contribution von 
100,000 D. auferlegt, und aus Saltillo meldet man, 
daß es heiße, er habe zur Eintreibung derſelben gedroht, 
die texaniſchen Freiwilligen loszulaſſen d. h. Alles 
mit Feuer und Schwert zu vertilgen. — Die Finanz⸗ 
Noth dauert hier fort, doch ſcheint die Geiſtlichkeit jetzt 
allerdings etwas Nennenswerthes beizuſteuern, und hat 
auch angefangen, von ihren Grundſtücken zu veräußern. 

—— (Spener. Z.) 
— . — — — 

Lokales und Provinzielles. 
‘ 


Ein Beitrag zur Noth⸗Geſchichte. 


* 


heit ſtärker hervor, als wenn wir uns vermeſſen, die 
Wunden, welche die hin und wieder einmal ungünſtige 
Natur uns geſchlagen, heilen zu wollen. Weder Vereine, 
noch Abminiftrativ: Behörden, noch National⸗Verſamm⸗ 
lungen vermögen ſelbſt durch eine Keite von Maßtegeln 
hier nur das Geringſte zu leiſten, da wie wir es leider 
jetzt faſt täglich erfahren müſſen, die ſtets nur unzuläng⸗ 
liche Hilfe auf der einen kranken Seite des Haushaltes, 
das Uebel auf der Anderen nur aufs Neue in anderer 
Geſtalt erzeugt. Dieſe Lehre gab uns jüngſt der Erlaß 
der Mahlſteuer, welcher ohne Nutzen für den damit be⸗ 
dachten armen Conſumenten, den Kommunallaſten, die 
Mittel zu deren anderweitigen, erfolgreichen Unterſtützung, 
bedeutend ſchmälerte. Dleſe Lehre giebt uns neuerdings 
das gewiß wohlgemeinte Verbot der Spiritus fabrikation, 
welche wie wir thatſächlich erfahren auf den Groß Vieh⸗ 
ſtand der Provinz einen dedenklich reducirenden Zuſtand 
erzeugte. Es ſollte dieſe Maßregel, die allerdings noth: 
wendige Kartoffel für die Küche erhalten, entzog aber 
dem Landwirth das zur Maſtung feines Viehes fo noth⸗ 
wendige, ſogenannte Geſpühle, und hatte zur nächſten 
Folge, daß in Ermangelung eines anderen dieſem ent⸗ 
ſprechenden Futtermittel, neden dem anfänglich magern 
Wieſenwachs, die Beſtände des für die Schlachtdank 
beſtimmten Rindviehes ſich minderten. Hierzu wirken 
noch zum Ueberfluß, in Gemeinſchaft mit gedachtem 
Mangel, fremde Aufkäufer mit, welche unſere ergiebige, 
und auch minder reiche Gegenden à tout pris ausbeu⸗ 
ten, und unſeren ſpärlichen Vorrath an Schlacht Rind, 
ber Dampfzüge an die Hamburger Rauchkammern und 
Hamburger Fleiſch⸗Exporteure abliefern. Während nun 
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Als Strafe für die von 


Wohl nirgend tritt die Ohnmacht menſchlicher Weis⸗ 
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einerſelts unſere Grenzen ber Ausführung unſerer leben⸗ 
den Fleiſchvorräthe offenſtehen, ſollen der Hereinbringung 
fremden Rindes immer noch Präfervariv + Maßregein, 
dutch Grenz⸗Contumaz, gegen die längſt verſchollene 
Dame Cholera entgegenſtehen, was ſelbſtredend keine 
glänzende Einladung für ausländiſche Viehzüchter ſein 
kann und fo mußte das Sinken der Kartoffelpreife mit 
der bedenklichen Steigerung der Fleiſchtaxe Hand in 
Hand gehen. Wie wir erfahren ſind von Selten hie⸗ 
ſiger Fleiſchermittel an hoher Provinzialftelle wegen ge: 
dachter Grenzſperre geeignete Schritte gethan worden, 
welchen daſelbſt aber kein beftiedigendes Reſultat vielleicht 
werden konnte. 5 

Nicht vom Brodte allein lebt der Menſch, auch 
nicht die Kartoffel allein können den Arbeiter im Schweiße 
des Angeſichts zur Genüge kräftigen. Es darf ihm die 
animaliſche Nahrung nicht abgehen, wenn der Mann 
den Tageslaſten und Mühen widerſtehen und auf die 
Zeit ausdauern ſoll. Die jetzigen, ſaſt täglich fteigen: 
den Fleiſchtaxen entziehen den in heutiger Theuerung 
auch für noch frugalere Bedürfniſſe zur Genüge bean⸗ 
ſpruchten Familien den Genuß des Fleiſches, zumal deſ⸗ 
ſen ſehr magere Beſchaffenheit ihnen auch für vieles 
Geld nur wenig zu bieten vermag. 

Möge dieſer zur Genüge bekannte und fühlbare 
Uebelſtand die Aufmerkſamket unſeter gewiß väterlich 
ſorgenden Regierung erregen, daß auch nach den von 
uns angedeuteten Seiten bin, Schritte zur Hebung der 
Noth zum Wohle des Bürgers geſchehen. 

u Sep N 

Brieg, 15. Juni. In unſern Nachbarftädten 
Ohlau, Strehlen und Löwen wird das Geſetz, 
nach welchem Händler erſt um 11 Uhr kaufen dürfen, 
fortwährend ausgeübt. In Löwen hält man es für 
unbedingt wohlthätig, da bisher immer Alles, was zu 
Markte kam, in die Hände der Conſumenten gelangte; 
denn wie früher, ſo war auch am Markttage den 9. 
Juni um 11 Uhr bereits Alles verkauft außer dem 
Hafer, den die armen Leute nicht brauchen, und die 
Händler erhielten alſo nichts als Hafer. Es iſt als 
beſtimmt anzunehmen, daß die ländlichen Verkäufer 
nicht bis um 11 Uhr auf einen ungewiſſen Verkauf 
warten werden, wenn ſie ſchon vorher ihre Waaren gut 
los werden können, außerdem verkaufen ſie auch aus 
Gründen meiſt lieber an Conſumenten als an Händ⸗ 
ler. Wenn man fürchtete, die Landleute würden we⸗ 
gen Beſchränkung der Händler nicht zu Markte kom⸗ 
men, ſo hat das in Strehlen und Ohlau am Anfange 
allerdings fo geſchienen; doch ſich bald wieder zum Beſ⸗ 
ſern gewendet. Ueberall aber hat es ſich außer Zweifel 
geſtellt, daß die Landleute keinesweges wegen Beſchrän⸗ 
kung der Händler den Markt nicht beſuchten, ſondern 
deshalb, weil ihnen vorgeredet worden war, in den 
Städten würden ihnen die Waaren weggenommen, 
wenn ſie ſolche nicht halb umſonſt verkauften. Möch⸗ 
ten doch ſolche Fintenmacher ermittelt und hart be⸗ 
ſtraft werden. Wenn freilich der unſelige Hauſirhan⸗ 
del um die erſten Lebensbedürfniſſe und der Tauſchhan⸗ 
del von Zucker, Kaffee, Band, Zwirn u. ſ. w. gegen 
Butter, Hühner u. ſ. w. in den Dörfern fortdauert, 
dann bleibt es für die Städter ſchlimm. — Leute aus 


dem Poſenſchen erzählen hier, daß dort in vielen Dör⸗ 


fern ſchon längſt kein Brod mehr zu ſehen ſei. Die 
gewöhnliche Nahrung iſt Heu, das klein gemacht und 
gekocht wird. — Landleute verſichern, daß von Spe⸗ 
kulanten ſchon mehrfach Käufe von Getreide auf dem 
Halm abgeſchloſſen ſeien; die Preiſe ſollen nach dem 
Ausdruſch mit 3 Rthlr. bis 3 Rthlr. 10 Sgr. pro 
Scheffel geſtellt worden ſein. — Vom letzten Roſen⸗ 
berger Markte hört man folgende Gaunergeſchichte: Zu 
einem Bauer in der Nähe von Roſenberg kam am 
Spätabende vor dem Markte ein fremder Mann in 
die Stube und bat, ſeine Kuh bei dem Bauer einſtel⸗ 
len zu dürfen, die er morgen zum Markte führen 
wolle; er habe ſchon einen weiten Weg gemacht und 
ſei jetzt gar zu müde. Der Bauer bewilligte gutwillig 
ſogleich das Geſuch und wollte dem Fremden einen 
Platz für feine Kuh anweiſen; doch diefer meinte, er 
möge ſich gar nicht bemühen, die Kuh ſei ſchon unter 
ſeinem Schuppen untergebracht. Der Bauer und ſein 
Gaſt gingen ſchlafen und am andern Morgen ſchloß 
ſich Erſterer dem Letztern an, um mit auf den Markt 
zu gehen. Unterwegs betrachtete der Bauer die Kuh 
und ſagte, ſie ſieht meiner Kuh recht ähnlich; ich möchte 
ſie wohl kaufen, um ein Paar egale Kühe zu haben. 
Was verlangt Ihr? — Der Fremde forderte einen 
ſehr hohen Preis und der Handel unterblieb. In Ro⸗ 
ſenberg trennten ſich die Beiden, begegneten ſich aber 
ſpäter wieder und der Fremde lud den Bauer zu ei⸗ 
nem Schnapſe ein. Als ſie tranken, ſagte der Fremde: 
Ich habe die Kuh gut verkauft; da will ich Euch trak⸗ 
tiren und werde Wurſt holen! Das gefiel dem Bauer 
und, da es gerade regnete, ſo bot er dem Fremden ſei⸗ 
nen Mantel an. — Nun wartete und wartete der 
Bauer im Wurſtvorgeſchmack; aber die Wurſt kam 
nicht und ſein Mantel auch nicht, und betrübt machte 
er ſich auf den Rückweg, wo er feinet weinenden Frau 
begegnete, die ihm erzählte, ihre Kuh ſei geſtohlen. 
n (Sammler.) 


aller Frühe und in eben dem Verhältniß, 


Breslau, 18. Juni. Der heutige Waſſerſtand der 
Oder iſt am hieſigen Oberpegel 23 Fuß 4 Zoll und 
am Unterpegel 16 Fuß 6 Zoll, mithin iſt das Waſſer 
ſeit geſtern Mittag am erſteren um 6 Zoll und am 
letzteren um 3 Fuß 2 Zoll geſtiegen, für welche Diffe⸗ 
renz der Grund in mehreren Durchbrüchen zu finden 
ſein dürfte. R 8 

Koſel, 18. Juni. Der Waſſerſtand der Oder war 
am 17. Juni Morgens 6 Uhr am Oberpegel 19 Fuß, 
am Unterpegel 18 Fuß 6 Zoll; Mittags 12 Uhr am 
Oberpegel 18 Fuß 4 Zoll, am Unterpegel 17 Fuß 10 
Zoll; Abends 6 Uhr am Oberpegel 17 Fuß 9 Zoll, am 
Unterpegel 17 Fuß 1 Zoll; am 18. Juni früh 6 Uhr 
Arge 16 Fuß 8 Zoll, am Unerpegel 15 Fuß 

oll. Pr f 

Oppeln, 18. Juni. Der Waſſerſtand der Oder 
am 16. Juni Morgens 10 Uhr war am hieſigen 
Ober- Pegel 17 Fuß 8 Zoll, am Unterpegel 17 Fuß 
8 Zoll; Abends 6 Uhr am Oberpegel 17 Fuß 8 Zoll, 
am Unterpegel 17 Fuß 8 Zoll. Den 17. Juni Mor⸗ 
gens 6 Uhr am Oberpegel 17 Fuß 4 Zoll, am Unter⸗ 
Pegel 17 Fuß 3 Zoll. Den 18. Juni Morgens 6 
Uhr am Ober-Pegel 16 Fuß 6 Zoll, am Unterpegel 
16 Fuß 4 Zoll. 

Brieg, 18. Juni. Der Waſſerſtand der Oder war 
am 17. Juni Morgens 8 Uhr am Oberpegel 21 Fuß 
1½ Zoll, am Unterpegel 18 Fuß 2½ Zoll; am 18. 
Juni früh 8 Uhr am Oberpegel 20 Fuß 8 ½ Zoll, 
am Unterpegel 17 Fuß 8 Zoll. a 


Oppeln. Im Verwaltungsbezirk des königl. Oberlan⸗ 
desgerichts zu Ratibor wurden ernannt: der Oberlandesge⸗ 
richts⸗Aſſeſſor Raimann zu Breslau zum Aſſeſſor bei dem 
Land: und Stadtgericht zu Groß⸗Strehlitz; der Oberlandes⸗ 
gerichts⸗Aſſeſſor Heimbrod zum Aſſeſſor beim Stadtgericht 
zu Sohrau; der Oberlandesgerichts⸗Aſſeſſor Kynaſt zu Ryb⸗ 
nick zum Stadtrichter in Sohrau; der Oberlandesgerichts⸗ 
Aſſeſſor Thienel zum Aſſeſſor beim Land- und Stadtgericht 
zu Rybnick; der Rechtskandidat ecke zum Oberlandesgerichts⸗ 
Auskultator; der Auskultator Unverricht zum Oberlandesge⸗ 
richts Referendar; der Aktuarjus Scholz iſt auf feinen Ans 
trag beim Land⸗ und Stadtgericht zu Rybnick belaſſen wor⸗ 
den. — Berſetzt: der Landgerichts: Afjeffor v. Gusner zu 
Kupp als Aſſeſſor zum Land» und Stadtgericht zu Rybnickz 
der Kammergerichts⸗Aſſeſſor Nirdorf zu Görlig an das 
Fürſtenthumsgericht zu Neiſſe. — Penſionirt: der Land⸗ und 
Stadtgerichts⸗Kanzliſt, Kanzleiſekretär Steuer. ö 

Mannigfaltiges. 


— (Kaſſel.) Der Profeſſor der griechiſchen und 
römiſchen Literatur, Dr. Wagner in Marburg, iſt, 
87 Jahre alt, geſtorben. 

— (Darmſtadt.) In der Nacht vom 13. zum 
14. Juni iſt hier leider ein großes Unglück geſchehen. 
Die Gräfin v. Görlitz mußte beim Leſen oder Schrei⸗ 
ben eingeſchlafen ſein und dabei das Licht brennbare 
Gegenſtände erfaßt haben, genug, man ſah plötzlich von 
außen ihr Schlafzimmer in Flammen. Die Thür 
wurde eingeſchlagen und man fand die unglückliche 
Frau todt auf dem Fußboden vor ihrem Schreibtiſch 
liegen, furchtbar verbrannt und bis zur Unkenntlichkeit 
entſtellt. Das Feuer wurde bald gelöſcht. 5 

— (Bern.) Den 11. Juni ereignete ſich ber 
dem Bau der Tiefenaubrücke ein fürchterliches Unglück, 
indem das Bogengerüſte und die über demſelben er⸗ 
richtete Bahn, auf der die Steine herbeigeſchafft wur⸗ 
den, bei dem Aufrichten des letzten Bogens, wie es 
heißt, durch Mangel an Vorſicht und den Einfluß des 
ziemlich ſtarken Windes, um 14, Uhr Nachmittags 
umgeſchlagen und eine Menge Arbeiter theils getödtet, 
theils ſchwer verletzt wurden. Der Einſturz des Ge⸗ 
bälkes erfolgte zuerſt gegen die Enge zu, Aare aufwärts, 
Die Balken des Gerüſtes fielen auf die Nothbrücke und 
zwiſchen dieſelbe und die Brückenpfeiler, wodurch da⸗ 
ſelbſt ſogleich einige Arbeiter erſchlagen wurden. Vom 
Gerüſte abwärts den Pfeilern iſt nichts mehr ganz, 
ſondern Alles in ſeinen Fugen zerriſſen. Einunddreißig 
Verunglückte ſind in das Inſelſpital transportirt wor⸗ 
den, worunter drei unterwegs ſtarben und drei beim 
Einſturz ſogleich getödtet worden waren. Sechs ertran⸗ 
ken in der Aar, worunter ein gewiſſer Wirz, Widmer, 
Zimmermann, Schmid und zwei Züchtlinge. Drei 
Züchtlinge ſind verwundet worden, worunter ein Zim⸗ 
mermann Landolf, der ſich durch einen kühnen Sprung 
von 50 Fuß Höhe vom Tode errettete. Vermißt wird 
auch Herr Ingenieur Zehnder-Lüthard. Die großen⸗ 
theils mehr wie mannsdicken Hölzer wurden von der 
Gewalt des Falles zerknickt gleich ſchwachen Stäbchen 
und die Aare iſt angefüllt von Trümmern. Der Scha⸗ 
den, der die Unternehmer trifft, wird von Sachkennern 
auf 40 — 50,000 Fr. angefchlagen.. 


Wilhelms⸗Bahn. 

Die durch die ungewöhnlich hohen Waſſerfluthen 
unterbrochene Verbindung zwiſchen der Wilhelms⸗ und 
der Kaiſer⸗Ferdinands⸗Nordbahn reſp. zwiſchen preußiſch 
und öſterreichiſch Oderberg iſt vollſtändig wieder her⸗ 
eſtellt. 

9 Pe den 16. Juni 1847. 
Das Direktorium. 


— 

Leipzig, 16. Juni. (Wollbericht.) Die Ge äfte des 
heutigen letzten Tages unſeres Marktes be . in 
e ſie geſtern ges 


ſchloſſen hatten. Man bezahlte für gut gewaſchene tabelfreie: 
Wolle, je nach Qualität, 1 bis ½ Rtlr. pro Stein mehr 
als voriges Jahr. Inhaber von Wollen, die weniger ins 
Auge fielen: und bisher zum vorjährigen Preiſe und darunter 
nicht verkaufen wollten, fügten ſich heute, wobei es denn 
kam, daß viele Schäfereien nur den vorjährigen Preis er⸗ 
hielten und einzelne noch darunter verkaufen mußten. — Da 
die neue Zufuhr meiſt aus Bauerwollen beſtand und es un: 
ausgeſetzt ſo wenig an Käufern als Neigung zum Verkauf 
fehlte, ſo räumte ſich der Markt bald, und jetzt, Nachmittags 
5 Uhr, iſt derſelbe völlig beendet. Mit Ausnahme von 1 bis 
2000 Stein, die theils eingeſetzt, theils zurückgeführt wurden, 
iſt das große Quantum Wolle ſammtlich verkauft worden. 
Eine genaue Ueberſicht des Marktes hoffen wir in wenigen 
Togen nachbringen zu können. f 
Budiſſin, 15. Juni. Zu dem am 7. und 8. d. M. 
hier abgehaltenen Wollmarkte waren an Wolle 647 Ctr. 
6 Pfd. aus dem Inlande, 669 Ctr. 98 Pfd. aus dem Kö⸗ 
nigreich Preußen und 222 Etr. 70 Pfd. aus Böhmen, zu⸗ 
ſammen alſo 1540 Ctr. 16 Pfd. eingeführt. Hiervon wur: 
den 1326 Ger. 102 Pfd. verkauft, 128 Cte. 62 Pfd. 
unverkauft ausgeführt, 84 Ctr. 72 Pfd. gelagert. Die warme 
Wilterung des Mai hatte bei dem größten Theile der Wol⸗ 
len vortheilhaft auf die Wiſche einzewirkt, deshalb aber auch 
zur Felge gehabt, daß im Allgemeinen über das Ergebniß 
der Schur hinſichtlich der Quantität des Gewichts geklagt 
wurde. Obſchon viel Begehr nach Wolle bei den Käufern 
ſich zeigte, fo blieben doch gegen 1000 Stein unverkauft, da 
die Offerten der Käufer von den Producenten nicht für ac⸗ 
ceptabel gehalten wurden und daher die Reſultate des 
Dresdner Markts abgewartet werden wollten. Der Preis 
der Wolle war pro Stein 16—18 Thlr. für feine, LI—16 
Thlr. für mittelfeine, 11—14 Thlr. für mittle, und 8—11 
Thlr. für geringe Wolle. 


’ Verzei ch en 15 
derjenigen Schiffer, welche am 17. Juni Glogau ſtrom⸗ 
aufwärts paſſirten. 


Schiffer oder Steuermann: Ladung von nach 
Paul Trunck aus Köben Porzellanerde Berlin Breslau, 
Gottfried Liebhardt aus 

Pommerzig Güter Stettin dito. 
David Klaucke aus Kroſſen 

mit 5 Kähnen dito dito dito. 
Ernſt Vogel aus Tſchiefer Steinkehlen dito dito. 


Der Waſſerſtand am pegel der großen Oderbrücke iſt heute 
8 Fuß 5 Zoll. Windrichtung: Oſten. 


Verantwortlicher Redakteur Dr. J. Nimbs. 


= 


Bekanntmachung. 

Bei dem bevorſtehenden Beginn der diesjährigen 
Schießübungen der königl. Eten Artillerie-Brigade auf 
dem bekannten Schießplatze bei Karlowitz werden Zu⸗ 
ſchauer und andere in dieſe Gegend kommenden Perſo⸗ 
nen hierdurch gegen unvorſichtige Annäherung an die 
Schußlinie gewarnt und aufgefordert, den Anweiſungen 
der angeſtellten Diſtanciers, ſo wie der Polizei⸗Offizian⸗ 
ten und Gensdarmen bei Vermeidung ſonſtiger Ord⸗ 
nungsſtrafe unbedingt Folge zu leiſten. 

Breslau, den 16. Juni 1847. 

Königl. Gouvernement und Polizei-Präſidium. 


Bekanntmachung. 

Den mit Feuerzetteln betheilten Löſchpflichtigen wird 
hiermit bekannt gemacht: daß das geſtern im Hauſe 
Nr. 29 Antonienſtraße ausgebrochene Feuer das Tte 
in dieſem Halbjahre iſt und daß alſo, bei dem etwaigen 
nächſten bis zum 1. Juli d. J. entſtehenden durch 
Signale bekannt gemachten Feuer, diejenigen Bürger 
Löſchhülfe zu leiſten haben, deren Feuerzettel auf das 
Ate, Ate und Öte Feuer ausgeſtellt find. Sollte wider 
Verhoffen im Laufe dieſes Monats noch ein zweites 
durch Signale bekannt gemachtes Feuer entſtehen, ſo 
kommen diejenigen Löfchpflichtigen wieder an die Reihe, 
deren Zettel auf das Iſte, Zte und öte Feuer lauten. 

Breslau, den 16. Juni 1847. 

Der Magiſtrat hieſiger Haupt⸗ und Reſidenzſtadt. 
Während jetzt faſt alle größeren Ortſchaften der 
preuß. Monarchie durch Eiſenbahnen und Chauſſeen 


durchſchnitten werden, giebt es noch drei nicht unbe-! zinslich bei jedem der fünf Direktoren zu erhalten und 


Den H 


reines unverfalſchtes Knochenmehl zum dilligſten Preiſe aus der neuen 


empfehlen als votzögliches Düngungs⸗Mittel 


Breslau⸗Schweidnitz Freiburger Eifenbahn. - 
Da in dem zur Wiederverpachtung der Reſtauration im Bahnhöfe zu Schweidnig am 


2ljten d. Mts. angeftandenen Licitations⸗Termine ein annehmbares Gebot nicht abgegeben 
worden iſt, fo haben wir einen neuen Termin auf Montag den 21. Juni d. J. Nach⸗ 


mittags 4 Uhr in unſerm Hauptbüreau hierſelbſt anberaumt. 


Die Bedingungen der Verpachtung liegen in letzterem und bei der Bahnhof⸗Inſpektion 


in Schweidnitz zur Einſicht bereit. 
Breslau, den 29. Mai 1847. 


Niederſchleſiſche Zweigbahn. 


Die Halbjäyrigen Zinſen der Prioritäts⸗ Obligationen Lit A, und B. für die 
Zeit vom 1. Januar bis ult. Juni d. J. können vom 1. Juli d. J. ab in den Vormittags⸗ 


ſtunden von 9 bis 12 uhr entweder 
bei Ber 8 
oder bei unſere auptkaſſe bierfelb 

gegen Uebergabe der Coupe 1 1 


Verzeichniſſe begleitet ſein müſſen, erhoben werden. 


| einiger andern für das allgemeine Wohl fühlender Män⸗ 


Herren Gebrüder Veit und Comp. in Berlin, Neue Promenade 10, 
us, welche nach Litt. und Nummern geordnet und mit einem 


1560 


deutende und in Schleſiens fruchtbarſter Gegend geles | kann hierfür beliebig entweder der ganze Betrag, oder 
gene Städte, die nur durch eine für gewöhnlich mittels dieſelben in Raten von 10 pCt. eingezahlt werden. 
mäßige, bei ſchlechtem Wetter aber kaum paſſirbare Münſterberg, den 12. Juni 1847. 
Landſtraße mit einander verbunden ſind. — So drin⸗ a Das Direktorium. 
gend das Bedürfniß. nach einer Kunſtſtraße ſich aber] Bergmann. Sonntag. Kauslet. A. von 
auch hier allgemein herausſtellte und fühlbar machte, Mitſchke⸗Collande. Wolf. 
fand ſich doch dafür nur wenig Theilnahme und e — 
erſchien faſt gewagt und als ein fruchtloſes Unterneh⸗ N 
men, als die drei Bürgermeiſter der 3 Städte Patſch⸗⸗ An die Treuloſen. 
kau, Münſterberg und Strehlen dieſe Sache anregten. 1 175 
— Es bedurfte noch eines andern Hebels als den, Ihr möchtet die Treue entringen 
welchen Vermehrung von Handel und Gewerbe ver⸗ Den Herzen für jegliche Zeit: 
ſprach, um das Unternehmen gelingen zu laſſen. Die⸗ Doch läßt ſich die Treue nicht zwingen, 
ſer * iſt nur durch die ſchlechten Ernten der zwei] Wenn's droben der Herr nicht gebeut⸗ 
letzten Jahre herbeigeführt. — In einer Gegend wo r möchtet die Liebe verſcheuchen x 
ſonſt Ueberfluß herrſchte, iſt leider Nahrungs- und Arz | N. a hinaus aus der Jet a 
beitsloſigkeit namentlich in dem untern Theile der Be- Doc, wird euch die Liebe nicht weichen, 
völkerung eingetreten und verlangt dringend um Ab- ] Wenn's droben dem Herrn nicht gefällt. 
hülfe. — Mit Berückſichtigung dieſer Noth hat die 4 
königliche hochlöbliche Regierung in Breslau die Sache] O rüttele nur an den Altären 
auf das Wärmſte befürwortet und mit Uebergehung ] Der Väter mit frevelndem Muth, 
der Zeit raubenden dabei vorgeſchriebenen Formalitäten] Und ſchmücket mit Ruhm und mit Ehren 
iſt nicht allein, noch ehe die ee Prüfung des Der Meuterer lauernde Brut! g 
durch den Vermeſſungs⸗Reviſor Sabinski gefertigten |' 0 11 . gj 8 g 
Anſchlags erfolgt war, die Genehmigung zum ſofortigen A un RN ai Treue, 108 
Beginn des Baues ertheilt worden, ſondern hat auch be⸗ ; 9 Bu 1 3 13 
a Ran kt: 2 Einſt kommt euch wohl auch noch die Reue! 
reits Se. Majeſtät der König einen außerordentlichen Zu⸗ Einſt wird euch wohl auch euer Lohn! ; 
ſchuß von 6000 Rthl. pro Meile und außerdem noch 3 
6000 Rthl. zu dem ſchwierigen Brückenbau bei Patſch⸗ Meint ihr: dieweil nicht mit Morden 
kau allergnädigſt zu bewilligen geruht. — Dieſe Summe, Begann euer Werk und mit Brand, 
die bedeutende Zeichnung der drei Städte, die nicht Sei's drum kein Vernichten geworden, 
minder anſehnliche Seitens Sr. Majeſtät x Königs Kein Tödten mit frevelnder Hand? 
der Niederlande (als Beſitzer der Herrſchaft Heinrichau) ö Br 
des Grafen Schaffgotſch, des Grafen von Zedlitz und F Walde 
Bevölkert nicht täglich die Grüfte } 
Der ſchleichenden Fieber Gewalt? 
Ihr ſetzet wohl gar euer Waͤhnen 
Noch über des Ewigen Wort, 


Und ſpottet der Wehmuth Thränen 
Mit klingenden Phraſen euch fort. 


Nur treue Herzen vertrauen; 

Ihr Frevler freilich wohl nicht: 
Ihr könnt auf die Treue nicht bauen, 
Nicht bauen auf Liebe und Pflicht. 


Schwatzt immer von eurem Rechte, 
Und thut das Rechte doch nie; 
Wohl aber jegliches Schlechte, 
Verläumdung und Felonie, 


ner, machte es möglich, daß am 22. Mai d. J. durch 
den königl. Kommiffar, Hrn. Regierungs⸗Rath v. Daum, | 
der mit dem anerkennugswertheſten Eifer für das Ge⸗ 
lingen dieſes Aktien⸗ Unternehmens gewirkt hat, eine 
Generalverſammlung der Aktionäre veranlaßt und die⸗ 
ſer Termin von ihm ſelbſt abgehalten werden konnte. 
Bei der Schwierigkeit, die das Terrain faſt durchweg 
darbietet, beläuft ſich die Anſchlags⸗-Summe auf 167,872 
Rthl. Dieſe Summe iſt nun zwar noch nicht ganz 
gedeckt; in Betracht der dringenden Nothwendigkeit dies |’ 
ſes Baues aber, ſo wie zur Beſchäftigung und Unter⸗ 
ſtützung der vielen Nahrungsloſen, und im Vertrauen 
darauf, daß dies Unternehmen ſich weiterer Theilnahme 
erfreuen dürfte, nahmen indeſſen die Herren Aktionäre 
keinen Anſtand, das ſich etwa herausſtellende Minus in 
corpore zu vertreten und wurde ſofort ſowohl zur 
Wahl der Direktoren, des Baumeiſters und der Revi⸗ 
ſions⸗Kommiſſion geſchritten. — So viel auch noch zu 
beſeitigen war, hat das Direktorium nun ſeine Maß⸗ 
regeln doch ſo getroffen, daß bereits den 14. d. Mts., 
wenn es nicht leider die Witterung verhindert hätte, f 
mit dem Bau der Kunſtſtraße an zwei Stellen, in Striege 
und Strehlen vorgegangen werden konnte, zugleich 
aber muß dabei dringend der Wunſch ausgeſprochen 
werden, daß hauptſächlich die Bewohner der drei Kreife | 
Münſterberg, Neiſſe und Strehlen ihren edlen Sinn 
durch Unterſtützung dieſes nützlichen Unternehmens und 
durch Ankauf von Aktien bethätigen, und iſt daran um 
ſo weniger zu zweifeln, da ſich ihnen die Gelegenheit 
darbietet, der Armuth die allein wahre und richtige 
Hülfe, ohne bedeutende Geldopfer zu gewähren, indem 
für den Anfang 4 pCt. Zinſen garantirt ſind, und bei 
der großen Vecturanz an Getreide, Kalk, Kohlen ꝛc. 
die ſchon jetzt ſtattfindet, ſich aber, wie natürlich, noch 
bedeutend ſteigern dürfte, dieſer Procentſatz auch für 
die Folge mehr als gedeckt zu ſein erſcheint. — Aktien 
zu 50 Rthl. das Stück find, ſofort mit 4 pCt. ver⸗ 


Ihr möchtet die Treue entringen 

Den Herzen für jegliche Zeit; 

Doch läßt ſich die Treue nicht zwingen, 
Wenn's droben der Herr nicht gebeut. 


Ihr möchtet die Liebe verſcheuchen 

Weit, weit hinaus aus der Welt; 

Doch wird euch die Liebe nicht weichen, 
Wenn's droben dem Herrn nicht gefällt. 
Hermann d' Artis, 


— m — : 
EEingeſandt.) 2 
Beſcheidene Anfrage. f 
Iſt es wahr, daß die Bollwerke auf dem Tauenzienben 
nur errichtet find, "um im Frühjahr den Steuerlel 7 
der Fähre über jenen Platz zum Anlegepunkt zu d= 
2) Iſt es wahr, daß in den Bollwerken auf dem san 
zienplag Ringe eingefchlagen werden follen, damit 

Sommer müde Reiter ihre Andaluſier ankoppeln ko 
3) Iſt es wahr, daß die Vollwerke auf dem Tauenzienf, 
zu Unterſtützungspunkten für Hebel benutzt werde 
len, um Unglückliche, Verſunkene wieder ans Tages 
zu bringen? j 


10 


erren Landwirthen 


Knochenmühle vor 
Comploir Biſchoſsſtraßt 


8868888 788 7 8 87 8% e 


M. Rochefort und Zipp, 1 


Dieisreslauer Kunstausstellung ist von * 
6 Unr im Börsenhause am Blücherplatz geöffnet. Eintritt 5 


S geg eaec eos 00000008 
Trebnitz⸗Idunyer Attien Chauſſee. 


Einladung zur ordentlichen Genesak-Berfammlung, ve 

f In Gemäßheit des 9 20 ber Bereind:@tatuten, Me a erren Aktionäre z 
rlichen ordentlichen General⸗Verſammlung au 

e k S. Juli d. J., Vormittage e Uhr, benſt einge⸗ 
in das Lokal des Gaſtwirths Rimane hierfelbit mi den e — er — Beſchlüſſen 
laden, daß gegen den Ausbleibenden angenommen ME. dur, mne, 
der Mehrheit bei, Diejenigen Heern Aktionäre, dd dure Bevollmächtigte FEHLT 
wollen, werden erſucht, ihre Vollmachten zwei Tage vor dem Termine dem unterze 


Dikeb de fed e Verne ung mehrere wiötige Grgenftände zur Beratung Polen 

werden, insbeſondere aber üder die Beſchoſſung der zur bevorftehenden gänzlichen wird 
dung des Baues noch erforderlichen Geldmittel ein Beſchluß gefaßt werden ſoll, fi Theil 
ſehr gewünſcht, daß recht Viele der, Perren Aktionare an disfer Verſammlung 


Direktorium. 


Gleichzeitig kommen die noch nicht präſentirten Coupons der Stamm kktien pro 1. Juli nehmen mögen. Militſch, den 17. Juni 1847. 


bis ult. Dezember v. J. zur Zahlung. 
Glogau, den 12. Juni 1847. s 


Die Direktion der 


Niederſchleſiſchen Zweig bahn Geſellſchaft. 


Zdunyer Cbauſſeebau-Geſelſchalr: 


Direktorium der Trebnitz eee 
N Mit drei Beilagen · 


* 


> enter: Nepertoire. ı 
en einſtudirt: „Das kleine 
RNothkäppchen.“ Feen⸗Oper in 3 Akten 
von Théaulon, Muſik von Boyeldieu. 
Sonntag: „Die Memoiren des Teu⸗ 
fels.“ Laſtſpiel in 3 Akten, nach dem 
Far cen von L. V. G Robert, 
Herr Emil Devrient, als ſiebzehnte 
„Gaſtrolle. 
1 Verbindungs⸗ Anzeige. 

Ihre am 15. Juni vollzogene eheliche Ver⸗ 
bindung beehren ſich ergebenſt anzuzeigen: 
on Helmer, Ingenieur- Lieuttnant. 

Pauline Helmer, geborene 
s von Rohwedell. 
Glogau, den 17. Juni 1847. 


Entbindungs⸗Anzeige. 
(Statt beſonderer Meldung.) 
Heute früh 8 Uhr wurde meine liebe Frau 
Mathilde, geb. Goldſchmidt, von einem 

| Muntern Knaben glücklich entbunden. 
Breslau, am 18. Juni 1847. 
M. Goldſchmidt. 


Entbindungs⸗Anzeige. 
(Statt beſonderer Meldung.) 
Heute wurde meine Frau Louiſe geborne 
Matheſius, von einem Knaben glücklich ent⸗ 
bunden. Liegnitz, den 16. Juni 1847. 
f Simon, Juſtitiarius. 


Entbindungs⸗ Anzeige. 
Die heute früh um halb 7 uhr erfolgte 
glückliche Entbindung meiner lieben Frau 
aroline, geb. ulbrich, von einem ge⸗ 
ſunden Knaben beehre ich mich, ſtatt jeder 
beſonderen Meldung, Verwandten und Be: 
kannten hierdurch ergebenſt anzuzeigen. 
Freiburg, den 17. Juni 1847. 
I C. A. Leupold. 


* 


4 Todes ⸗ Anzeige. 

Nach Gottes unerforſchlichem Ratbſchluß 
endete heut nach ſchweren unterleibs leiden 
unſere⸗ treue Gattin, Mutter, Schwiegermut⸗ 
ter und Großmutter, die Frau Deſtillateur 
Marie Eliſabet Paulus ihr uns gewidmetes 

eben im 62ſten Jahre. Nur wer die an⸗ 
ſpruchsloſe Herzensgüte der Verewigten kannte, 
wird unſern Schmerz gerecht finden und uns 

ille Theilnahme nicht verſagen. Dieſe An⸗ 
zeige widmen fernen Freunden, Verwandten 
und Bekannten die Hinterbliebenen. 

Breslau, den 17. Juni 1847. 

Todes Anzeige. 

Nach längerem Krankenlager entſchlief heute 
unſere theure Gattin, Tochter, Schweſter 
und Schwägerin Henriette Prins, geb. 
Marck, im Alter von 48 Jahren. Dieſe An⸗ 
zeige tyeilnehmenden Verwandten und Freunden 
ſtatt jeder beſonderen Meldung. Breslau, am 
18. Juni 1847. Die Hinkerbliebenen. 


An F. 
Zürnſt Du mir? — 
Dank und Vorſchlag. 

Aus der Seele hat uns der edle, menſchen⸗ 
freundliche Anwohner in Nr. 137 d. Ztg. 
geſprochen, der ſeine bitteren Schmerzen we⸗ 
gen des maßloſen von 11’, bis 1 uhr 
Feuer⸗ Glocke angeſchlagen und ärgfte Kopf: 
ſchmerzen verurſacht habenden Thurmwarts 

gt. Der Feuerlärm vom Thurme iſt über⸗ 
aupt nur eine Einladung an die unnützen 

uſchauer. Könnte nicht die Löſchhilfe durch 
magiſtratualiſche Viſiten⸗ Karten, welche die 
Nachtwächter ſchnell herumtragen, eingeholt 
werden? Oder muß einmal Feuerlärm ſein, 
dieſer der nervenſchwächlichen Menſchheit wer 
gen mit einem ſanften Flöten⸗Choral auf dem 
Thurme geſchehen? 

= Eine anwohnende Wöchnerin. 


Im Verlage von A. Weinhold in Berlin 
erſchien und iſt in allen Buchhandlungen, in 
Breslau bei G. P. Aderholz (Ring⸗ und 

tockgaſſe⸗Ecke Nr. 52) zu haben: 

Der alte Fritz, beſungen von A. 

Weinhold. Zweite wohlf. Ausgabe. 
Zweites Heft. Preis 5 Sgr. 

Verbeſſerte Methode, das 
Talg geruchlos, ohne Rückſtand 

von Säuren und bei Entbehren der 

Preſſe zu reinigen und zu läutern. 

Mit einer Lithographie. Pr. 6 Sgr. 
Nachdem die Statuten des Vereins der 
undärzte in Schlefien die höhere Ge: 
nehmigung erhalten, erlaube ich mir die ge⸗ 
ehrten Mitglieder deſſelben, fo wie diejenigen, 
welche noch zutreten wollen, zu einer Ge⸗ 
heralverſammlung im Bahnhofe zu Frei⸗ 
urg auf den 26. Auguſt d. J. Vormittags 
uhr mit dem ergebenſten Bemerken ein 
zuladen, mir wenigſtens drei Wochen vor⸗ 
ber die Themata der Vorträge portofrei ein⸗ 
fanden, ſo wie die Theilnahme an der Ver⸗ 
ammlung anzeigen zu wollen. 
Friedland, Kreis Waldenburg, 
den 1. Juni 1847. 
Long, z. 3. Direktor des Vereins. 
 „ Drdinäre Hemden werden zum Nähen aus: 
begeben in der Leinwand⸗Handlung bei 
errmann Gumpert, 
Schmiedebrücke Nr. 17, zu den 4 Löwen. 


CErſer Bellage zu 
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Sonnabend den 19. Juni 1847. 


Bei Otto Wigand, Verlagsbuchhändler in Leipzig, erſcheint und iſt durch jede Buchhandlung zu beziehen: 


— 


Wigand's Converſations⸗Lexikon. 


Für alle Stände. — Von einer Geſellſchaft deutſcher Gelehrten bearbeitet. 
Vollſtändig in 12 Bänden gr. 8. — Jeder Band in 12 Heften (60 Bogen). — Jedes Heft 5 Bogen in umſchlag geh. 2½ Sgr. 


Vorräthig bei Graf, Barth und Comp. in Breslau und Oppeln, in Brieg bei Zi 


Bekanntmachung. 

Die Umlegung des Bürgerfteiges vor der 
höheren Bürgerihule am Zwingerplatz ſoll 
öffentlich an den Mindeſtfordernden übergeben 
werden. Termin dazu iſt 

Dinstag den 22ſten d. M., Vor⸗ 

mittags 11 uhr, 
im rathhäuslichen Fürſtenſaale anberaumt. 
Der Anſchlag liegt in der Dienerjtube des 
Rathhauſes zur Einſicht bereit. \ 

In demſelben Termine wird auch die Le⸗ 
gung der Plattenfteige an der neuen Taſchen⸗ 
und langen Oderbrücke zum Ausgebot kommen. 

Breslau, den 15. Juni 1847. 

Die Stadt- Baudeputation. 


Bekanntmachung. 
Eine Quantität Metall, 


egler. 


Reſtauration zu den 4 Löwen, Schmiedebrücke. 


Großes Harfen⸗Concert d 


Bekanntmachung. E 
Bei einer Hausrevifion zu Nieder: Borin, 
Pleſſer Kreifes, find, als muthmaßlich geſtoh⸗ 
len, in Beſchlag genommen worden: 
1) 11½ Ellen bunter Kattun, 
2) 7½ Ellen gelber Kattun, 
3) 18% Ellen Battiſt⸗Kattun, weißgrundig, 
mit Blumen, 
4) 13½ Ellen roſa Mouſſelin, 
5) 16 Ellen weißgrundiger Kattun, mit klei⸗ 
nen Blümchen. 
Der unbekannte Eigenthümer dieſer Gegen⸗ 
ſtände wird hierdurch aufgefordert, ſich mit 


aus metallenen | feinen Anſprüchen binnen 4 Wochen bei dem 


Gewichten gewonnen und im ſtädtiſchen Ei⸗ unterzeichneten Fürſtenthums⸗Gericht zu mel⸗ 
chungs⸗Amt zur Anſicht bereit, ſoll in ter- [den. Nach Ablauf dieſer Friſt wird das wei⸗ 
mino Dinstag den 22ſten d. M., Vormittags tere Geſetzliche hierüber veranlaßt werden. 


11 uhr, auf dem rathhäuslichen Fürſtenſaale 
an den Meiſtbietenden gegen gleich baare 
Bezahlung, jedoch gegen Vorbehalt der Ge⸗ 
nehmigung, verkauft werden. 
Breslau, den 16. Juni 1847. 
Die Stadt⸗Baudeputation. 


Steckbrief. 
Der Sträfling (ruſſiſch⸗polniſche Ueberläufer) 


Pleß, den 3. Juni 1847. 
Herzogl. Anhalt⸗Köthenſches Fürſtenthums⸗ 
Gericht. . 

ö Subhaſtations⸗Patent. 

Das sub Nr. 7 zu Hernsdorf belegene, ge⸗ 
richtlich auf 1014 Rtlr. 27 Sgr. 4 Pf. taxirte 
Kleinbauergut des verſtorbenen Johann 
Gottfried Neumann ſoll in termino 

den 25. September d. J 


Stephan Myketta, welcher wegen wieder: Vormittags um 9 Uhr hier an ordentlicher 


holter Entfernung aus der Arbeiter⸗Abthei⸗ Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 


Taxe und 


lung und Verbringens von Montirungsſtücken] Hypothekenſchein find in unſerer Regiſtratur 


ſowie wegen zweiten gemeinen und erſten ges | einzufehen. 


Zugleich werden, nachdem über 


waltfamen Diebſtahls eine Zjährige Feſtungs⸗ den Nachlaß des Kleinbauer Johann Gott: 


ſtrafe abbüßt, iſt heute Morgen vom Arbeits⸗ 
poſten bei Baſtion Nr. 1 entwichen. Ake 


fried Neumann der erbſchaftliche Liquidations⸗ 
Prozeß eröffnet worden, die unbekannten 


reſp. Behörden werden erſucht, auf den ꝛc. Gläubiger deſſelben zur Anmeldung und Nach⸗ 
Myketta zu vigiliren und im Betretungsfalle weifung ihrer Forderungen in dem obigen 


denſelben ſicher hierher abliefern zu laſſen. 
Neiſſe, den 17. Juni 1847. 
Königliche Kommandantur. 


Termine hiermit aufgefordert, widrigenfalls 


ſie ihrer Vorrechte verluſtig erklärt und mit 
ihren Forderungen nur an dasjenige, was 


Signalement des Stephan Myketta nach Befriedigung der ſich meldenden Gläu⸗ 
aus Bialiſtock, Gouvernement Ezuierz (Ruß⸗ biger von der Maſſe noch übrig bleiben 
land): Religion griechiſch⸗katholiſch, Alter möchte, verwieſen werden ſollen. > 


30 Jahr, Größe 5 Fuß 6 Zoll, Haare ſchwarz, 


Greifenſtein, den 8. Juni 1847. 


Stirn hoch, Augenbraunen ſchwarz, Augen Gräflich Schaffgotſchſches Gerichts⸗Amt der 


blau, Naſe und Mund gewöhnlich, Bart 
ſchwach und ſchwarz, Zähne in der obern 
Reihe fehlen 2 Backenzähne, Kinn rund 
Geſichtsbildung länglich, Geſichtsfarbe blaß, 
Geſtalt ſchlank, Sprache ruſſiſch. — Beklei⸗ 
dung: 1 Paar alte Leinwandhoſen, 1 Paar 
alte Stiefeln, 1 alte Militärmütze, 1 Paar 
alte Tuchhoſenträger. Die Jacke zurückgelaſſen. 


Bekanntmachung. 


Herrſchaft Greifenſtein. 
Auktion. Am 22. d. M. Vorm. 9 Uhr 


werde ich in Nr. 39 Kupferſchmiedeſtraße: 


Porzellan, wobei ein Service zu 12 Perſo⸗ 

nen, Gläſer, Zinn, Kupfer, Betten, Wäſche, 

Möbel und div. Hausgeräthe verſteigern. 
Mannig, Auktions⸗Kommiſſar. 


Die Beſitzerin des sub Nr. 8 zu Schalkau, 


Bei der am 5. Juni d. J. ſtattgefundenen Breslauer Kreiſes, belegenen Kretſchams und 


Verlooſung der zur Realiſation kommenden 


des sub Nr. 6 daſelbſt belegenen Gartens, 


Bankgerechtigkeits⸗ Obligationen find nachſte⸗ beabſichtigt die Realitäten aus freier Hand 


hende Nummern gezogen worden: 


I. Littera A. Zinsbare Obliga⸗ 
tionen. 

Nr. 15 über 100 Rtl. 

s 51 — 100 
TER 

» 134 : 60 

178 : 30 

192 60 ⸗ 

244 50 = 

= 249 s 200 6 

: 321: 500 

„3209 „ 500 = 

II. Littera B. Unzinsbare Obli⸗ 
gationen. 

Nr. 51 über 43 Ntl. 22 Sgr. 6 Pf. 
c ER 
· 101 72 100 3 

5 115 2 39 8 25. 5 2 2 
2 147 7 100 2 

* 314 7 100 = 

2 366 7 100 s 

428 = 10 


III. Littera ©. Zinsbare Obliga⸗ 
a tionen. 


Nr 22 über 100 Ati. 


IV. Littera D. Unzinsbare Obli⸗ Hinderniß, 


gationen. 
Nr. 70 über 25 Rtl. 29 Sgr. 4 Pf. 


au verkaufen. Die Bedingungen find ſowohl 
ei der Beſitzerin (Oderſtraße Nr. 4, hier: 
ſelbſt) als auch bei dem Unterzeichneten zu er⸗ 
fahren. 
Breslau, den 12. Juni 1847. 
Der Juſtizrath v. Uckermann. 


Offener Hauslehrer⸗Poſten. 

Ein evangeliſcher Gutsbeſitzer, wohnhaft zwi⸗ 
ſchen Pitſchen, Conſtadt, Namslau, Reichthal 
und Kempen, ſucht einen älteren Hauslehrer 
von Johanni d. J. ab, ſpäteſtens bis Mi⸗ 
chaeli. Es wird freier Vortrag in Ge⸗ 
ſchichte, Geographie und Literatur nebſt fran⸗ 
zöſiſcher Converſation verlangt. — 2 Mädchen 
von 11 und 13 Jahren ſollen täglich 3 Lehr⸗ 
ftunden haben. Ein Knabe von 6% Jahr, 
der Rechnen, Leſen und Schreiben kann, kommt 
unter ſpezielle Leitung des Lehrers und erhält 
paſſenden Unterricht auch im Latein. — Die 
Kinder haben offenen Kopf, Luſt zum Lernen 
und bereits einen guten Lehrer gehabt, der 
jetzt im Amt. — 

Gehalt 100 Rthlr., kann eine erwieſene 
Tüchtigkeit durch gehabte Erfolge nachgewie⸗ 
ſen werden, ſo iſt ein höheres Gehalt kein 
übrigens die paſſende anſtändige 
Stellung. — Offerten wünſche ich direkt un⸗ 
ter Adreſſe v. B. Kempen poste restante 


Die Inhaber dieſer Obligationen werden] nebſt näherer Angabe der frühern Stellungen 
daher hiermit aufgefordert, dieſelben nebſt oder Verhältniſſe. 


Coupons in den zur Auszahlung anberaum⸗ 
ten Tagen, nämlich: 
den 7. und 8. Juli d. 


Verſchiedentliche pupillariter, und mehrere 
gegen nicht formell, wohl aber reel pupilla⸗ 
riſche Sicherheiten auf Rittergüter und hieſige 


Nachmittags von 2 bis 4 Uhr, im rathhäus⸗ Häuſer auszuthuende bedeutende Kapitalien 
lichen Deputations⸗Zimmer zu präſentiren, um werden ſowohl für den jetzigen Johannis⸗Ter⸗ 


die Realiſation zu gewärtigen. 


min, als für Michaeli und Weihnachten, in⸗ 


Die Valuta der oben bezeichneten, aber gleichen verſchiedentliche größere und kleinere 
nicht producirten Obligationen wird auf Ge⸗ Rittergüter innerhalb der Provinz Schleſien, 
ſahr und Koſten des Eigenthümers zum ge⸗ auch einige gute hieſige Häuſer, alles von fo: 


richtlichen Depofitorium gezahlt werden. 


7. Juni 4847. 


Brieg, den 
6, den Jer Magiſtrat. 


Eine perfekte Köchin und ein umverheira: |- 


theter Jäger, welcher etwas Gärtnerei⸗Kennt⸗ 
ulſſe beſitzt, wird auf's Land verlangt. Nä⸗ 


lider Beſchaffenheit, Kreditſuchenden und reſp⸗ 
Kauf⸗Intereſſenten nachgewieſen durch 
L. Wecker, königl. Juſtiz⸗Rath a. D. 
Breslau, neue Faſchenſtraße 
Nr. 6 c. ? 


———— 
Ein freundlich möblirtes Vorderzimmer ift 


heres bei Herrn Tralles, Schuhbrücke 66. Weidenſtraße Nr. 32 zu vermiethen, 


Terrain⸗Aufnahmen 


er Geſchwiſter Ehnert. 


Der Buchhalter Rob. Gruner ift von 
heute ab aus meinem Geſchäft entlaſſen. 
Breslau, den 17. Juni 1847. 
S. Silbermann, 
Schweidnitzer Straße Nr. 50. 


Weiß ⸗Garten. 


Morgen Sonntag den 20. Juni großes 
Nachmittag⸗ und Abend⸗ 


Konzert 


der Breslauer Muſikgeſellſchaft. 
um 8 ½ Uhr kommt zur Aufführung: 


ein Sommertag in Breslau, 


Lokal⸗Potpourri mit vollſtandiger Beſchreibung. 


Nach Lilienthal 


zur Tanzmuſik im Kaffeehauſe auf morgen 
ladet ergebenſt ein: C. Noack. 


Zum Silberausſchieben 


ladet auf heute ein: 
Bittner im Prinz von Preußen. 


Rothkretſcham. 


Zur Tanzmuſik, Sonntag den 20. Junk, 
ladet ergebenſt ein: R. Fiebig, Cafetier. 


Zum Blumenkranz! 
in Roſenthal 


Sonntag, den 20. Juni, ladet ergebenſt ein: 
Seiffert. 


Das Sparkaffen: Buch auf den Namen Ma: 
thilde Winkler iſt am 16. verloren gegangen. 
Der Finder deſſelben wird gebeten, es Stadt⸗ 
graben Nr. 16 gegen eine angemeſſene Be⸗ 
lohnung abzugeben. 


Nicht zu uͤberſehen! 
Altmodiſche Spitzen, Kanten und Points, 
Kirchengewänder mit Spitzen werden gekauft 
und die höchſten Preiſe dafür gezahlt: Gol⸗ 
dene Radegaſſe Nr. 26, im Kleidergewölbe. 
Eine Brieftafche, in welcher ſich unter 
Mehrerem 2 auf den Namen Theodor Woy⸗ 
wod ausgeſtellte ökonom. Zeugniſſe befanden, 
iſt dem Eigenthümer in Breslau verloren ge: 
gangen. Zur Verhütung von Mißbrauch wird 
dies hierdurch bekannt gemacht, dem Finder 
aber bei Abgabe der Zeugniſſe Karlsſtraße 
Nr. 29 bei Peuker eine Belehnung zuge⸗ 
ſichert. 8 
Kloſterſtraße Nr. 66 iſt eine Wohnung in 
der Iſten Etage, beſtehend aus 3 Stuben, 
Küche und Beigelaß für 90 Rtlr. jährlich zu 
vermiethen und Term. Johannis d. J. zu 
beziehen. Adminiſtrator Kuſche, 
Kirchſtraße Nr. 5. 


Haus⸗Verkauf. 


Das zu Goldberg am Ringe und einer der 
lebhafteſten Straßen belegene Haus Nr. 154, 
worin ſich ein Verkaufs⸗Laden, vier Stuben 
nebſt einer Alkove, ein Gewölbe, mehre Kam: 
mern, hinlänglicher Boden und Kellergelaß 
befinden, will der Beſitzer deſſelben unter ſo⸗ 
liden Bedingungen veränderungswegen vers 
kaufen. In dem dazu gehörenden bedeuten⸗ 
den Hofraum befinden ſich ein Garten, ſo wie 
eine ganz maſſive Feuerwerkſtätte, worin ſeit 
längeren Jahren die Kupferſchmiede⸗Profeſſion 
betrieben worden, und eignet ſich dieſes Grund⸗ 
* zu jedem 1 

err Rendant Tſchentſcher zu Goldber 
wird das Nähere beſtens nachweifen. 8 


— x nenn, 
Sacagengndess egen 

Das Haus und Garten 8 = 
Straße Nr. 4B, am früher Zahnſchen [7] 
D Kaffeehaufe ift an eine oder 2 Familie 3 


Enoch von Johanni oder Michaeli ab zu 

vermiethen. Näheres daſelbſt. a | 

020809090920 
Gaithof-erkauf. 

Ein frequenter Gaſthof, vier Meilen von 

Breslau, an einer ſehr beſuchten Stadts und 

Poſtſtraße gelegen und von keiner Eiſenbahn 


berührt, iſt unter ſehr annehmbaren Bedingun⸗ 
gen zu verkaufen. Näheres Ring 50, 3 Zr, 


Bermeſſungs⸗Anzelge. 
Das General: Geschäfte : Bürean 
von Guftay Döring, Attbüßerfir. Nr. 3, 
übernimmt die Beſorgung von Vermeſſungen, 
großer und kleiner Par⸗ 
zellen, Grenz» Berichtigungen und Nivelle⸗ 
ments ſowohl hier, wie auf dem Lande. 


Durch alle Buchhandlungen find zu beziehen: 

Rathſchläge und Warnungen für Auswanderer nach 

Von einem Amerikaner. eis broſch. 9 Sgr. 
Der Verfaſſer ſagt in der Vorrede: „Von deutſchen, nach Amerika ausgewanderten 
Eltern abſtammend, und mich daher für deutſche Auswanderer von jeher beſonders intereſſirend, 
machte ich es mir zur Aufgabe, währeud meines langen Aufenthalts in den erſten Städten 
der vereinigten Staaten, während der Jahre, welche ich, Anfangs im Weſten, darauf im 
Oſten und zuletzt im geſegneten Texas als Landsmann wohnte, ſowie auf meinen öfteren 
Reiſen durch alle Staaten der Union, und auf ſieben Fahrten, die ich über den Ocean 
machte, Alles genau zu beobachten, was auf die Auswanderung nach Amerika Bezug hat, 
und da nun von mehreren Seiten die ſchmeichelhafte Aufforderung an mich ergangen, das, 
dem deutſchen Auswanderer und beſonders das, dem auswandernden Landmanne Wiſſens⸗ 
würdigſte in gedrängter Kürze und in gemeinfaßlicher Sprache zu veröffentlichen, ſo über⸗ 
gebe ich dem Publikum dieſes kleine Heft, mit dem Wunſche, daß die Rathſchläge und War⸗ 
nungen, welche es enthält, nicht unbeachtet gelaſſen werden mögen. Geht dieſer Wunſch in 
Erfüllung, ſo wird auch mein Lohn: der Segen, den ich mir von meiner kleinen Arbeit für 


Nord ⸗ Amerika. 


1562 


den Auswanderer verſpreche, ſicherli 


Die Kolonie von St. 


nicht ausbleiben.“ 
aria in Penſylvanien, Nord⸗Amerika, und die] & 


bedenklichen Aufnahme⸗Bedingungen in dieſelbe, beleuchtet von George von 


Roß aus Nordamerika. 
Augsburg. 
Vorräthig bei Graß, Barth und 
J. F. Ziegler. 


Broſchirt 1½ Sgr. 5 
ae von C. A. Fahrmbacher. 
Comp. in Bresla 


u und Oppeln, in Brieg bei 


In unſerm Verlage erſcheint und iſt in allen Buchhandlungen vorräthig: in Breslau 
und Oppeln bei Graß, Barth und Comp., in Brieg bei J. F. Ziegler: 


A. de Lamartine 


, Histoire 2 
des Girondins. 


Leipzig, im Mai 1847. 


| 


Elegante Ausgabe in Oktav, auf feinem Velinpapier. 


Geſchichte 
der Girondiſten. 


Preis eines Bandes 1 Rtlr. 
Brockhaus und Avenarius. 


Bei L. Fern bach jun. in Berlin iſt fo eben erſchienen und in allen Buchhandlungen, 
in Breslau und Oppeln bei Graß, Barth und Cpmp., in Brieg bei J. F. 


Der Günſtling 


oder keine Jeſuiten mehr! 
Original-Luſtſpiel in vier Akten vo 
L. Schu bar. 
Preis broſch. 1 Rthlr. 


Ziegler zu haben: 


Bei Friedrich Fleiſcher in Leipzig erſchien ſo eben: 


Italieniſche Nächte. 


Reiſeſkizzen und Studien 


von Ern ſt W 
2 2 Bände. 


illEomm. 
3 Thlr. 


G. Meyerbeer und Jenny Lind. 


Fragmente aus dem Tagebuche eines alten Muſikers. 
Preis 7½ Sgr. 


iener Leinen 


eee ee ene 


Das Verkaufslokal nebſt Keller und Woh⸗ 


Bas welches ſich zu einer Gräupnerei eig⸗ 


Eu den verſchi denſten Farben und neue⸗ net, iſt zu vermiethen Kloſterſtraße 25. 


* ſten Muſtern, 

das Kleid à 3 Nthlr., und 

9 ein Sortiment Mouſſeline de & 
Laines, 

deren reeler Werth 5 und 6 Kthlr., 


* verkaufe ich jezt 
die ar Robe a 3 
2 3 ½% Nthlr. 


oſeph Prager 
0 8 ge N im en * 


SOHEAFEERROHOHRONT 


Ein Rittergut mit neuem maſſiven 
Schloſſe und Wirthſchaftsgebäuden, von 1150 
Morgen Fläche, nahe an einer Eiſenbahn gele⸗ 
gen, iſt bei 6000 Tylr. Anzahlung fofort ſehr 
billig zu acquiriren durch 

Lorenz, Altbüßerſtr. Nr. 4. 

Geſucht wird eine gebildete Perſon in mitt⸗ 
lern Jahren, die als Freundin des Hauſes 
zugleich das Häusliche mit beſorgen kann. 
Näheres im Kommiſſions⸗ und Agentur⸗Bu⸗ 
zeau von Frücke u. Comp., Kupferſchmie⸗ 
deſtraße Nr. 17. 

600 Thlr. zu 5 Proz. Zinſen, werden ge⸗ 
gen pupillariſche Sicherheitsgewährung geſucht, 
durch Bohne, Oderſtr. Nr. 3. 


Bei dem Dominio Mondſchütz, im Wohlauer 
Kreiſe, ſtehen noch 80 Stück zur Zucht taug⸗ 
liche Mutterſchaafe und 200 Stück Schoöpfe 
zum Verkauf; Kaufliebhaber wollen ſich ge⸗ 
fälligſt beim daſigen Wirthſchafts⸗Amte mel⸗ 

den. 


Eine Dee 
in noch gutem Zuſtande, iſt billig zu verkau⸗ 
fen Nikolaiſtraße Nr. 34. 


Die zu dem Dominium Ruppersdorf bei 
Strehten gehörige Brau- u. Brennerei, 
fo wie die Fleiſcherei find zu verpachten. 
Die Pachtbedingungen ſind in dem herrſchaft⸗ 
lichen Schloſſe daſelbſt zu erfahren. 


Zu vermiethen 
und Johanni d. J. zu beziehen find Tauen⸗ 
zien-Plag Nr. 9b im Hinterhauſe drei neu: 
renovirte Wohnungen, eine jede zu 4 Piecen, 
nebſt Küche, Kammer und Holzremiſe, und 
im Vorderhauſe zu Termin Michaeli d. J. 
eine Wohnung im hohem Parterre von vier 
Piecen, Bodenkammer, Keller ꝛc. Nähere 
Auskunft ertheilt der Haus hälter. 


Eine Wohnung von 2 bis 3 Zimmern nebſt 
Küche und Beigelaß, im dritten Stock iſt 
zu vermiethen Junkernſtraße Nr. 31, 


Katharinenſtraße Nr. 8 ift vornheraus eine 


© ſehr freundliche möblirte Stube ſogleich zu 


beziehen. Näheres daſelbſt zu erfragen. 


Verkaufsgewölbe, Comptoir 


und Remiſe, Schweidnitzer⸗Straße 5, 
im goldenen Löwen, find zu vermiethen von 
8 Michael d. J. ab. s 


Ein Hausladen 
am Ringe iſt veränderungshalber für 24 Rtlr. 
jährlich zu vermiethen. Näheres am Rath⸗ 
hauſe Nr. 26 par terre. 


Gnt möblirte Quartiere 
auf Tage, Wochen und Monate find jederzeit 
zu haben Ritterplatz Nr. 7 bei Fuchs. 


Zwei gut eingefahrene ſiſche 
Wagenpferde ſtehen zum Verkauf 
Junkernſtraße 33. 


Eliſabetſtraße Nr. 3 
iſt bald oder von Johanni d. J. ab eine 


große trockene, feuerſichere Remſſe zu ver⸗ 
miethen. 


Zu vermiethen und Johanni d. J. oder 
ſpäter zu beziehen, der erſte Stock Roßmarkt 
Nr. 3, beſtehend in fünf Stuben, Kabinet, 
Küche, Speiſekammer, Boden und Kellerge⸗ 
laß. Näheres bei dem Haushälter Blücher⸗ 
platz Nr. 14. 


Ohlauer Straße im zweiten Viertel vom 
Ringe iſt im dritten Stock ein ſchönes Vor⸗ 
derzimmer nebſt Kabinet für einen einzelnen 
Herrn ſofort zu vermiethen; Näheres in der 
Tuchhandlung Nr. 83 Ohlauer Straße. 


Zu vermiethen und Johanni zu bezie⸗ 
hen iſt die dritte Etage, Blücherplatz Nr. 4, 
beſtehend aus vier Zimmern und Beigelaß; 
das Nähere im Comtoir zu erfragen. 


„Ein freundlich möblirtes Vorderſtübchen im 
dritten Stock iſt bald zu beziehen nahe an der 
Schweidnitzerſtraße, Hummerei 56. 


Gebrauchte Möbel, Kleidungsſtücke und 
Wäſche werden zu kaufen geſucht und gut be⸗ 
zahlt: Mäntlergaſſe Nr. 2 bei der Wirthin. 


Ein Parterre⸗Lokal, 
groß und hell, beſonders zu einer Buchdrucke⸗ 


rei ſich eignend, iſt Ohlauerſtraße Nr. 75, dem 
weißen Adler ſchräg über, zu vermiethen. 


Der ehemalige Schindler ſaal, Scheit⸗ 
niger Straße Nr. 7, iſt als Tiſchlerwerkſtatt, 
Wohnung und Gelaß Termin Michaeli oder 
auch bald, Johanni d. J., zu vermiethen. 

Das Nähere bei der Eigenthümerin Wittwe 
Beyer, große Scheitniger Straße Nr. 5, 
zu erfragen. 


Junkernſtraße Nr. 13 ſind 10 — 12,000 
alte Flachwerke im Ganzen zu verkaufen. — 
Das Nähere bei dem Maurerpolirer daſelbſt 
oder in dem Gaſthofe zur goldnen Gans. 


Ein kleines Gewölbe, 
nahe am Ringe, iſt zu vermiethen und Jo⸗ 
hanni zu beziehen Stockgaſſe Nr. 28 


Bad ädgdgesgngdgsgdessdqdse 
Zu vermiethen 3 


8 iſt Neumarkt Nr. 9 Termin Michaeli 3 
der Iſte Stock, beſtehend in 6 Stuben, & 
lichter Küche und verſchloſſenem Entree & 
nebſt Zubehör, mit und ohne Stallung & 
und Wagenplatz. Näheres im Gewölbe. & 
ROROHROCHISORONOGOHR 


Augekommene Fremde. 

Den 17. Juni. Hotel zum welßen 
Adler: Landesält. v. Zawadzki a. Gr.⸗Kal⸗ 
linow. Gutsbeſ. v. Lieres aus Paſterwitz. 
Fr. v. Frankenberg a. Jakobine. Fr. Gutsb. 
v. Kliszewska a. Zielnicki. Pfarrer Nemetky 
d. Keſſelsdorf. Fr. Hofrath Beck a. Berlin. 
Raufl. Fuhrmann a. Elberfeld, Lauerbach a. 
Wien, Horles u. Nyles a. England. Fräul. 
Adelſon a. Königsberg. — Hotel zur gol⸗ 
denen Gans: Frau Oberſtlieut, v. Krämel 
a. Berlin. Lieut. v. Kräwel a. Trier. Kam: 
merherren v. Dallwitz a. Leipe, Baron von 
Ziegler a. Dambrau. Engl. Oberſt Dionicio 
de Puch a. England. Gutsbeſ. r. v. Wod⸗ 
zicki a. Großherz. Poſen. Kaufl. Polko und 
Unger a. Ratibor, Spangenberg und Dieck⸗ 
mann a. Leipzig, Wollheim a. Trieſt, Gerloff 
u. Friedrich aus Magdeburg. Beamter De⸗ 
meszkan a. Warſchau. Oek.⸗Rath Eisner a. 
Münſterberg. Zoll⸗ u. Steuer⸗Rendant Fid⸗ 
ler a. Podzamce. Gutsp. v. Hoven a. Rurs⸗ 
dorf. Fräul. Nolte a. Hamburg. — Hotel 


a. Wolfsdorf. Apoth. Schulz a. Mislowitz. 


Kaufl. Herfort a. Hirſchberg, Hoffmann und 
Bierbrauer Exner a. Ratibor. Fabrik. Sten⸗ 


zel u. Maler Schröder a. Berlin. Einwohn. 
Fabian a. Glogau. Oekonom Mathala aus 
Oberſchleſien. — Hotel de Sileſie: Zucker 
fabrik. Betrand a. Säbiſchdorf. Kaufmann 
Heuſer a. Magdeburg. Gutsbeſ. Krüger a. 
Czeppelwitz. Dir. v. Neumann a. Gr.⸗Streh⸗ 
lie. Oekon. Baumann a. Glogau. — Hotel 
zu den drei Bergen: Park. Fränkel aus 
Braunſchweig, Tamm aus Berlin, Pflüger u. 
Kaufm. Meyer aus Hamburg. Kaufmann 
Kleinberger a. Lüdenſcheid. Gutsbeſ, v. De 
peln aus Holſtein. — Zettlitz's Hotel: 
kieut. Gebauer a. Koblenz, Gr. v. Matuſchka 
aus Pietſchen. Gutsbeſ. Graf von Mar 
tuſchka aus Wieſa. Kaufleute Kar⸗ 
ſtedt a. Seelow, Bart a. Berlin. — Hofe 
de Saxe: Kaufm. Croll a. Berlin. Lieut. 
Gärtner a. Neiſſe. — Röhnelt's Hotel! 
Stadtger.⸗Rath Villaume u. Kammer⸗Muſt? 
kus Dienſch a. Berlin. Gutsbeſ. v. Blumen? 
kron a. Pilgersdorf, v. Schickfuß a. Jordans⸗ 
mühl. Sekonom Maulſolff a. Münſterberg. 
Bergmeiſter Brade a. Waldenburg. — Zwei 
goldene Löwen: Wirthſch.⸗Dir. Morawet 
aus Beneſchau. Kaufm. Böhm aus Brieg. 
Gutsbeſ. Fengler a. Hermsdorf. — Deu t⸗ 
ſches Haus: Gutsbeſitzerſohn von Szezep⸗ 
kowski, Färbereibeſ. Brunow u. Frau Ober 
Aly a. Berlin. Oberförſter Egeling a. Tarce. 
Gen ⸗Kommiſſ.⸗Rendant Schafft a. Stargard. 
Maler Schmidt aus Düſſeldorf. Poſt⸗Inſp. 
Peterſohn a. Brieg. Lehrer Hirſchberg aus 
Frankenſtein. — Weißes Roß: Kaufmann 
Cohn aus Liegnitz. Schönfärber Fuchs aus 
Bielig. — Goldener Zepter: Dr. Werner 
a, Trebnig. Gutsp. Richter. — Goldener 
Hecht: Rendant Re ſig aus Gleiwig. — 
Königs⸗Krone: Frau Schichtmeiſter Her 
tel a. Natel. — Gelber Löwe: Kamera 
amtsſekr. Biſchof a. Trachenberg. Rendant 
Brauer a. Radziunz. — Weißer Storch! 
Park. v. Maltzahn a. Gröditzberg. 


Privat⸗Logis. Aldrechtsſtr. 33: Frau 
Gutsbeſ. v. Nieszkowska a. Walichnow. 7 
Albrechtsſtr. 1): Kaufm. Zimny a. Myeld 
wig. Oekon. Sielmann aus Antonshof 
Liſſa. — Ritterpl. 8: Kaufm. Kahlert all 
Striegau. — Friedr.⸗Wilhelmsſtr. 05: Frau 
Gutsbeſ. Sydow a. Bernftein. — Neuegaſſe 


[zum blauen Hirſch: Gutsbeſ. v. Walter 8: Kanfm. Deſſauer aus Heidingsfeld. — 


Ring 20: Frau Fürſt a. Berlin. — Breite 
> —5 Fr. Steuer⸗Contro leur Köhler aut 
erlin. 


Breslauer Cours: Bericht vom 18. Juni 1847. 


Jonds⸗ und 


Holl. u. Kaiſ. ollw. Duk. 95% Gld. 
Friedrichsd or, preuß. 113% ld. 

Louisd'or, vollw. 111 ½ Gld. 

Poln. Papiergeld 99 / Br. 

Oeſter. Banknoten 103% Br. 
Staatsſchuldſcheine 3 , % 92% bez. u. Gld. 
Seeh.⸗Pr.⸗Sch. a 50 Thl. 05% Gid. ½ Br. 
Bresl. Stadt⸗Obligat. 3 ½ % — 


Seld⸗Cours. 


Poſener Pfandbriefe 3¾ % 63 Br. 

Schleſ. dito 3% % 08% Br. 
dito dito 4% Litt. B. 102ù½ Br, 
dito dito 3¼% dito 95 ½ Br 
Poln. Pfdbr., alte 4% 05 ½ Br. \ 
dito dito neue 4% 95 ½ Br. 

dito Part.⸗L. a 300 Fl. BU, ld. 

dito dito à 500 Fl. 50%, Br. 


dito tigkeits 4% % 96%, Br. dito P.⸗B.⸗C. a 200 Fl. 17 Br. 
Poſener Pfandbriefe 4% 102 ¼ bez. fſ.⸗Pin.⸗Sch.⸗Obl. i S.⸗R. 4% 81 ½ Br. 


— 


Oberſchleſ. Litt. 
dito Prior. 4% 96% 6 
dito Litt. B. 4% 98%, Gld. 

Bresl.⸗Schw.⸗Freib. 4% 101 / Br. 

ab an, 875 — 

leſ.⸗ % 8723 bez. u. Br. 
ra dito Prior. 5% 102% Br. 
dito Zwgb. (Gl.⸗Sag.) — 


Eiſenbahn⸗Actien. 
A. 4% — 104% Gld. Rheiniſche 4% — 
r. 


— 


dito Pr. ⸗ St. Zuſ.⸗Sch. 4% — 
Köln⸗Minden Zuſ.⸗Sch. 4% 93%, Sid. 
Schſ. Schl. (Drs. Srl.) Suſ.⸗Sch. 4% 100 bez · 
Nſſe.⸗Brieg. Zuſ.⸗-Sch. 4% 654, — Y ber 
Krak.⸗Oberſchl. 4% 76% Br, 
Poſen⸗Starg. Zuſ.⸗Wch. 4% 84 Br. 
Fr. Wilh. Nordb. Zuſ.⸗Sch. 4% 72% Gld. 


Wilhb. (Rofel-Oderb.) 4% — > 
Berliner Eifenbabn:Yetien-Eours:Bericht vom 17. Jun! 184 


Breslau⸗Freiburger 4% 101 zu machen. 
Niederſchleſiſche 4% 59 Br. 873, Gld. 
dito Prior. 4% 92 ½ Klgk. bez. 
dito dito 5% 101% bez. 
Niederſchl. Zweigb. 4% — 
dito dito Prior. 4% 
Oberſchleſ. Litt. A. 4% 104% bez. u. Br. 
dito Litt. B. 4% 90 Br. 983, Gld. 
Wühelmsbahn 4% — ) 
Krakau⸗Oberſchl. 4% 76%, Br. 
Quittungsbogen. 


RöinzMinden 4% 933,, 94 u. 93 / ber 
Nordb. (Frdr. Wilh.) 4% 73 bez. 
Poſen⸗Stargarder 4% 83% Br. 
Sächſ.⸗Schleſiſche 4% 100 Gld. 


Fonds ⸗Courſe. 


Staatsſchuldſcheine 3½ % 92½¼ GM: 
Poſener Pfandbriefe 4% 102 bez. 


dito dito neue 37, 023% Old. 
Polniſche dito alte rw — 
dito dito neue 4% 95 Er 


Rheinifche Prior.⸗St. 4% 89’, Br. a 


Breslauer Getreide: Preife dom 18. Juni F 


Beſte Sorte. 


Weizen, weißer .. 5 Rtl. 15 Sg. — Pf. 5 
dito gelber 5 „ 10 „ — „ 5 
Bruch ⸗Welzen.. 4% 27 „ 6 „ 4 
Roggen . ech „ 26 „„ — 4 
Serfte Ar 4 7 2 173 7) 3 
Hafer ar Werne 1 ” 22 Auer 8 1 


847. 


ſte Sorte. 

Mittle Sorte. Be Gg. — pf. 
l. 5 Es. „ vl. F 2 . 0 „ 
7 6 © IE 
iu 18 55 u 4 " 14 7 N 
* 25 27 3 „ 18 Pa 
* * — „ 1 [77 17 — 
„ 10 „ n 


uUuniverſitäts Steruwarte. 


8 ; Zu en x 1 Es 
arometer euch es ud. RN 
Bunt IN: 51 3. L. inneres. | außeres. . 
13, 60 2 3 fi o üderwölkt 
— 1 8.9407 14.9007 13. 00 1. 0 s oO geölt 
Radmitt. 1 uhr.“ 5, 340 f 15 60 f 18, 1) 3, 9 b 8 Sederg 
Minimum 5 180 13, 90% T 13 07 1. 0 jo 


16, 1067 21, 44 3 


9 9 


Maximum 5, 68 + f . 


— Temperatur der Oder + 13, 4 


| Bandtags-Angelegenbeiten. 
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Sitzung der vereinigten Kurien am 
N 12. Juni. 

Schluß. | 

Sekretär Frhr. von Waldbott: Das Amende⸗ 
ment des Grafen von Arnim lautet: 

Indem der vireinigte Landtag Bedenken trägt, 

ſchon jetzt feine Zuſtimmung zu einem Geſetze zu 
etrtheilen, welches durch die Einführung einer Eins 
kommenſteuer nur die Abſchaffung der Mahl: und 

Schlachtſteuer erreichen würde, erkennt derſelbe an, 
daß im Wege der Geſetzgebung — zur Verwirkli⸗ 
chung des Grundſatzes einer der Steuerfähigkeit ver⸗ 

haͤltnißmäßig entſprechenden Beſteuerung der verſchie⸗ 

denen Klıffen der Einwohner — auf eine Erleich⸗ 
terung der Abgaben der ärmſten Klaſſen nicht 
allein in den mahl- und ſchlacht⸗, ſondern 
in gleicher Weiſe in den klaſſenſteuek⸗ 
pflichtigen Orten hinzuwirken ſein wird, und 

daß die wohlhabenden Klaſſen den hierdurch entſte⸗ 
henden Ausfall, ſo weit es nöthig, zu decken im 

Stande ſein dürften. 

Derſelbe bittet daher Se. Majeſtät, die Errei⸗ 
chung dieſes Zweckes huldreichſt in anderweite Erwä⸗ 
gung nehmen und dem nächſten vereinigten Land⸗ 
tage deren Ergebniſſe vorlegen laſſen zu wollen.“ 

Ferner das Amendement des Abgeordneten Dittrich: 

„Se. Majeſtät den König zu bitten, 1) die Mahl: 

und Schlachtſteuer aufzuheben, und 2) zu deren Er⸗ 

ſatze der in den unteren Klaſſen der Klaſſenſteuer 

Steuernden mehrere Klaſſen anordnen zu wollen, 

und zugleich ſolche, welche den jetzigen höchſten 

Steuerſatz überſteigen.“ N 
a Das Amendement des Abgeordneten von Vincke 
lautet: 

„Des Königs Majeſtät zu bitten: 

die Mahl⸗ und Schlachtſteuer in den Städten 

unter 10,000 Seelen aufzuheben und den übri⸗ 

gen Städten, wo dieſelbe noch erhoben wird, 
zu überlaſſen, an deren Stelle das etatsmäßige 

Mahl: und Schlachtſteuer-Aufkommen durch 
eine Einkommenſteuer, nach näherer Feſtſetzung, 

aufzubringen; 

2) die Befreiungen von der Klaſſenſteuer, fo welt 
ſie nicht auf Staats⸗Verträgen beruhen oder 
einzelnen Steuerpflichtigen der unterſten Klaſſen 
zuſtehen, aufzuheben; 

bei der Klaſſenſteuer zwiſchen den Sätzen von 24 
und 48 Rtl. drei Zwiſchenſtufen, mit je 6 Rtl., 

ſteigend, 2 

zwiſchen den Sätzen von 48 und 96 Rrhlr. 
drei Zwiſchenſtufen, mit je 12 Rthlr., ſteigend, 
zwiſchen den Sätzen von 96 und 144 Kthl. 
zwei Zwiſchenſtufen, mit je 16 Rthie., ſteigend, 
und über 114 Rthlr. noch bis zu 500 Rthl. 
in angemeſſenen Zwiſchenräumen von je 24 Rthl. 
höhere Klaſſen einzuführen, von den durch dieſel⸗ 
ben nicht betroffenen Kontribuenten aber Aver⸗ 
ſionalquanta, nach dem Satze von 3 pCt. des 

Einkommens berechnet, nach näherer Feſtſetzung 
des Miniſteriums zahlen zu laſſen.“ 

Endlich das Amendement des Abgeordneten Milde: 
„Der vereinigte Landtag erkennt an, daß die Steuer⸗ 
geſetzgebung vom 30. Mai 1820 den im Laufe der 
Zeit eingetretenen Veränderungen in den allgemeinen 
Beſitz⸗ und Vermögens⸗Verhältniſſen der Staatsan⸗ 
gehörigen nicht mehr entſpricht, und beſchließt des⸗ 
halb, eine auf den Grundſätzen der Leiſtungs-Fä⸗ 
higkeit zu gründende durchgreifende Reform zu bean⸗ 
tragen.“ 


Marſchall: Es ſind zwar noch weitere Anträge 
eingegangen; aber die verleſenen ſind diejenigen, welche 
die meiſte Unterſtützung gefunden haben. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den Antrag des Grafen von Ar⸗ 
nim, der nun nochmals verleſen wird. 

(Die Verleſung geſchieht durch den Sekretär Frhrn. 
von Waldbott.) 

Ich ſetze voraus, daß der Antrag verſtanden worden 
iſt; er kommt alſo zur Abſtimmung. 

(Eine Stimme: „Namentliche Abſtimmung!“ Viele 
Stimmen: „Nein!“ 

Abgeordn. Schauß: Ich möchte mir erlauben, Ew. 
Durchlaucht zu bitten, den Herrn Antragſteller zu fra⸗ 
gen, ob er nicht geneigt ſein möchte, die Worte „ſchon 
letzt“ aus dem Antrag herauszulaſſen. a 

e | (Viele Stimmen: Nein!) 
Graf von Arnim: Dieſe Aenderung iſt nicht mehr 
ſtatthaft. 

Marſchall: Iſt der Antrag, welcher geleſen wor⸗ 
den iſt, hinreichend verſtanden? Ich nehme dies an, 
und wir kommen nun zur Abſtimmung auf kürzerem 
Wege, durch Aufſtehen und Sitzenbleiben. Diejenigen, 
welche dem Antrage beitreten, werden das durch Auf⸗ 
tehen zu erkennen geben. g i 

(Eine große Anzahl Mitglieder erhebt ſich.) 

Wir werden zum Zählen kommen. Die Ordner 
werden die Zählung vornehmen. 

Es wird nunmehr die Zählung vorgenommen.) 


1 


5 


— 


1563 


Das Reſultat der Abſtimmung iſt folgendes: mit 
Ja haben geſtimmt: 248, mit Nein haben geftimmt : 
232. Der Antrag iſt alſo angenommen und damit 
der Gegenſtand erledigt. Es iſt zu erwähnen, daß die 
Anträge, deren ich gedacht habe, uns weiter hier nicht 
beſchäftigen, ſondern an die Kurie der drei Stände zu⸗ 
rückgegeben werden. Der Gegenſtand unſerer heutigen 
Berathung iſt beendigt und die Sitzung geſchloſſen. 


(Schluß der Sitzung um ½3 Uhr Nachmittags.) 


— 


Sitzung der Kurie der drei. Stände am 
14. Juni. 


Die Sitzung beginnt unter dem Vorſitze des Land⸗ 
tags⸗Marſchalls von Rochow nach 10 Uhr mit Ver⸗ 
leſung des Protokolls über die letzte Sitzung, welches 
von der Verſammlung genehmigt wird. 


Als Sekretäre fungiren die Abgeordneten von Leip⸗ 
ziger und Dittrich. 


Hierauf eröffnet der Marſchall der Kurie, daß der 
Geheime Rath Brüggemann auf Allerhöchſten Befehl 
Sr. Majeſtät des Königs den abweſenden Miniſter des 
Kultus erſetzen werde. Es wird ferner ein Schreiben 
des Landtags-Kommiſſars an die Marſchälle der 
beiden Kurien in Betreff der Rechnungs-Able⸗ 
gung über die Staatsſchulden-Verwaltung 
von dem Sekretär von Leipziger verleſen und nach dem 
darin enthaltenen Verlangen von dem Marſchall die 
ſiebente Abtheilung an Stelle der Staatsſchulden⸗De⸗ 
putation, deren Wahl zu erlaſſen der Landtag gebeten 
hat, mit Prüfung der Rechnung beauftragt, auch die 
Rechnung ſelbſt zum Drucke überwieſen. 


„Da die Kurie der drei Stände in der Sitzung vom 
5. d. M. beſchloſſen hat, eine Bitte an des Königs 
Majeſtät dahin zu richten, daß in Erwartung der 
Wiedervereinigung des Vereinigten Landtages inner⸗ 
halb eines vierjährigen Zeitraumes die Wahlen der 
vereinigten Ausſchüſſe und der Deputation für das 
Staatsſchuldenweſen einſtweilen erlaſſen werden mögen, 
ſo wird auch die Wahl der letzteren ſo lange ausgeſetzt 
bleiben müſſen, bis ſich herausgeſtellt hat, ob die 
Herren⸗Kurie jener Bitte ſich anſchließen, eventualiter 
bis des Königs Majeſtät darüber entſchieden haben 
wird. — Bei dem nahe bevorſtehenden Schluſſe des 
vereinigten Landtages wird aber die demſelben nach 
8 8, der erſten Verordnung vom 3. Februar d. J. 
obliegende Abnahme der Rechnung der Haupt⸗Verwal⸗ 
tung der Staatsſchulden, welche ich unter dem 26ſten 
v. M. mitzutheilen die Ehre hatte, nicht füglich län⸗ 


ger ausgeſetzt werden können, weshalb ich ergebenſt 


anheimſtelle, für dieſesmal die fragliche Rechnung 


ohne die vorbereitende Prüfung der Landesſchulden⸗ 
Deputation nach Vorſchrift des $ 27 der Geſchäfts⸗ 
Ordnung zunächſt an die Abtheilungen und demnächſt 
an das Plenum der beiden Kurien gefälligſt gelangen 


Berlin, den 11. Juni 1847. 


zu laſſen. 
7 von Bodelſchwingh.“ 


Hierauf erhebt ſich der Abgeordnete Milde mit der 
Behauptung, daß die Prüfung einer Abtheilung der 
vereinigten Kurien zuzuweiſen ſei, wird jedoch von dem 
Landtags⸗Kommiſſar mit der Bemerkung widerlegt, daß 
§ 8 der Verordnung vom 3. Februar d. J. dieſes 


Verfahren, und ſomit die Ueberweiſung des Gegenſtan⸗ 
des an Abtheilungen der geſonderten Kurien vorſchreibe, 


worauf der Abgeordnete Starke das erbgtene Wort 


erhält. 


Abgeordn. Starke: Meine Herren! Ich habe mir 


das Wort erbeten, um den Herrn Marſchall zu bitten, 
die Güte zu haben, die Petition, die von uns Ver⸗ 
tretern der Landgemeinden aus der Provinz Poſen ein⸗ 
bracht wurde, zur Berathung zu bringen. Sie betrifft 
die Errichtung eines Kredit-Inſtitutes für 
die bäuerlichen Grundbeſitzer in der ganzen 
Monarchie. Dieſe Petition würde wahrſcheinlich lies 
gen bleiben, da noch ſo viele andere Sachen liegen 
bleiben werden; weil ſie aber von einer großen Wich⸗ 
tigkeit iſt, ſo möchte ich bitten, daß ſie noch im Laufe 
dieſer Woche berathen und zur Verhandlung gebracht 
werden möchte, weil, wie wir hoffen, der Landtag mit 


Ende dieſer Woche aufgehoben werden wird. 


Abgeordn. bon Saucken: Ich erlaube mir, den 
eſtellten Antrag zu unterſtützen, denn er greift ſo tief 
in das Wohl vieler Tauſend Familien des Vaterlandes 
ein, daß auch ich mich dieſer Bitte völlig anſchließe, 
daß jener Antrag vorzugsweiſe zur Berathung komme. 

Marſchall: In den nächſten Tagen wird uns das 
Gutachten über die Allerhöchſte Propoſition, die Ver⸗ 
hältniſſe der Juden betreffend, beſchäftigen; ſobald wir 
damit zu Ende find, werde ich zunächſt bekannt machen, 
welche Gutachten, der chronologiſchen Folge nach, an 
der Tagesordnung ſind, wo dann die hohe Verſammlung 
ſich zu erklären haben wird, ob fie einige derſelben vor⸗ 
zugsweiſe berückſichtigen will, 

Abgeordn. Neumann: Ich wünſchte nicht, daß 
die kurz gemeſſene Zeit der hohen Verſammlung irgend⸗ 
wie verloren gehe, weshalb ich mein Bedenken äußere, 
welches dahin geht, daß dieſe Angelegenheit nicht vor 
den vereinigten Landtag, ſondern vor die einzelnen Pro⸗ 
vinzial-Landtage gehöre. 

(Von mehreren Seiten Zeichen der Nichtbeiftimmung.) 


Der Abgeordnete von Platen verlieſt den Ent» 
wurf, betreffend die Vertagung des Landtags. 


Abgeordn. Freiherr von Vincke: Inſofern der 
Eingang lautet: Allerdurchlauchtigſter u. ſ. w., ſo iſt 
der Antrag an die Perſon Sr. Majeſtät gerichtet wor⸗ 
den, während die Geſchäftsordnung für alle Fälle aus⸗ 
drücklich vorſchreibt, daß die Beſchlüſſe der Kurie nur 
in Form einer Erklärung abgefaßt werden ſollen; daß 
dieſe demnächſt an die Herren⸗Kurie gelangen ſoll, um 
den Beitritt zu unſeren Beſchlüſſen zu erhalten, und 
daß endlich ſeitens der Herren Marſchälle mit einem 
Begleitungsſchreiben dieſe beiden Erklärungen an den 
Herrn Landtags⸗Kommiſſar befördert werden ſollen. 
Die Kurie der drei Stände befindet ſich daher niemals 
in der Lage, direkt mit Sr. Majeſtät zu kommuniziren, 
und wenn bei Gelegenheit des Vortrages des Entwur⸗ 
fes der Erklärung über die Proposition wegen der Eis 
ſenbahnen der entgegengeſetzte Grundſatz unterſtützt 
worden iſt, fo kann ich dies in dem Geſchäfts⸗Regle⸗ 
ment nicht begründet finden. Die Faſſung der Erklä⸗ 
rung wegen der Rentenbanken iſt die einzige, wo die 
Form: Allerdurchlauchtigſter u. ſ. w. gewählt wor⸗ 
den iſt. 

Marſchall: Die Bemerkung iſt ganz richtig 
und gründet ſich auf das frühere Verfahren, wie es 
immer beobachtet worden iſt. Ich würde es ſelbſt 
bemerkt haben, wenn mir nicht der Entwurf ſo eben 
erſt überreicht worden wäre. 

(Es wird verändert.) 

Marſchall: Wir kommen nunmehr zur Tages⸗ 
ordnung, nämlich zur Berathung des Gutachtens über 
die Allerhöchſte Propoſition, die Verhältniſſe der Ju⸗ 
den betreffend. Ich erſuche den Herrn Abgeordneten 
Sperling als Referenten, dieſen Vortrag zu halten. 

Referent Sperling trägt dieſes Gutachten vor: 

Gut 5 ch te n N 


er 
erſten Abtheilung der Kurie der drei Stände des vereinigten 
- Landtages 
. über 
den Entwurf einer Verordnung die Verhältniſſe 
der Juden betreffend.“) 

Durch das Edikt vom 11. März 1812 wurden alle im 
preußiſchen Staate mit General⸗Privilegien, Naturaliſations⸗ 
Patenten, Schutzbriefen und Konzeſſionen verſehene Juden 
für Inländer und preußiſche Staatsbürger erklärt. Es 
wurden ihnen mit wenigen Modifikationen alle Rechte ein⸗ 
geräumt, deren die chriſtlichen Staatsbürger theilhaftig 
waren. Zur Zeit des Erſcheinens gedachten Edikts hatte 
jedoch der preußiſche Staat noch nicht ſeine jetzige Ausdeh⸗ 
nung. Erſt in Folge des Krieges von 1813 — 15 und 
nach demſelben wurde ihm ſolche zu Theil, indem nicht nur 
nur die früheren Beſigungen wieder unter ſeine Herrſchaft 
gelangten, ſondern auch bedeutende neue Länder⸗Gebiete dem⸗ 
ſelben zufielen. In jedem Gebiete befanden ſich Juden un⸗ 
ter anderen Geſetzen. Da die letzteren im Allgemeinen be⸗ 
ſtehen blieben, und die acquirirten Landestheile noch ihrer 
geographiſchen Lage den alten Provinzen zugetheilt oder zu 
neuen Provinzen vereinigt wurden, ſo kam es, daß in der 
preußiſchen Monarchie überhaupt achtzehn verſchiedene Juden⸗ 
verfaſſungen exiſtent wurden, und in einer und derſelben 
Provinz drei, vier, ſogar ſieben verſchiedene Geſetzgebungen 
Gültigkeit erlangten, nach welchen die Rechtsverhältniſſe der 
Juden bis auf den heutigen Tag beurtheilt werden. — 
Nach der einen Verfaſſung hat der Jude das Recht, Grund—⸗ 
befiß zu erwerben, darf aber ohne Genehmigung der Regie⸗ 
rung feinen Wohnſitz nicht verändern. Nach ber andern 
kann er zwar ſeinen Wohnſitz beliebig nehmen, aber keinen 
Grundbeſitz oder ſolchen nur unter erſchwerenden Umftänden 
an ſich bringen. Setzt er ſeinen Fuß aus dem Bereiche 
heraus, der ihm einmal angewieſen iſt, ſo kann er ſich nicht 
mehr auf die Rechte berufen, welche in demſelben er genoß. 
Wendet er ſich namentlich aus einer der alten Provinzen, in 
welcher er die Rechte eines Staatsbürgers hat, nach einem 
neu hinzugetretenen Theile des preußiſchen Staats, ſo wird 
er daſelbſt als ein fremder Jude behandelt, und es giebt ſo⸗ 
gar ein Gebiet, die ehemalige Grafſchaft Wittgenſtein, wo 
er ſich de jure gar nicht betreten laſſen darf. 

Daß ein ſolcher Zuſtand der Dinge dem allgemeinen 
Staats⸗Intereſſe nicht zuſagt, iſt augenſcheinlich. Es mußte 
ſich bald das Bedürfniß geltend machen, demſelben im Wege 
der Geſetzgebung abzuhelfen. Zu dem Ende erging unterm 
29. April 1824 eine königliche Kabinets⸗Ordre, welche be⸗ 
ſtimmte, daß die Provinzial⸗Stände zu hören ſeien, ob und 
weiche Vorſchläge ſie hinſichtlich der beſtehenden Geſetzgebung 
über die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden vorzubringen 
hätten. Die Erklärungen der Stände fielen in den Jahren 
1824 — 1827 mehr oder weniger dahin aus, daß zum 
Beſten der chriſtlichen Bevölkerung in den Rechten der Ju⸗ 
den Beſchränkungen eintreten müßten. Sie waren dabei ſo 
mannigfach und zum Theil ſo tief eingreifend, in die 
deſtehenden bürgerlichen Verhältniſſe der Juden, daß die Geſetz⸗ 
gebung Bedenken tragen mußte, ihnen in ihrem ganzen Ums 
fange Folge zu geben. Dieſelbe beſchränkte ſich darauf, die 
Berhättnifje der Juden in der Provinz Poſen durch die Ver⸗ 
ordnung vom 1. Juni 1833 zu regeln, und in Betreff der 
Rechte der Juden in den anderen Provinzen einzelne abän⸗ 
dernde Beſtimmungen zu treffen. Inzwiſchen blieb das Be⸗ 
dürfniß eines allgemeinen, für die ganze Monarchie gelten⸗ 
den Geſetzes beſtehen. Daſſelbe wurde je länger, deſto leb⸗ 
hafter empfunden und beſonders im Jahre 1845 von ver⸗ 
ſchiedenen Seiten angeregt. Es war mittlerweile ſeit jenen 
Erklärungen der Provinzial⸗Stände ein Zeitraum von zwan⸗ 
zig Jahren verfloſſen und in ſolchem manche neue Erfahrung 
gemacht. Die Anſichten über den firtlihen Standdunkt der 
Juden hatten ſich geändert, denn es beſtand die Generation 
nicht mehr, welche die Provinzial⸗Stände zu ihren Anträgen 
auf deren Beſchränkang in Jahren 1824 — 27 veranlaßt 
hatte. Von den acht Provinzial⸗Landtagen des Jahres 
1845 erklärten ſich fünf für weſentliche Erweiterung der 
Rechte der Juden, unter ihnen zwei für gänzliche, reſpektive 
bedingte Gleichſtellung derſelben mit den Chriſten. Mit 
dieſen provinzialſtändiſchen Anträgen übereinſtimmend, ſind 


die Petitionen, welche jetzt dem vereinigten Landtage zuge⸗ 


4 
Der betreffende Geſetz-Entwurf iſt in unſerem vor⸗ 
geſtrigen Blatte mitgetheilt worden. Red. 


\ 
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gengen, nämlich: die Petition des Abgeordneten von Gott 
erg um vollſtändige Ausführung des Edikts vom 11. Mai 
1812 und des Abgeordneten Ritter um Emaneipation der 
Jaden, ferner die Petitionen der Abgeordneten Möwes, 
Schauß, Knoblauch, Wächter, Schumann und Werner, 
um völlige Gleichſtellung der Juden in Betreff ihrer bürger⸗ 
lichen und politiſchen Rechte mit den Chriſten. N 

Die Gründe, welche die Petenten für ihre Anträge an⸗ 
geführt haben, und die letzteren ſelbſt einer beſonderen Prü⸗ 
fung zu unterwerfen, ſchien der Abtheilung nicht angemeſſen, 
weil eine Allerhöchſte, denſelben Gegenſtand betreffende Pro⸗ 
poſition vorliegt, bei deren ſpeziellen Berathung jene Gründe 
und Anträge in Betracht gezogen werden können. Dieſe Al: 
lerhöchſte Propoſition, beſtehend in dem Entwurfe einer Ver⸗ 
ordnung, die Verhältniſſe der Juden betreffend, iſt eben be⸗ 
ſtimmt, dem geſchilderten Bedürfniß der Geſetzgebung abzu⸗ 
helfen. Nachdem alſo die einzelnen Petitionen verleſen wa⸗ 
ren, ging die Abtheilung zur Berathung der Propoſition 
über, und wird ſich aus dem Folgenden ergeben, inwieweit 
dieſelbe den Anträgen der fünf Provinzial⸗Landtage von 
1845 und den Wünſchen der Petenten entſpricht, inwie⸗ 
fern 15 dieſen Anträgen und Wünſchen gemäß zu amendi⸗ 
ren iſt. 
Was zunächſt das Syſtem, die Ordnung der Materien 
in dem proponirten Entwurfe anbetrifft, fo find die Beſtim⸗ 
mungen, welche die bürgerlichen, kirchlichen (dieſer Ausdruck 
wird nur der Deutlichkeit wegen gebraucht) und privatrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe der Juden betreffen, durch einander ge⸗ 
miſcht. Derſelbe enthält ſogar Feſtſetzungen, durch welche 
die bürgerlichen und kirchlichen Verhältniſſe zugleich gere⸗ 
gelt werden ſollen. Dieſe Wahrnehmung veranlaßte die 

rage, J 
Beate, ob. ſolches zweckmäßig ſei, ob nicht vielmehr die 
bürgerlichen und kirchlichen Verhältniſſe, wenn 


ſchon in demſelben Geſetze, wenigſtens in beſon⸗ 


* deren Abſchnitten zu behandeln wären? 

Die Abtheilung entſchied ſich einſtimmig für das Letztere, 

wei h 

I) ein gleiches Verfahren in Beziehung auf alle andere 
Staats⸗Angehörigen in der Regel ſtattfinde, daſſelbe 
alſo Prinzip der Geſetzgebung ſei, 

2) die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden bereits mehr 
geordnet ſeien als die kirchlichen, — in Beziehung 
auf beiderlei Verhältniſſe die Geſetzgebung ſich auf 
einem zu verſchiedenen Standpunkt befinde, und 

3) die Vermiſchung beiderlei Verhältniſſe, die Regulirrng 
derſelben durch eine und die nämliche Beſtimmung zu 
leicht den Nachtheil mit ſich führe, daß, indem auf 
der einen Seite, der kirchlichen, den Juden mehr Rechte, 
als. fie bisher geneffen haben, eingeräumt, auf der 
anderen Seite, der bürgerlichen, ihnen weſentliche 
Rechte entzogen werden, welche ihnen nach der bis⸗ 
herigen Geſetzgebung bereits zugeftanden haben. 

Zum Belage dieſer ihrer Anſicht glaubt die Abtheilung 

nur auf eine Haupt⸗Beſtimmung des Geſetzes, die Anordnung 
von Judenſchaften mit Corporationsrechten, hinweiſen zu 
dürfenz indem dieſe Anordnung in kirchlicher Beziehung einem 
weſentlichen Bedürfniſſe abhilft, den Wünſchen der Juden 
entſpricht, führt ſie in bürgerlicher Beziehung dahin, daß der 
einzelne Jude ſeine bisherigen Rechte einbüßt, das Indivi⸗ 
duum in der Corporation aufgeht und nur letztere an der 
bürgerlichen Verfaſſung der chriſtlichen Staatsbürger noch 
Theil nimmt. — ef. 15 des Geſetzes. 

Den materiellen Inhalt des Geſetz⸗Entwurfs ſelbſt an⸗ 
fangend, fo war vor allen Dingen der Geſichtspunkt feſtzu⸗ 
ſtellen, von welchem aus er zu beurtheilen iſt. 

In unſerem Staate gilt das Prinzip des Rechts und des 
Fortſchritts. Dieſem Prinzipe gemäß muß ſich ſeine Geſetz⸗ 
gebung fortbewegen, wenn er nicht von dem Standpunkte 
herabſinken ſoll, weichen er unter den übrigen Staaten Eu: 
ropa's einnimmt. f 

Die Juden befinden ſich zur Zeit im Genuſſe gewiſſer 
bürgerlichen Rechte, welche ihnen nicht mehr entzogen wer⸗ 
den können: dies um ſo weniger, als ſämmtliche zum deut⸗ 
ſchen Bunde gehörenden Regierungen ſich dazu ausdrücklich 
verpflichtet haben, ſie ihnen zu erhalten, indem der Artikel 16 
der Bundes Akte lautet: 1 

„Die Bundes⸗Verſammlung wird in Berathung ziehen, 

wie auf eine möglichſt übereinſtimmende Weiſe die bür⸗ 

gerliche Verbeſſerung der Bekenner des jüddiſchen 
Glaubens in Deutſchland zu bewirken ſei und wie in⸗ 
ſonderheit denſelben der Genuß der bürgerlichen Rechte 
gegen die Uebernahme aller Bürgerpflichten in den Bun⸗ 
des⸗Staatrn verſchafft und geſichert werden könne. Je⸗ 
doch werden den Bekennern dieſes Glaubens bis bahin 
die denſelben von den einzelnen Bundes⸗Staaten bereits 
eingeräumten Rechte erhalten.“ 

Wenn alſo die Verhältniſſe der Juden einer Regulirung 
unterworfen werden ſollen, ſo darf ſolches nur unter ſtrenger 
Beachtung ihrer bisherigen Rechte geſchehen. In dem geoͤß⸗ 
ten Theile der Monarchie, den alten Provinzen, gilt das 
Edikt vom 11. März 1812. In denjenigen neueren Landes⸗ 
theilen, in welchen die Juden früher ausgedehntere politiſche 
Rechte genoſſen, haben ſich deren Verhältniſſe im Laufe der 
Zeit denen in den alten Provinzen gleichgeſtellt. Deshalb 
erſchien es der Abtheilung, mit Ausnahme eines einzigen 
Mitgliedes, angemeſſen, 1 
das gedachte Edikt der Prüfung des vorliegenden Geſetz⸗ 

Entwurfs zum Grunde zu legen. 

Bei dem, was dies Edikt zu Gunſten der Juden beſtimmt, 
darf aber nicht ſtehen geblieben werden. 

Der Vorwurf der Abſonderung, welcher den Juden ge⸗ 
wöhnlich gemacht wird, trifft auch die Chriften. Er trifft 
vorzugsweiſe die Geſetzgebung, welche durch ihre ungleiche 
Behandlung die Juden niederdrückt, in den Chriſten das 
Gefühl der Superiorität hervorbringt. 

Die Religion der Juden dürfte nichts enthalten, was dem 
Staate und der unter . un ee; 7 
Kirche nachtheilig werden könnte, da mehre uswärtige 
Staeten Weben lange ſchon alle Rechte ihrer chriſtlichen 
Unterthanen eingeräumt und zu derer Wieder⸗Einſchränkung 
keine Veranlaſſung gefunden haben. 8 5 

on einem Bedenken, welches in den Religionsgebräuchen 
feinen Grund haben könnte, darf noch weniger die Reden 
fein, weil unſere eigene Staatsregierung demſelben nicht 
mehr Raum giebt und die Juden zum Militär⸗Dienſte und 
zu Aemtern fähig erachtet. 

Was aber den allgemeinen ſittlichen Zuſtand derſelben 
anbettifft, fo iſt folder jedenfalls von der Art, daß ihnen 
eine würdigere Stellung im Staatsverbande angewieſen 
werden muß. Letzteres fordert laut die öffentliche Stimme. 

Es fprechen dafür die Anträge der fünf Landtage von 1845 
und die eingegangenen Petitionen. 
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„Es wird alſo bei der Prüfung des Geſetz⸗Entwurfs nicht 
blos darauf zu achten ſein, daß keine Beſtimmung deſſelben 
hinter dem Edikte vom 11. März 1812 zurückbleibt, ſondern 
auch darauf Bedacht zu nehmen ſein, ob und inwieweit die 
en vortheilhaften Beſtimmungen eine Ausdehnung 
und Erweiterung erfahren können. 

Wir haben aus dem eben verleſenen Theile des 
Gutachtens erſehen, daß dem vereinigten Landtage Pe⸗ 
titionen zugegangen ſind, wrlche auf Emancipation oder 
vollſtändige Gleichſtellung der Juden mit ihren chriſt⸗ 
lichen Mitbürgern gerichtet ſind. Es könnte die Frage 
entſtehen, weshalb die Abtheilung ſich nicht zunächſt 
mit dieſen Petitions⸗Anträgen beſchäftigt hat, da fie fo 
allgemein ſind, daß ſie Alles umfaſſen, was hier nur 
zu Gunſten der Juden beſchloſſen werden kann. Aber 
gerade wegen dieſer Allgemeinheit hat die Abtheilung ge⸗ 
glaubt, fich der Erörterung enthalten zu müſſen. Der 
Begriff der Emancipation iſt zu umfaſſend, als daß die⸗ 
ſelbe im Stande geweſen wäre, ſich ſogleich ein klares 
Bild von derſelben zu entwerfen. Es liegt ihr außer⸗ 
dem eine Propoſition vor, welche alle bürgerlichen Rechts⸗ 
Verhältniſſe der Juden berührt und zum Gegenſtande 
ihrer Erörterung gemacht werden mußte. Wenn wir 
nun zunächſt dieſe Propoſition in Berathung ziehen, 
werden wir durch Zugeſtändniß der einzelnen Rechte an 


die Juden gewiſſermaßen ſynthetiſch zu demſelben Re⸗ 
ſultate kommen, zu welchem wir gelangen würden, wenn 


wir eine Berathung eines allgemeinen Antrages auf 
Gleichſtellung der Juden mit den Chriſten vornweg 
vornehmen wollten. Daher wird es der Beſchlußnahme 
der hohen Verſammlung und der Beſtimmung des ver⸗ 
ehrten Herrn Marſchalls unterworfen, inwieweit wir 
uns überhaupt auf die allgemeine Diskuſſion einjulaf 
ſen haben. Gewiß würde es zur Abkürzung der De⸗ 
batte beitragen, wenn wir uns darauf beſchränken woll⸗ 
ten, die Anſichten, welche wir überhaupt zu ent⸗ 
wickeln in Begriff ſind, bei den einzelnen Para⸗ 
graphen vorzutragen, wozu dieſelben vielfache Gele⸗ 
genheit darbieten. Was den Standpunkt anbetrifft, 
von dem die Abtheilung bei der Berathung ausgegan⸗ 
gen iſt, ſo iſt es derſelbe, den die hohe Verſammlung 
gleich bei Beginn ihrer Berathung eingenommen und 
bisher feſtgehalten hat. Es iſt derſelbe, den [das 
Gouvernement als den ſeinigen anerkennt. Inwieweit 
ſolcher von dem letzteren bei der Entwerfung des vor⸗ 
liegenden Geſetzes beibehalten iſt, wird das Reſultat 
der Berathung ze igen. Yin 

Landtags» Kommiffar: Der Geſetz⸗Entwurf, 
welcher heute zur Berathung vorliegt, iſt mit fo aus⸗ 
führlichen Denkſchriften begleitet, daß alle diejenigen 
geehrten Mitglieder, welche ſich der Durchſicht dieſer 


Erläuterungen unterzogen haben, ſo vollſtändig infor⸗ 
mirt ſein werden, daß ich mich auf ein kurze Einlei⸗ 


tung beſchränken und die koſtbare Zeit nicht zu ſehr 
in Anſpruch nehmen darf. — Der Zweck des Ent⸗ 
wurfs, ſo weit er ſich auf die bürgerlichen Verhältniſſe 
der Juden bezieht, geht vorzugsweiſe dahin, die Geſetz⸗ 
gebung über dieſen Gegenſtand zu generaliſiren, die be⸗ 
ſtehenden achtzehn verſchiedenen Juden⸗Verfaſſungen der 
preußiſchen Monarchie mit einer einzigen, noch proble⸗ 
matiſchen Ausnahme des Großherzogthums Poſen in 
Eine zu verſchmelzen und nicht nur dadurch der Ad⸗ 
miniſtration eine große Erleichterung zu verſchaffen, ſon⸗ 
dern auch der Judenſchaft ſelbſt weſentliche Vortheile 
zu gewähren, namentlich in der Beziehung, daß ſie 
volle Freizügigkeit erlangen und nicht mehr, wie ſeit⸗ 
her, in eben ſo viele Bezirke, als es Juden⸗Verfaſſun⸗ 
gen giebt, eingezwängt ſein wird. Außerdem geht die 
Abſicht dahin, in denjenigen kleineren Landestheilen, in 
welchen der Druck der mittelalterlichen Juden⸗Verfaſ⸗ 
ſung noch beſteht, den Juden diejenigen Vortheile zu⸗ 
zuwenden, welche ſie bereits in dem größten Theile der 
Monarchie ſeit länger als dreißig Jahren genießen. In 
Beziehung auf die Kultub⸗Verhaͤltniſſe geht der Zweck 
des Geſetzes dahin, dieſe Verhältniſſe, welche theils gar 
nicht, theils nicht auf rechtlichen Grundlagen geordnet 
ſind, zu ordnen und auf rechtlichen Grundlagen zu ba⸗ 
ſiren. — Was nun die bürgerlichen Verhaltniſſe der 


Juden betrifft, ſo hat das Edikt vom 11. Märzj1812 


dem vorliegenden Entwurf als Anhalt gedient. Ich 
glaube nicht auf den Zuſtand aufmerkſam machen zu 
müſſen, in welchem ſich die Juden zu der Zeit, als 
dies Edikt erlaſſen wurde, in der preußiſchen Monarchie 
befanden; ich glaube nicht hervorheben zu dürfen, 
welche ſehr weſentliche Verbeſſerungen durch dieſes Edikt 
für ſie herbeigeführt wurden; es genügt, anzuführen, 
daß das Edikt die Juden in ihren bürgerlichen Ver⸗ 
hältniſſen, bis auf wenig Vorbehalte, den chriſtlichen 
Einwohnern völlig gleichgeſtellt hat. Als nicht lange 
nach Erlaß deſſelben durch die ruhmwürdigen Ereig⸗ 
niſſe der Jahre 1813 und 1814 von den früher ver⸗ 


loren gegangenen Provinzen mehrere wieder mit der 


Monarchie vereinigt und neue hinzugefügt waren, lag 
es natürlich nahe, die bürgerlichen Verhältniſſe der Ju⸗ 
den in der ganzen Monarchie gleichmäßig zu ordnen. 
Bekanntlich legte aber die deutſche Bundes⸗Akte inſo⸗ 
fern ein Hinderniß in den Weg, als ſolche die Ord⸗ 
nung dieſer Verhältniſſe für ſämmtliche Bundesſtaaten 
in Ausſicht geſtellt hatte. Es mußte alſo der Erfolg 


dieſer Zuſage abgewartet werden. Welche Hinderniſſe 


es geweſen ſind, die der Ausführung dieſer Abſicht ent⸗ 


. 
gegengetreten ſind, glaube ich hier nicht unterſuchen 
zu dürfen; es würde außerhalb des Bereiches der ge⸗ 
genwärtigen Verhandlung liegen. Nur als wahrſchein⸗ 
lich kann ich bezeichnen, daß in mehreren kleineren Staa⸗ 
ten ſich ſo abweichende Verhältniſſe der Juden⸗Verfaſ⸗ 
ſungen gefunden haben, daß man darin eine qmüber“ 
windliche Schwierigkeit der Einführung gleichmäßiger 
Beſtimmungen für ſämmtliche Bundesſtaaten erkannt 
hat. Als der Bund ſchwieg, mußte ſich die legisla⸗ 
toriſche Thätigkeit auf den preußiſchen Staat zurück 
wenden und es geſchah dies ſehr bald nach Kreirung 
der Provinzial⸗Stände. Es wurden in den Jahren 
1826 — 27 denſelben Propoſitionen in Beziehung auf 
die Geſtaltung der bürgerlichen Verhältniſſe der Juden 
vorgelegt; die Gutachten, welche erfolgten, waren ſeht 
abweichend von einander; darin ſtimmten ſie aber über“ 
ein, daß ſie neue Beſchränkungen der Juden zum 
Schutz der Verkehrs: und Erwerbs ⸗Verhältniſſe der 
chriſtlichen Einwohner forderten. Derſelbe Paragraph 
der deutſchen Bundes- Akte aber, welcher eine Gleich⸗ 
ſtelluug der Juden⸗Geſetzgebung für ſämmtliche Bun 
desſtaaten in Ausſicht ſtellte, hatte vorgefehen, daß die 


den Juden von einzelnen Bundesſtaaten bereits einge⸗ 


räumten Rechte zu ihrem Nachtheil nicht. geändert 
werden ſollten. Ohne Verletzung dieſer Bundes «Br 
ſtimmung konnte alfo die preußiſche Geſetzgebung nicht 
auf den einſtimmend geäußerten Wunſch der Provin⸗ 
zial⸗Stände eingehen und es blieb daher, wenn ma 
ſich nicht in vollſtändige Opposition mit den Ständen 
ſetzen wollte, nichts Anderes übrig, als die Sache auf 
ſich beruhen, als die Zeit walten zu laſſen. Die Zeit 
hat gewaltet, meine Herren! Es find mehr als zwan⸗ 
zig Jahre dahin geſchwunden, und es hat ſich die An 
ſicht über dieſen Gegenſtand ſehr weſentlich verändert, 
eine Veränderung, die wenigſtens theilweiſe auf einer 
Umgeſtaltung des Zuſtandes der Juden beruht, 
beſonders in denjenigen Bundestheilen, in welchen die 
Geſetzgebung ihrer Entwickelung in intellektueller und 


kommerzieller Hinſicht kein Hinderniß in den Weg g. 


legt hat, ſehr deutlich hervorgetreten iſt. — In Folge 
dieſer Umgeſtaltung haben mehrere Provinzial⸗Landtage 
ſehr weitgehende Anträge in Beziehung auf andermeF 
tige Ordnung der jüdiſchen Verhältniſſe im entgegen 
geſetzten Sinne als vor zwanzig Jahren geſtellt; es N 
gen der hohen Verſammlung eine Reihe von Anträgen 
auf gänzliche Emanzipirung der Juden vor, und aue 
die Abtheilung hat ſich in ihrer Majorität einem dahin 
zielenden Prinzipe geneigt erklärt. Die Verwaltung 
dürfte ſich daher gegenwärtig in der entgegengeſetzten 
Lage befinden, als vor zwanzig Ighten, wo ſie die 
Verhältniſſe der Juden verbeſſern wollte und die Stände 
das Gegentheil verlangten, während jetzt die Propoſt⸗ 
tionen der Verwaltung hinter den Wünſchen der Stände 
zurückzubleiben ſcheinen. Doch wird in dieſer Bezie⸗ 
hung die Differenz und Divergenz keine bedeutende fell 
— Ich habe ſchon hervorgehoben, daß das Geſetz vom 
11. März 1812 als Grundlage für die jetzige Propo 
ſition gedient habe; es ſind aber über die Beſtimmun⸗ 
gen deſſelben hinaus den Juden neue Rechte zugedacht 
namentlich in Beziehung auf den für ſie ſehr wit 
tigen Punkt der Glaubwürdigkeit bei Eiden, 
Beziehung auf die Beſchränkungen, welchen fe 
beim Gewerbeverkehr ſeither noch unterlagen, u 
in Beziehung auf die Anftellungsfähigkeit ‚im Staats“ 
dienſte, verglichen mit dem Zuſtande, welcher fe 
dem Jahre 1812 faktiſch beſtanden hat. Die einzig 
Beſchränkungen, welche nach den vorliegenden Prope 
tionen beſtehen bleiben ſollen, gründen ſich auf das Prin? 
zig, daß der preußiſche Staat ein chriſtlicher ſein und 
bleiben wolle, und daß es demnach bedenklich ſcheint 
nicht chriſtlichen Bewohnern die politiſchen Rechte zu 
geben und ihnen obrigkeitliche Funktionen anzuvertrauen. 
— In Beziehung auf das Corporationsweſen iſt von 
der Abtheilung das Bedenken hervorgehoben, daß ſich 
ſolche mit Unrecht auch auf die bürgerlichen Verhelk⸗ 
niſſe bezögen. Hierauf muß ich bemerken, daß die Du 
ſis dieſer im Geſetze proponirten Corporationen le 
der Kultus iſt, daß ſich der Entwurf in diele id 
hung den in ganz Deutſchland beſtehenden i 
ſen anſchließt, daß eine Legaliſirung dieſes, Zustandes, 
wie ich glaube, überall als Bedürfnt anerkannt wird, 
und daß, wenn auch wenige einzelne elimmungen auf 
eine bürgerliche Wirkung dieſer ‚Gorporationen hinweisen, 
dieſe theils fakultativ, theils unbedeutend find, theils 
auf die nothwendigen Verbindungen zwiſchen den bür⸗ 
gerlichen und Kultus: Verhälkniſſen beruhen. — In Bee 
ziehung auf das Großherzagehum Poſen hat es nicht 
unbedenklich erden , Pod lei uur der Sur 
den mit denen der übrigen Provinzen ſchon jetzt aus⸗ 
zuſprechen, einestheils, weil dae numeriſche Verhältnſß * 
dortigen jübifchen Bevölkerung gegen die übrigen Provinzen 
ſo ſehr abweicht, dann aber auch, weil ein Theil dieſer Ber 
kerung in Beziehung der Bildungsſtufe ihren ene 
noſſen in den andern Provinzen ſehr nachſteht, MAP 
rend das daſelbſt beſtehende Spezials Geſetz, fo wii g 
ſich hier beurteilen läßt, bereits günſtig auf die dozen 
gen Verhältniſſe, namentlich dahin gewirkt hat, daß de 
rmere Theil der jüdiſchen Bevölkerung in ſeiner 
dung und in feinem sittlichen Zuſtand vorgeſchritten 
ortſetzung in der zweiten Beilage.) 


Ob aber ſchon jetzt der Zeitpunkt eingetreten ſei, das 
Großherzogthum Poſen in dieſer Beziehung mit den 
anderen Provinzen gleichzuſtellen, ob es namentlich zu⸗ 
ffig ſei, die damit unzertrennlich verbundene Freizü⸗ 
igkeit auf die jüdiſche Bevölkerung des Großherzog⸗ 
thums auszudehnen, das erſchien beſonders in Bezie⸗ 
hung auf die angränzenden Provinzen nicht unbedenk⸗ 
lch. Es wird aber gerade in dieſer Rückſicht dem 
Duvernement von Wichtigkeit ſein, das Votum der 
tände⸗Verſammlung zu vernehmen, um danach zu 
bemeſſen, ob jene Bedenken hinlänglich begründet ſeien 
eder nicht. Was denjenigen Theil des Geſetzes betrifft, 
welcher die Kultus⸗Verhältniſſe behandelt, ſo behalte ich 
Mir vor, bei Berathung der einzelnen Paragraphen dies 
Rnige Auskunft zu geben oder durch den Kommiſſarius 
er geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten geben zu laſſen, wel⸗ 
ron dieſer Verſammlung gewünſcht werden möchte. 
Marſchall: Die Abıheilung hat in ihrem Gut⸗ 
achten zuerſt eine formelle Frage aufgeſtellt, nämlich 
die: ob es nicht zweckmäßig ſei, die bürgerlichen und 
kirchlichen Verhältniſſe der Juden in beſonderen Ab⸗ 
ſchnitten zu verhandeln. Dieſe Frage wird ſich nicht 
eher beantworten laſſen, als bis wir auf die materiel⸗ 
len Beſtimmungen eingegangen ſein werden. Es iſt 
don dem Herrn Referenten der Vorſchlag gemacht wor 
en, von der allgemeinen Beſprechung abzuſehen und 
gleich auf die einzelnen Paragraphen einzugehen. Ich 
habe allerdings nicht die Abſicht, über das Allgemeine 
und die Grundſätze irgend eine Frage zu ſtellen; ein 
Jeder wird ſich aber, wenn wir zur Beantwortung der 
einzelnen Fragen kommen, über die Grundſätze eine 
Meinung gebildet haben müffen, und dadurch wird eine 
allgemeine Beſprechung um ſo mehr nöthig ſein. Da 
mehrere Redner ſich zu einer ſolchen bereits gemeldet 
haben, und ich ihnen nicht das Wort zu entziehen wün⸗ 
ſche, ſo werde ich ſie nach der Reihe auffordern. Zu⸗ 
erſt gebe ich dem Herrn Abgeordneten von Byla als 
Korreferenten das Wort. 
Korreferent von Byla (Landrath, Provinz Sach⸗ 


ſtellen ſich zuvörderſt im Allgemeinen zwei Hauptfragen 
heraus, einmal, ob die Verſammlung geneigt iſt, fos 
fort eine gänzliche Gleichstellung der Juden mit den 
hriſten in unſerem Staate zu befürworten, oder ob 
es rathſamer erſcheint, durch einen allmälig en Ue⸗ 
ergang den Weg dazu anzubahnen, um ſpäterhin eine 
vollſtändige Ausgleichung ſtattfinden laſſen zu können. 
ch kann mich nur für die letztere Anſicht erklären, 
und zwar aus dem Grunde, weil ich glaube, daß da⸗ 
durch auf einem ſichereren und ruhigeren Wege die 
wünſchenswerthe Gleichſtellung erreicht werden wird. 
eine Herren! Wir können bei Berathung und Be⸗ 
urtheilung dieſer Fragen nicht allein von unſerem Stand: 
Punkte ausgehen, nein, wir müffen hierbei auch die 
timme des großen Volkshaufens berückſichtigen, die 
Stimme derjenigen, die weniger gebildet, weniger auf⸗ 
geklärt ſind, wie wir; Sie werden gewiß nicht verken⸗ 
nen, daß noch in manchen Theilen unſerer Monarchie, 
große Vorurtheile gegen die Juden exiſtiren. Ge⸗ 
wiß iſt es rathſam, daß man bei einem ſo beſon⸗ 
ders wichtigen Schritte mit Vorſicht vorgeht. Ich 
habe auch mit mehreren ſehr gediegenen Juden 
‚eeft neuerdings hierüber Rückſprache genommen, und 
fie theilen in dieſer Beziehung meine Anſicht. — 
— Wenn wir eine nachhaltige Gleichſtellung der Juden. 
mit den Chriſten erreichen wollen, dann halte ich für 
durchaus nothwendig, zuvörderſt die Hauptſchranken, 
welche jetzt noch zwiſchen den Juden und Chriſten in 
unſerem Staate beſtehen, niederzureißen, damit wir ein 
eies Terrain erhalten, um hierauf das neue Gebäude 
errichten und für die Juden eine neue Verfaſſung grün⸗ 
en zu können. Für ſolche Schranken erkenne ich na⸗ 
mentlich folgende: erſtens die beſtehenden beſondern Cor⸗ 
porations⸗Verhältniſſe der Juden in bürgerlicher Bezie⸗ 
vun: zweitens die befondern öffentlichen Schulen für 
die Juden und drittens das Verbot der Ehe zwiſchen 
riſten und Juden. Bevor wir dieſe Hauptſchranken 
Richt niedergeriſſen baben, glaube ich, wird eine jede 
Gleichtelung der Juden mit den Chriſten hinſichtlich 
hrer bürgerlichen Verhältniſſe nur ſcheinbar und dem 
allgemeinen Staats⸗Intereſſe mehr nachtheilig als vor⸗ 
cheilhaft ein. 
(Abgeordn. Schumann (Abgeordn. des 3. Standes 
Provinz Preußen): Meine Herren! Ich gehöre zu Den⸗ 
migen, welche auf unſerem Provinzial Landtage die Eman⸗ 
ation unſerer Juden verfochten, welche bier die völlige 
babichſtelkang aller Juden mit den Chriſten beantragt 
Voben. Darum ſei es mir vergönnt, hier einige Worte 
D einmal in Betreff der poſener Juden insbeſondere 
n fodann in Betreff der im Geſetz = Entrwurfe ausge: 
betochenen Ausſchließung aller von beinahe allen Aem⸗ 
3 einer hohen Verſammlung vorzutragen. — In 
teren Hinſicht, nämlich was die Beſtimmungen des 
Gh le im § 44 und den folgenden über die poſener 


aden andetriff, fo. will und kann mir ein zureichender 


3 boeite Beilage 


ſen): Bei Beurtheilung des vorliegenden Gegenſtandes 


fund für den dort ausgeſprochenen Unterſchied nicht 
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einleuchten. Man wird mich ob dieſer meiner Anſicht 
zum wenigſten keiner Befangenheit zeihen. Ich war in 
meinen jüngern Jahren ein Geger der Juden und ge⸗ 
ſtehe es an dieſer feierlichen Stelle ganz offen, daß ich 
mich damals getäuſcht, von meinem Vorurtheil gegen ſie 
zurückgekommen bin. ch weiß es wohl, daß unſer 
Großherzogthum beinahe die Hälfte aller Juden der gan⸗ 
zen Monarchie zu ihren Bewohnern zählt; auch will ich 
es nicht in Abrede ſtellen, daß ein großer Theil unſerer 
Juden in Rückſicht auf Bildung denen der übrigen Lan⸗ 
destheile nachſteht. Nichtsdeſtoweniger ſpreche ich fo 
meine innigſte Ueberzeugung aus, daß ſie die durch den 
Geſetz Entwurf bezweckte Zurückſetzung nicht verdienen. 
— Das Gutachten des Ausſchuſſes Seite 35 ſpricht 
ſich hierüber ſattſam aus. Wenn nun das Gouverne⸗ 
ment ſelbſt einräumt, daß die Verordnung vom 1. Juni 
1837 die Juden im Großherzogthum gehoben, ſo darf 
ich einen -Widerſpruch damit darin finden, daß man fie 
deſſenungeachtet zurückſetzen will. — Hat jene Verord⸗ 
nung ſo wohlthätige Folgen gehabt, ſo möchte daraus 
weiter folgen, daß der der Verordnung vorangehende 
Zuſtand ein Zuſtand war, den unſere Juden nicht ver⸗ 
ſchuldet haben, ſondern daß derſelbe durch ihre bis da⸗ 
hin gedrückte Stellung bedingt war. — Weg alſo mit 
fernerer Beſchränkung! Man ſtelle ſie den übrigen Ju⸗ 
den gleich, und ſie werden ſich dieſer nun nicht mehr zu 
verſagenden Gleichſtellung werth und würdig erweiſen. 
— In meiner langjährigen Erfahrung habe ich, der ich 
inmitten von kleinen Städten mit zahlreicher jüdiſcher 
Bevölkerung wohne, Gelegenheit gehabt, ſie in meinem 
Vaterlande näher kennen zu lernen. Ich habe gefun⸗ 
den, daß ſie, was Sittlichkeit und Bildung anbetrifft, im 
Allgemeinen unſrer chriſtlichen Bevölkerung nicht nachſtehn. 
Sie find, fo wendet man ein, verſchmitzt, ſie find dem 
Schacher, dem Wucher ergeben, ſie richten hiermit den 
chriſtlichen Bewohner zu Grunde. Dies befürchte ich 
nicht, denn giebt es auch allerdings ſchlechte Juden, 
ſo giebt es dergleichen Subjekte auch unter anderen 
Religions⸗ und Stammgenoſſen. Daran hat aber we⸗ 
der Religion noch Abkunft ſchuld. Der bisherige ge⸗ 
drückte Zuſtand der Juden erklärt Alles. Erlangen die 
Juden dasjenige, was ihnen von Gottes und Rechts we⸗ 
gen gebührt — Gleichſtellung mit den übrigen Bewoh⸗ 
nern des Staates — fo werden ſchlechte Juden eben fo 
gebrandmarkt unter ihnen ſelbſt daſtehen, wie es bei den 
Nicht⸗Juden der Fall iſt. Beiläufig geſagt, darf nicht 
unerwähnk' gelaffen werden, wie die Juden viele gute 
Eigenſchaften haben, welche ihnen die Chriſten abler⸗ 
nen mögen; deren Nüchternheit, Sparſamkeit, Mitlei⸗ 
den für ihre Arme und Kranke find nachahmungswerth. 
— Werden ſie den Chriſten gleichgeſtellt, ſo werden ſie 
ſich als deren Mitbürger anſehen und wahre Nächſten⸗ 
liebe auch gegen dieſe üben. — Ich meine, daß wir die 
beiden Haupt⸗Gebote: „Liebe Gott und deinen Näch⸗ 


ſten,“ dieſe beiden Grundpfeiler des Chriſtenthums, || 


aus dem Judenthume herhaben, und wir handeln nicht 
chriſtlich, wenn wir die Juden darum zurückſetzen, weil 
ſie Juden ſind. Sie waren und ſind unſere nächſte 
Nächſten. — Ich bin Chriſt und gehöre der Kirche an, 
deren Haupt in der letzten Zeit auch in Rückſicht auf 
Nichtchriſten, der Juden insbeſondere, in ſeinen Verord⸗ 
nungen und Handlungen Grundſätze ausſpricht, welche 
ich hier mit meinen ſchwachen Kräften zu vertheidigen 
ſuche, und ich würde glauben, die Pflicht eines Chriſten 
nicht zu erfüllen, wie es recht iſt, wenn ich hier meine 
Stimme zu Gunſten derjenigen — deren Väter unſere 
Vorgänger im Glauben an den einzigen Gott waren — 
zu erheben Bedenken tragen ſollte. Dies in Bezug auf 
meine poſener Juden. 

Abgeordn. von Gottberg (Rittergutsbeſitzer, Pros 
vinz Pommern.): Als ich meine den vorliegenden Ge⸗ 
genſtand betreffende Petition einbrachte, ging mein An⸗ 
trag dahin, das Edikt vom Jahre 1812 auf die ganze 


preußiſche Monarchie angewendet und die darin unerfüllt 


gelaſſenen Beſtimmungen ausgeführt zu ſehen. Nachdem 
ſeit dieſem freiſinnigen Gefege ein Zeitraum von 35 Jah⸗ 
ren verfloſſen war, konnte ich nicht annehmen, daß die 
Regierung eines Staates, welcher der Staat der Intel⸗ 
ligenz und des Fortſchrittes genannt wird, beabſichtigen 
würde, ein Geſetz zu erlaſſen, in welchem noch ſchärfere 
Abſonderungen herbeigeführt werden ſollten. Der vor⸗ 
liegende Geſetz⸗Entwurf hat mich vom Gegentheile über⸗ 
zeugt; er hat mir die Ueberzeugung verſchafft, daß aller: 
dings eine ſchärfere Abſonderung der Juden beabſichtigt 
worden iſt. Das Edikt vom Jahre 1812 enthält eine 
Beſchränkung auf politiſche Rechte inſofern, als die Ju⸗ 
den nicht zu Staats⸗Aemtern gelaſſen werden ſollen. 
Dies iſt ſpäter abufive ausgedehnt worden auf die Kom: 
munal-Aemter und Lehr⸗Aemter. Es enthält in 9 39 
inſofern eine Hoffnung, als geſagt iſt, es ſollten die 
Kultus- und Unterrichts⸗Verhältniſſe ſpäterhin unter Zu⸗ 
ziehung von Sachverſtändigen, d. h. von kenntnißreichen 
Juden, regulirt werden. Wenn die erſteren Beſchrän⸗ 
kungen aufgehoben und dieſe letzteren Verheißungen er⸗ 


füllt werden, dann, glaube ich, wird der Jude nichts 
Es 


weiter von der Geſetzgebung zu wünſchen haben. 
ift gefagt worden, es würde das chriſtliche Element im 


——— 


Staate gefährdet, und die Aufrechthaltung des chriſtli⸗ 
chen Elements ſei in einem chriſtlichen Staate nothwen⸗ 
dig. Aber mir ſcheint es mit dem Begriffe des Staats 
in abstracto nicht unumgänglich verbunden zu ſein, 
daß ſeine Mitbürger zu einer beſtimmten Religion ge⸗ 

hören. Mit dem Begriffe des Staats „in abstracto‘“ ' 
verbinde ich nur den Begriff des Rechts. Mit dieſem 
Begriff iſt nothwendig der Begriff der Ordnung ver⸗ 
knüpft. Dieſen Begriff der Ordnung in ſeiner höchſten 
Potenz verlange ich in dem Gebiete der Religion und 
in dem der Sittlichkeit. — In der Religion gelange ich 
dann zu dem Glauben an Einen Gott; in der Mos 
ral zu der Monogamie. — Wer ſich zu dieſen Prin⸗ 
zipien bekennt, der hat auch das Recht der vollſtändigen 
Anerkennung von unſerer Seite. — Eine andere Ge⸗ 
fahr hat man darin erblickt, daß man, weil den Juden 
eine gewiſſe Beharrlichkeit in Verfolgung ihrer Zwecke 
eigen iſt, gefürchtet hat, daß die Juden die Chriſten aus 
den Aemtern verdrängen und daher bald eine zu große 
Anzahl von Juden zum Nachtheil der Chriſten in den 
Aemtern ſtehen würden. Aber ich glaube nicht, daß 
dies ein Grund iſt, dem man mit Recht eine Wichtig⸗ 
keit beimeſſen kann; ich kann nicht annehmen, daß 
16 Millionen Chriſten die Konkurrenz von 200,000 
Juden zu fürchten brauchten. Wäre aber unter den 
Juden die Kapazität in ſolchem Umfange vorhanden, 
hätten wir uns dann nicht Glück zu wünſchen, daß 
wir eine ſolche Menge von Kräften nicht ferner mehr 
unbenutzt gelaſſen hätten? — Doch, meine Herren, 
wenn ich geſagt habe, es fehle an einem Motiv, ſo habe 
ich nicht außer Acht gelaſſen, daß es ein großes Motiv 
giebt, mit dem man dieſe Beſchränkung der Juden bes 
gründen will. Das iſt nämlich das allgemeine Vorur⸗ 
theil, wahrlich auch der einzige Grund, welcher ſich mit 
Recht dafür anführen läßt. Das Vorurtheil, welches 
uns von Kindesbeinen an eingeimpft iſt, was in den 
Schulen genährt wird, und das zu überwinden dem 
Erwachſenen ſo ſchwer fällt, dieſes iſt es allein, was 
einer günſtigen Löſung dieſer Frage entgegenſteht. — 
Zum Schluſſe meiner Rede will ich mir noch die Bitte 
erlauben, daß Sie, meine Herren, dieſe Angelegenheit 
mit derſelben Unparteilichkeit behandeln mögen, die bis⸗ 
her alle ihre Berathungen charakteriſirte. Wir haben 
uns fern gehalten von allen lokalen und partikularen 
Intereſſen, und ſo kann ich nur wünſchen, daß es auch 
in Beziehung auf dieſe Frage geſchehe, daß wir uns 
fern halten von vorgefaßten Meinungen und uns nur 
leiten laſſen durch die Geſetze der Gerechtigkeit, der 
ee Menſchenliebe und der Wohlfahrt der ganzen 

ation. 5 


Abgeordn. Graf Renard: Der Geſetz⸗Entwurf, der 
vorliegt, enthält einen allgemeinen Paragraphen, der 
einen Grundſatz ausſpricht, leider jedoch mit einer Aus⸗ 
nahme; die folgenden Paragraphen, im Gegenſatze zu 
einem allgemeinen Grundſatze, befaſſen ſich mit den ein⸗ 
zelnen Rechten und Pflichten der Juden. Die meiſten 
und letzten konſtituiren Judenſchaften ſind rein admini⸗ 
ſtrativer Natur und gehören meines Erachtens gar nicht 
in das vorliegende Geſetz. Zur Beurtheilung der gan⸗ 
zen Juden⸗Angelegenheit iſt es dringend nothwendig, daß 
die Verſammlung ſich beſtimmte Fragen vorlege und bet 
Beantwortung derſelben ſich eines Prinzips bewußt werde, 
von dem ſie ausgehen will. Dann finden ſich die ein⸗ 
zelnen Paragraphen von ſelbſt. In hiſtoriſcher und po⸗ 
litiſcher Beziehung ſtehen nur zwei Fragen zur Exörter 
rung, die eine iſt! Welche Stellung gewährte die bishe⸗ 
rige Geſetzgebung den jüdiſchen Unterthanen? Die zweite 
iſt: Welche Aenderungen in ihren Verhäͤltniſſen würde 
der neue Geſetz⸗ Entwurf eintreten laſſen, oder kürzer: 
Wie iſt es, und wie ſoll es werden? Was die erſte Frage 
betrifft, ſo kann es unmöglich Aufgabe der hohen Ver⸗ 
ſammlung ſein, ſich auf die verſchiedenen Juden⸗Ord⸗ 
nungen einzulaſſen, welche für die einzelnen Provin⸗ 
en erlaſſen ſind; ich glaube, es ſind deren 18. Dieſe 
Arbeit würde eben ſo umfaſſend als nutzlos ſein und zu 
keinem andern Reſultate führen, als die nie bezweifelte 
Wahrheit erhärten, daß vor allen jeder Geſetzgebung 
Einheit Noth thut. Für unſern Zweck genügt es, die 
Grundlage zu erfaſſen, von welcher die frühere Geſetz⸗ 
gebung ausgegangen iſt, und zu erforſchen, ob der 
neue Gefeg = Entwurf auf dieſer Grundlage fortbaut, 
wie er wollte oder wie er wenigſtens ſollte. Dieſe 
Grundlage findet ſich in zwei Geſetzen, in der 
Städte = Ordnung vom Jahre 1808, welche den Ju⸗ 
den in Beziehung auf das Stadtregiment größere Rechte 
gewährte und in dem ſogenannten Juden⸗Edikte vom 
11. März 1812, welches für alle Theile der Monar⸗ 
chie, wie ſie im tilſiter Frieden begränzt waren, erlaſſen 
wurde. Dies Geſetz war der erſte großartige Schritt, 
die mittelalterliche Abſonderung dieſes Volksſtammes zu 
beſeitigen, und wurde von der geſammten Juden⸗ 
ſchaft mit unendlichem Jubel, mit Enthusiasmus 
begrüßt. Durch das Geſetz von 1808 wurde der 
Jude Stadtbürger, durch das Edikt von 1812 Staats⸗ 
bürger, da ihm dieſes in Bezug auf Befähigung zum 
Lehrſtande, auf Grunderwerb, auf Gerichtsſtand beinahe 


gleiche Rechte mit den Chriſten einräumt, eine ſchöne, 
frohe Zukunft in nahe Ausſicht ſtellend. So kommen 
wir zu der zweiten Frage: Beabſichtigt der vorliegende 
Geſetz⸗-Entwurf die gebotene Hoffnung zu verwirklichen, 
und welche Aenderung bezweckt er in den jüdiſchen Ver⸗ 
haͤltniſſen? Eine Haupt⸗Eigenthümlichkeit dieſes Ge⸗ 
ſetz⸗Entwurfs iſt unſtreitig dieſe, daß er die Bahn der 
früheren Geſetzgebung inſoweit verläßt, als er die Ju⸗ 
den in beſtimmte Judenſchaften abſondert. Die Abſicht 
des Geſetzes kann dadei unmöglich eine andere ſein, als 
Hegung und Pflege des jüdiſchen Kultus, ſteht aber 
fo in direktem Widerſpruche mit jeder bürgerlichen Ver⸗ 
ſchmeizung und Gleichſtellung. Der Jude fol Jude 
bleiben in der ganzen gehäſſigen Nebenbedeutung des 
Wortes, und weil er Jude bleiben ſoll, kann er keine 
Anſprüche machen auf gleiche Rechte mit den Chriſten. 
So verſtehe, ſo erkenne ich aber mein Chriſtenthum 
nicht, ſo löſt der Staat, der ſich ſo gern, ſo vorzugs⸗ 
welſe einen chriſtlichen nennt, feine Aufgabe nicht. 
Du Bravoruf.) 

Wenn das Geſetz von 1812 den Juden Hoffnung 
auf Emancipation gewährte, der vorliegende Geſetz⸗-Ent⸗ 
wurf vernichtet dieſe Hoffnung wieder, vernichtet ihre 
ſtaatliche Geltung, vernichtet ihre Anſprüche auf Hei⸗ 
mathstechte, ein Recht, welches wir ſelbſt den Verbre⸗ 
chern nicht entziehen wollen, denn wir haben gegen die 
Deportation geſtimmt. Unmittelbate Folge dieſes Ge: 
ſetz⸗ Entwurfes kann nur die fein, daß ſich ein Staat 
im Staate mit geſonderten Zwecken bildet, eine jüdiſche 
Enklave im chriſtlichen Gemeinweſen, und eine ſolche 
kann nur Haß hegen und hecken. Mir ſind nur zwei 
Moͤglichkeiten denkbar: entweder die Juden ſind in ih⸗ 
rem geſonderten Volks⸗ und Stimmbenaßtfen unfere 
Feinde, oder fie find es nicht. Wenn wir aber auch 
annehmen, daß die Juden unſere Feinde ſind, ſo will 


ich zu unſerer eigenen Ehre nicht unterſuchen, warum 


ſie es ſind. Allein gegen meine Feinde kenne ich nur 
zwei Schußmittel: entweder ich muß meine Feinde ver⸗ 
nichten, oder ich muß ſie mir zu Freunden gewinnen. 
e e a (Lebhaftes Bravo.) 
Unſere Vorältern, praktiſch und 9 0 7 wie ſie 
waren, haben den erſteren Weg, den Weg der Ver⸗ 
nichtung, mehrfach einzuſchlagen verſucht; fie haben 
aber ihr Ziel nicht erreicht. Von Titus dem Gütigen 
an, der den Juden zwar ihr Vaterland rauben, fie 
ſelbſt aber nicht vernichten konnte, haben auch die Bes 
ſtrebungen ſpäterer Zeit, meiſt von unten ausgehend, 
nur dazu gedient, den Haß der Unterdrückten gegen die 
Unterdrücker zu ſchärfen, die Juden immer feſter an 
einander zu kitten und ſie dadurch zu kräftigen. Die 
milderen, weniger energiſchen Beſtrebungen der neueren 
Geſetzgebung, dahin zielend, die Juden ſtaatlich und 
rechtlich zu feſſeln, haben nur dazu gedient, uns ſelbſt 
geldlich zu unterjochen, weil alles Dichten, Trachten 
und Streben diefes von der Natur ſo reich bedachten 
Stammes nur auf den einzigen Brennpunkt, auf den 
Handel und den Gelderwerb, gerichtet ſein konnte. Ich 
glaube, es bedarf keiner weiteren Gründe mehr, warum 
ich der Verſammlung nicht vorſchlagen kann, das er⸗ 
ſtere Mittel, den Weg der Vernichtung, zu ergreifen; 
uns bleibt das leichtere, das menſchlich ſchöne Mittel 
übrig, unſere Feinde dadurch zu beſiegen, daß wir ſie 
zu Freunden gewinnen. Eine halbe Maßregel wird 
jedoch nie dieſen Zweck erreichen. Jedes neue Recht 
iſt eine neue Waffe, eine vergrößerte Gefahr für uns. 
Der Fremdling kann nur dann mein Freund werden, 
wenn er mir kein Fremder mehr iſt, wenn ich ihm die 
Heimath biete, nach welcher ſeine Seele verlangt, wenn 
gleiches Recht und gleiche Pflicht gleiches Intereſſe, 
gleiche Liebe erzeugt; ich aber bekenne, daß die Juden 
als ſolche unſere Feinde nicht ſind, unſere Feinde nicht 
ſein können. Wenn ich ihre ſittliche, ihre politiſche 
und religiöſe Anſchauungsweiſe ins Auge faſſe, fo ſtellt 
ſich mir dieſe Nothwendigkeit nicht dar. Wie ein ge⸗ 
ehrter Redner vor mir bereits erwähnt hat, iſt in ih⸗ 
rer ſittlichen Auffaſſungsweiſe nichts enthalten, was dem 
Geſetz der Liebe, dem Geſetz der Gerechtigkeit zuwider 
wäre. Die Reinheit und Lauterkeit ihres Familienle⸗ 
bens beweiſt ihre ſittlichen Zuſtände und dürfte wohl 


mitunter von den Chriſten beneidet werden. — Was 


die politiſche Anſchauungsweiſe betrifft, ſo ſcheint ſie 
mir friedfertiger, konſervativer Natur zu ſein; doch als 
es galt, den aus der Römerzeit her ſprüchwörtlichen 
Muth der Juden zu beweiſen, da haben ſie ihn bewie⸗ 
ſen; ſie haben mit uns gefochten, mit uns und für 


uns geblutet, und ſo finde ich nichts, was die Juden 


als ſolche zu unſeren Feinden ſtempelte. Wenn fie 
aber unſere Feinde nicht ſind, nicht ſein können, ſo ge⸗ 


ſellt ſich zu der Unzweckmäßigkeit des bisherigen Rechts⸗ 
verhaͤltniſfes ein noch größeres Uebel, das der Ungerech⸗ 


tigkeit, und ſo erkläre ich mich gegen jede halbe, gegen 
jede eingeſchränkte Emancipation, gegen jede Trennung 
der Rechte und Pflichten der Juden von denen der 
Chriſten, ich fordere, daß die Juden zu jeder Stellung 
im Staate, zu jeder Erwerbthätigkeit, zu jedem Akt 
der Verſchmelzung mit den Chriſten berechtigt ſein 
g len. — Wenn ich jedoch für eine uneingeſchränkte 
dies Bibation ſtimme, ſo ſehe ich: auch ein, daß 
ae großtkoalbuz nich einſeitig fein kann; es würde 

e große Inkonſequenz darin liegen, wollten wir 
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unſererſeits die Juden emanzi iren und ihnen, ihrer⸗ 


ſeits geſtatten, in der ſtarren Iſolirtheit zu verharten, 
in welcher die frühere Geſetzgebung ſie eingezwängt; 
dies würde ein Privilegiren des Judenthums ſein. 
Die Juden müſſen die Zu annehmen, die wir ihnen 

bieten; ſie follen ihren 
ihren Aberglauben, ihren Irrglauben fallen laſſen. — 
Wenn ihr Glaube die Juden von den Chriſten ſcheidet, 
fo. kann es kein wahrer Glaube ſein; nur ein Jerglaube 
muß den Menſchen vom Menſchen ſcheiden. Die Ju⸗ 
den müſſen aufhören, das Chriſtenthum für ein ihnen 
feindſeliges Element, chriſtliche Gebräuche für unrein zu 
haltene Sie müſſen der ungeheuren Majorität, die ſie 
umgiebt, inſoweit nachgeben, daß ſie mit uns in gleichen 
Formen gehen. Ein Beiſpiel würde dies näher erläu⸗ 
tern. Ein Jude, der den Schabbes in der Art heiligen 
will, daß er am Sonnabend kein Geld annimmt, kann 
nicht verlangen, daß er zu einem Zoll⸗Einnehmer oder 
zu einem Regierungs⸗Haupt⸗Kaſſirer ernannt werde. Es 
bedarf keiner beſonderen Pflege des Judenthums, denn 
es kann dem Staate nicht darauf ankommen, Juden 
u erziehen, ſondern Bürger. Wenn die Juden dieſe 
orderung der Gegenſeitigkeit zurückweiſen, ſo haben ſie 
kein Recht, auf Emanzipation Anſpruch zu machen; der 
Jude kann nicht verlangen, daß ihm der Chriſt den 
Staat einräume, damit er ſich darin eine Zelle ausbaue 
nach eigenem Belieben. Er kann nicht eine Drohne 
im chriſtlichen Bienenſtaate ſein. — Sie ſehen, meine 
Herren, ich verkenne die Uebelſtände nicht, welche eine 
ſofortige gänzliche Emanzipation herbeiführen wird; aber 
dieſe Mißſtände müſſen mit der fortſchreitenden Bildung 
immer mehr ſchwinden, und ſie müſſen gänzlich ver⸗ 
ſchwinden, wenn der großartige Akt der Verſchmelzung 
elungen und vollendet daſteht, wenn wir nicht mehr 
den und Chriſten, ſondern nur Menſchen und Bür⸗ 

ger und Brüder ſind. 
| (Bravo!) N 


Kann die Verſammlung den hochherzigen Entſchluß 
nicht faſſen, glaubt die Geſetzgebung nicht darauf einge⸗ 
hen zu können, ſo trage ich darauf an, daß Alles beim 
Alten bleibe, weil die alten Uebelſtaͤnde leichter tra⸗ 
gen find, als neue, und dieſer neue Greg Ene urf 
würde gewiß viele herbeiführen, ohne die alten zu ver⸗ 
wiſchen, ſondern dieſe verewigen. 

(Bravo!) 


Abgeordn. Milde: Das geehrte Mitglied, was vor 
mir hier geſtanden, hat in ſo beredter, ſo energiſcher und 
ſo eindringender Weiſe das Wort für diejenigen erhoben, 
welche Gegenſtand unſerer Berathung ſind, daß es mir 
allerdings ſchwer fallen wird, nach demjenigen, was das 
geehrte Mitglied ausgeſprochen hat, noch irgend etwas 
nachzubringen, was nicht in beſſerer Weiſe bereits geſagt 


wäre, als ich es zu thun vermag. Das geehrte Mitglied 


hat nicht allein den ſittlichen, den hohen woraliſchen 
Standpunkt im Auge gehabt, ſondern es hat ſich auch 
darüber verbreitet, wie praktiſch die Sache aufzufaſſen 
ſei, und in dem ſchönen Bilde der Vernichtung oder 
Verſöhnung eines Feindes hat es Alles ſchlagend zuſam⸗ 
mengefaßt, was maßgebend in dieſer Verhandlung für 
uns fein kann. — Es iſt bereits das Prinzip der Reli⸗ 
gions⸗ und Gewiſſensfreiheit von dieſem Orte aus wür⸗ 
dig aufgefaßt worden, und ich ſchließe mich vollkommen 
allem darüber Geſagten an, und wenn ich mir irgend 
etwas Binzugufügen erlaube, ſo möchte ich dies gerade 
dem Bilde der Vernichtung anſchließen. Ich ſtehe näm⸗ 
lich auf dem Standpunkte, daß ich vernichten will, aber 
nicht meinen Feind, denn die Juden ſind nicht meine 
Feinde, ſondern ich will vernichten ein Volk, was in 
meinem Volke aufgehen ſoll; ich will das Volk, welches 
heute Juden beißt, zu Deutſchen, zu Preußen machen; 
ich will, daß das gehäſſige Wort aufhöre, „ein preußi⸗ 
ſcher Jude,“ und dafür geſetzt werde „ein jüdiſcher 
Preuße,“ und dieſe Beſtrebung ſcheint die zu ſein, welche 
im allſeitigen Intereſſe Preußens und Deutſchlands 
liegt. Ich glaude dennoch, wollen wir von der Anſicht 


ausgehen, daß das Judenthum in dem Staate ache 
te 


hen ſoll, den ich nicht einen chriſtlichen nennen mo 

und nie nennen werde, weil ich mit jener Richtung, die 
dieſe Idee vertritt, nicht ſympathiſire; ich ſage alſo, 
trachten wir dahin, daß das Judenthum im Staate 
aufgeht, ſo müſſen wir uns klar machen: haben die bis⸗ 
herigen reprimirenden Beſtrebungen irgend dieſen We 
gefördert, oder hat die Geſetzgebung dom Jahre 181: 
ein gutes Reſultat gehabt, und iſt es an der Zeit, von 
dem jener Geſetzgebung zum Grunde ede ee 
abzuweichen? Ich bin nach dem, was von der Miniſter⸗ 
bank geſagt iſt, zu einer noch feſteren Ueberzeugung ge⸗ 
bracht worden, als dies nach Durchleſung des Geſetzent⸗ 
wurfes und der Denkſchriften bereits geſchehen, daß 
allerdings in dem vorliegenden Geſetzentwurf eine Ab⸗ 
weichung von jener Geſetzgebung erblickt werden muß; 
neben einigen ſehr wenigen Zugeſtändniſſen, glaube ich, 
geht der vorliegende Geſetzentwurf von den großen Prin⸗ 
1812 ab, durch welche die Geſetzgebung vom Jahre 
1812 geleitet iſt, und ich füge meiner Ueberzeugung in 
Bezug auf das, was der königliche Kommiſſar geſagt 
hat, hinzu, daß der Geſetzentwurf, wenn ſeine Au 
beliebt und derſelbe zum Geſetz erhoben werden ſollte, 
eine Verletzung der in der Bundesakte den Juden er⸗ 
theilten Garantie ſelbſt involvirt. Ich bin überzeugt, 
daß die Juden in den alten Provinzen, in denen das 


Geſetz von 1812 Geltung hat, ſich mit Recht beim Bun⸗ 


destage beſchweren können, daß die Bundesakte in Be⸗ 
zug auf ſie in dem Geſetzentwurf verletzt iſt, und ſcheint 
es mir wichtig, daß wir in dieſer Beziehung die Bun⸗ 
desakte nicht als ein Bündniß der Fürſten unter einan⸗ 
der, ſondern als das jetzt gültige deutſche Staatenrecht 
betrachten, und daß wir daher wohl erwägen müſſen, bevor 
wir ein Gutachten über den Geſetzentwurf ausſprechen, 
ob überhaupt ein ſolcher Geſetzentwurf in diefer Beziehung 


üben behalten, aber fie follen- 


gründet, daß, wenn, die 


heit iſt, das bedarf hier wohl keiner weiteren 


mit jenem Staaten vertrage in Einklang zu bringen if 
Was bie Sache ſelbſt bettifft, fo glaube ich, daß das 
Prinzip der Religions⸗ und Gewiſſensfreiheit eine arm? 
ſelige Täuſchung bleiben muß, fo lange es nicht dahin 
gekommen iſt, den Juden die vollkommene bürgerliche 
und politiſche Freiheit einzuräumen, und glaube, daß 
dies im eigenen Intereſſe liegen muß, anzunehmen und 
auszuſprechen. Wie dieſe große und wichtige Angeles 
genheit durchgeführt werden ſoll, iſt Sache der Ders 
waltung, und ich räume ein, daß nöthige Vorſichts⸗ 
maßregeln, weiche das Eindringen fremder Juden, na⸗ 
mentlich der polniſchen und galiziſchen, verhindern, ges 
nommen werden müſſen. Ich glaube, wir müſſen alle 
diejenigen Juden, welche jetzt in unſerem Vaterlande 
wohnen, vollkommen berechtigen und befähigen, die 
Stellung einzunehmen, die ſie das Recht haben, zu 
fordern. Gleiche Rechte, gleiche Pflichten ſollte der 
Grundſatz ſein, von dem wir ausgehen, und welcher 
allein in dieſer Frage maßgebend ſein darf. Ich glaube 
demnach und werde mein Votum dahin abgeben, daß 
der Geſetz⸗Entwurf, ſo wie er iſt, und wie er ſpäter? 
hin in einzelnen Paragraphen unſerer Berathung vor⸗ 
liegen wird, nicht möge der Krone zur Annahme em: 
pfohlen werden, ſondern daß einfach die $$ 9 und 
des Edikts von 1812 zur Erledigung im legislativen 
Wege und in Vereinbarung mit den Ständen gebraßt 
werden mögen, und daß dann nichts mehr und ni 
weniger als das ganze Geſetz vom Jahre 1812 in der 
geſammten Monarchie eingeführt und die Grundgeſek' 
gebung für die ifraelitiſchen Preußen bilden möge. I 
behalte mir vor, in diefem Sinne ein Amendement ei“ 
zubringen. . 
Abgeordn. Werner (Apotheker aus Brieg): Es 
iſt keinesweges meine Abſicht, durch eine längere 
Rede noch für die Emancipation der Juden hier zu 
ſprechen, am allerwenigſten, nachdem meine innigſte 
Ueberzeugung mit ſo beredten Worten von früheren 
Rednern hier ausgeſprochen iſt. Ich will nur Fur 
zuſammenfaſſen, was mich bewogen hat, eine Pes 
tition bei dem vereinigten Landtage für vollſtändige 
Emancipation der Juden einzubringen. Es iſt erſtens? 
die allgemeine Menſchenpflicht, es iſt zweitens die Chri⸗ 
ſtenpflicht; warum die allgemeine Menſchenpflicht es er⸗ 
fordert, iſt ebenfalls ſchon genugſam erläutert worden. 
— Die Chriſtenpflicht aber gebietet es um fo mehrt, 
daß wir unſere Mitbürger nicht unterdrücken, denn eines 
der erſten chriſtlichen Geſetze ſagt uns: Liebet eute 
Feinde, und es iſt uns auseinandergeſetzt worden, daß 
die Juden nicht einmal unſere Feinde ſind; um ſo 
mehr müſſen wir ihnen die Bruderhand reichen, um 
ſie gleichzuſtellen, nicht ſowohl in allen ihren Pflichten 
und Laſten, als auch in allen ihren bürgerlichen Rech? 
ten. Ich habe aber auch zu der hohen Verſammlung 
um deſto mehr das Vertrauen, daß ſie dieſe meine An⸗ 
ſichten theilen wird, da ſich bis jetzt noch Niemand ge⸗ 
gen die Emancipation ausgeſprochen hat. Ich habe 
das Vertrauen, daß wir dieſe Bitte an Se. Majeftät‘ 
den König richten werden, unſeren jüdiſchen Midi“ 
gern vollkommene bürgerliche Freiheit zu gewähren, wie 
ſie allen unſeren anderen Mitbürgern geſtattet iſt, und 
darum können wir ruhig mit der Berathung des Ent 
wurfes vorgehen, ohne uns vorher weiter darauf einzu⸗ 
laſſen, was ſich dafür oder dawider ſagen läßt, 
hege endlich noch mehr die Hoffnung, daß wir uns 
mit großer Majorität für die Emancipation der Juden 
erklären werden, da es ja die ſchönſte Pflicht iſt, dem 
Unterdrückten beizuſtehen. 1 
Es erheben ſich noch eine große Anzahl von Red⸗ 
nern, welche alle für Emancipation der Juden ſprechen. 
ir heben aus den Vorträgen Folgendes hervor: ; 
Abgeordn. Fürſt Reuß: Meine Herren! Das i 
bei mir gar nicht zweifelhaft, daß die Gleichſtellumg 
der Juden in den bürgerlichen Rechten ihnen über kur 
oder lang zu Theil werden wird. Blicken Sie auf die 
Geſchichte zurück, und wem es da noch zweifelhaft ſein 
ſollte, von dem müßte ich vorausfegen, daß er mit se 
bundenen Augen in den Büchern der Geſchice 9 N 
tete. Sehen Sie zurück auf die Emanctpatio er 
Katholiken in England. Ich bin zwar weit en 
die katholiſche Kirche mit dem Judenchum vergleichen 
zu wollen, aber ich glaube vollſtandig berechtigt zu fein, 
unſeren Zuftand als chriſtlichen Staat zu vergleichen 
mit England, als einen proteſtantiſchen Staat, und 
glaube den Vergleich zu Gunſten 3 Anſicht aus⸗ 
führen zu können. England iſt vollkommen gegründet 
auf proteſtantiſch⸗ kirchliche Inftitutionen, die proteſtan? 
tiſche Hierarchie ift vertreten im Oberhauſe; Eide im 
feindlichen Sinne gegen den Katholizismus verſchloſſen 
den Eintritt in das Parlament. Was hat von alle, 
dem unſer chriſtlcher Staat Anfjumeifen? Meine Her? 
ren! Die Geſchichte hat in mir die Ueberzeugung bes 
die Idee einer Freiheit einmal in 
die Bruſt einer Nation gepflanzt iſt und“ in der 
Wurzel geſchlagen hat, keine Macht der Erde im Stande 
iſt, fie aus derſelben herauszureißen; fie wird und muß 
fortwachſen, bis fir die Wolken durchbrochen hat. Daß 
aber die Idee, die Juden mit den Chriſten in allen 
bürgerlichen Rechten gleichzuſtellen, eine Idee 728 ſch⸗ 


rung, und daß dieſe Idee in unſerer Nation 


Reſultat der 


im Berichte des 


Ohriſten die Rede war, mich 


gefaßt hat, darüber haben wir auf den Provinzial⸗Land⸗ 
tagen vielfache Erfahrungen gemacht, wo die Emanci⸗ 
pation der Juden fortwaͤhrend beantragt worden iſt. 
Seit ſechs Jahren iſt ſie auf dem ſchleſiſchen Provin⸗ 
zial⸗Landtage angeregt worden; es haben ſich damals 
zwar nur wenige Stimmen dafür erhoben, zu denen 
auch ich gehöre; die Idee iſt aber ſeitdem gewachſen, 
und als ich vor wenigen Wochen mein Votum im In⸗ 
tereſſe der Juden abgab, habe ich ſchon mit 158 zu⸗ 
ſammen geſtimmt. Ich glaube nicht, daß Sie anneh⸗ 
men werden, daß dieſe 158 zu den Schlechteren unſerer 


Verſammlung gehören. Sie ſind aus der Nation her⸗ 


vorgegangen, ſind gewählt und gehören ſo gut wie ihre 

egner zum Kern der Nation. Ich bin überzeugt, 
daß heute, wenn die Frage zur Abſtimmung kommt, 
noch mehr Stimmen dafür votiren werden, und ſollte 


ſie auch heute die Majorität nicht gewinnen, ſo bin ich 


doch überzeugt, daß die Stimmenzahl in 4 Jahren wie: 
derum wachſen und endlich die Majorität für ſich ge⸗ 
winnen wird. 

Abgeordn. Dittrich: Es ſind in den Petitionen 
der Stände⸗Verſammlungen derjenigen Provinzen, in 
welchen die meiſten Juden wohnen, die günſtigſten Gut⸗ 
achten abgegeben worden, wogegen aus der Provinz, in 
welcher ſich die wenigſten aufhalten, in der Provinz 
Sachſen, das für die Juden am wenigſten günſtige 
Gutachten eingegangen iſt. Ich glaube, daß darin ein 
weſentlicher Beweis für die Juden enthalten iſt. Das, 


was der Herr Landtags⸗Kommiſſar heute ausgeſprochen 


hat, daß nämlich keine weſentliche Differenz und Di⸗ 
vergenz zwiſchen dem Gouvernement und den Ständen 
in dieſer Angelegenheit ſein werde, iſt mir ein großer 


Beweis dafür, daß die hohe Staats⸗Regierung in das⸗ 


jenige eingeben gewilligt iſt, was wahrſcheinlich das 
erathungen der hohen Verſammlung ſein 
wird, namlich in die völlige Gleichſtellung der Juden 


mit den Chriſten. Es iſt gegen dieſe Gleichſtellung 


nur der Einwurf gemacht worden, erſtens, daß wir 
auch die Stimme des großen Volkshaufens berückſich⸗ 
tigen müſſen. Ich finde in der Denkſchrift das Motiv 
dagegen. Es ift nämlich Seite 8 der Denkſchrift ge 
ſagt: „Daß durch Aufhebung der zum großen Theile 
noch beſtehenden Beſchränkung in der Glaubwürdigkeit 
eidlicher aer d Veranlaſſung zu einem hieraus 
hervorgehenden 
den im Allgemeinen zu beſeitigen ſein dürfte.“ Was 
hier auf den einzelnen Fall angewendet worden iſt, 
wende ich auf das Ganze an. Ich glaube, daß gerade 
Fi oben herab, von der Geſetzgebung, von der Skände⸗ 
erſammung die Strahlen ausgehen müſſen, welche 
Vortheil widerlegen. 5 Oos “on 111 in die⸗ 
ſem Falle nöthig. Se zweite Einwan 
brechen. In dem Berichte des Herrn Juſtiz⸗Miniſters 


Mühler iſt herausgeſtellt, daß die Juden verhältnißmä⸗ 


ßig weit mehr Verbrechen begangen haben, als die 
Chriſten, und nach dem Berichte iſt darin kein Zweifel 
zu ſetzen. Ich glaube aber, wenn man fragen ſollte, 
welchen Lebensberuf, welche Beſchäftigung die zu be⸗ 
ſtimmten Verbrechen Geneigten getrieben haben, dann 
würde ſich ſehr wohl herausſtellen, daß die Juden die 
am wenigſten Begünſtigten find, daß fie durch den Les 
bensberuf, in welchen ſie hineingedrängt werden, zu den 


chen hingeleitet wurden, daß mithin nur dann, 


ſich demſelben Lebensberufe gewidmet haben, zuſammen⸗ 
geſtellt werden, ein richtiges Reſultat erlangt werden 
kann. Alſo auch dieſer Einwurf gegen die Emaneipa⸗ 
tion der Juden iſt kein begründeter. Nach dieſen Vor⸗ 
ausſchickungen glaube ich, daß das Gefühl des Zurück⸗ 
drängens von Aemtern um des Glaubensbekenntniſſes 
willen, welches ich Keinem wünſche, daß dieſes Gefühl 
des Gedrücktſeins nur gehoben werden kann durch völ⸗ 
lige Gleichſtelung der Juden mit den Chriſten, welche 
ich beantrage, 5 

Abgeordn. Freiherr von Gaffron: Die Feſtſtel⸗ 
lung und weitere Entwickelung der bürgerlichen Der: 
hältniſſe der Juden in Preußen ift als ein tiefes Be⸗ 
dürfniß anerkannt worden. Es hat ſich hierüber die 


öffentliche Meinung ſowohl im Wege der Provinzial⸗ 


Landtage, als auch der Preſſe im Allgemeinen künd⸗ 


gethan, es hat die vollſtändige Emancipation der Ju⸗ 


den in dieſer hohen Verſammlung gewichtige und be⸗ 
kedte Vertheidiger gefunden. Ich habe bei einer frü⸗ 
heren Gelegenheit, wo von der Befugniß zur Theil⸗ 
nahme an den ſtändiſchen Rechten ſeitens der Nicht 
f 11 9 gegen dieſe Befugniß 
gusgeſprochen, ich habe aber ſeit dieſer Zeit mich mit 
dieſer Frage tief und gewiſſenhaft beſchaͤftigt und be⸗ 
kenne es gern, daß ich in meiner Ueberzeugung dahin 
gelangt bin, daß ich die bürgerliche Gleichſtellung der 


den mit den Chriſten in einem höheren Grade für, 


zweckmäßig und nothwendig halte, als ich dies nach 
meiner früheren Anſicht mit dem Wohle des Vater⸗ 
landes vereinbar hielt. ar 

SE (Mehrſeitiger Bravoruf.) a 
Ich bitte, hochverehrte Herren, rufen Sie mir Ihr 
5 avo noch nicht zu, es könnte ein Punkt in meiner 
e kommen, wo ich vielleicht von der Anſicht der 
Mehrzahl der hohen Verſammlung doch abweichen 


ißtrauen gegen die Moralität der Ju⸗ 


betrifft die Ver⸗ 


Hrn. Miniſters bezeichneten Verbre⸗ 
. wenn 
die Arten der Verbrechen mit der Zahl derer, welche 
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möchte; erlauben Sie mir aber, daß ich meine Mei⸗ 
nung klar und offen entwickeln darf. Ich kann der 
Anſicht nicht beipflichten, die ausgeſprochen worden iſt 
daß die Stufe der Bildung und Entwickelung der 
Juden in den verſchiedenen Provinzen eine fo tiefe 
oder vielmehr verſchiedene ſei, daß ſie einer bedeutenden 
Beförderung ihrer bürgerlichen Freiheiten unfähig ſeien. 
Ich bin vollkommen damit einverſtanden, daß eben eine 
Erhöhung ihrer bürgerlichen Rechte dazu dienen wird, 
die in der Bildungsſtufe Zurückſtehenden auf einen 
moraliſch höheren Standpunkt zu erheben, und daß 
dieſer die vorhandenen Ungleichheiten in einem hohen 
Grade beſeitigen werde. Im Allgemeinen habe ich über 
den vorliegenden Geſetz⸗Entwurf zu erwähnen, daß ich 
der Anſicht der Abtheilung, ſo wie mehrerer der geehr⸗ 
ten Redner, vollkommen beipflichte, indem ich in dieſem 
Geſetz⸗Entwurf nicht das Entgegenkommen zu dem ge⸗ 
fühlten Bedürfniß erblicke, ſondern in der Organiſation 


ſchließung finde, indem, wenn dieſe Judenſchaften ſich 
über das religiöſe Gebiet erſtrecken, ſie nothwendig nicht 
mehr als Individuum, ſondern nur die Korporation 
im Staatsverbande vertreten laſſen. Ich bitte um 
Erlaubniß, meine Herren, daß ich der ſpeziellen Be⸗ 
rathung etwas vorgreife und in kurzen Umriſſen den 
Umfang bezeichne, innerhalb deſſen ich die Emancipa⸗ 
tion für die Gegenwart feſtgehalten wiſſen möchte. 
Ich kann mich zunächſt vollkommen damit einverſtan⸗ 
den erklären, daß alle Kommunalämter den Juden 
überlaſſen werden, denn, wer die Laſt mitträgt, muß 
auch das Recht haben, ſie mitvertreten zu dürfen. 
Ich bin ebenfalls der Anſicht, daß ihnen das Amt 
eines Schiedsmannes überwieſen werde, weil dies durch 
das Vertauen der Mitbürger geſchieht. Ich bin auch 
der Anſicht, daß ſie zu Staatsämtern, mit Ausnahme 
der Richterſtellen, und derer, welche mit dem chriſtlichen 
Kultus in Verbindung ſtehen, und mit Ausnahme der 
Dirigentenſtellen bei den Verwaltungsbehörden, berufen 
werden können, wie dies auch im Gutachten der Ab⸗ 
theilung geſagt iſt. Ich erkenne es vollkommen an, 
daß der Scharfſinn und die Befähigung der Juden 


bewährt hat, ich finde es hart und 1 I daß 
ſie wegen ihrer Religion nicht zu ordentlichen Lehrämtern 
berufen werden, ich finde es gerecht, daß ſie zu Lehräm⸗ 
tern in allen den Fächern der Wiſſenſchaft berufen 
werden, die nicht mit der chriſtlichen Glaubenslehre in 
Berührung ſtehen. Als ein weſentliches Mittel det 
Ausgleichung der bisher beſtandenen Spaltung erachte 
ich die Civilehe zwiſchen Juden und Chriſten und 
kann nur mit höchſtem Beifall dieſe Maßregel begrü- 


wenn ich dies unbefangen erkläre, wo ich anderer 
Anſicht bin, ſind die ſtändiſchen Verhaͤltniſſe; ich 
halte es für Pflicht des rechtlichen Mannes, ſeine 
Ueberzeugung überall offen und wahr auszuſpre⸗ 
chen, ich thue es auch hier, obwohl ich weiß, 
daß ich dadurch keine Bürgerkrone erwerbe. Die ftän- 
diſchen Verhältniſſe zerfallen hauptſächlich in drei 
Theile, in kreisſtändiſche, in provinzialſtändiſche und 
in die des vereinigten Landtages. Was die kreis⸗ 
ſtändiſchen Verhältniſſe anlangt, ſo würde ich von 
meinem Geſichtspunkte unbedingt den jüdiſchen Ritter⸗ 
gutsbefigern die Befugniß ertheilen, auf den Kreistagen 
zu erſcheinen, denn es handelt ſich hier um die Wahr⸗ 
nehmung näherer Intereſſen im engeren Kreiſe, wo es 
auf das Votum des Einzelnen ankommt, und es er⸗ 
ſcheint hart, daß der, der zu den Kreislaſten beiträgt, 
nicht auch an der Berathung über dieſelben Theil neh⸗ 
men ſoll. Inſofern es alſo zuläßig ware, dieſe kreis⸗ 
ſtändiſchen Befugniſſe von den provinzialſtändiſchen, ſo 
wie von denen des vereinigten Landtages, trennen zu 
können, würde ich für die Zulaffung der jüdiſchen Guts⸗ 
beſitzer zu den erſteren ſtimmen. Was aber die um⸗ 
faſſenderen Befugniſſe der Provinzial⸗ und Centralſtände 
anlangt, fo. iſt die Theilnahme für den Einzelnen in 
materieller Hinſicht von minderer, ſo liegt in unſerem 
Beirath zu der Geſetzgebung eine lebendige Theilnahme 
an derſelben, wir wirken unmittelbar auf Hieſelben ein, 
wir ſind ein Organ derſelben, und ich glaube, es iſt 
noch nicht an der Zeit, ich halte das Stadium der 
Vorbildung im Allgemeinen noch nicht für ſo weit vor⸗ 
gerückt, um gleichſam wie mit einem Zauberſchlage die 
Juden auch an dieſem wichtigſtens Akte der ſtändiſchen 
Befugniſſe theilnehmen zu laſſen. Ich will nicht auf 
meine früher ausgeſprochenen Anſichten zurückkommen, 
daß ich unſere geſetzlichen und ſtaatlichen Inſtitutionen 
auf das Chriſtenthum vorzugsweiſe begründet erachte, 
es haben ſich fo veiſchledene andere Meinungen kund⸗ 
gegeben, daß ich dieſe Anſicht, obwohl ſie die meinige 
it, nicht als maßgebend file die entgegengeſetzte anfüh⸗ 
ren will; aber um theilzunehmen an dem Akt der Ge: 
ſetzgebung, muß man ſchon einen gewiſſen Standpunkt 
erreicht haben in der Vorbildung für das öffentliche 
Leben, und dies haben die Juden in unſerem Staate 
noch nicht überall erreicht. Dieſer Standpunkt kann 


und wird auch für fie in der Zukunft eintreten, aber 
im gegenwärtigen Momente iſt er noch nicht vorhanden, 
und aus dieſen Gründen möchte ich mein Votum da⸗ 
hin abgeben und den Vorſchlag an die hohe Verſamm⸗ 


von Judenſchaften das Mittel zu einer größeren Ab⸗ 


für wiſſenſchaftliche Forſchung ſich feit Jahrhunderten 


ßen. Der einzige Punkt, und ich bitte um Verzeihung, 
noch hinzuſetzen, daß ich mich bisher nicht feſt an dieſe 
Vorſchrift gebunden habe, und daß ich Amendements 
berückſichtigt habe, auch wenn ſie erſt in der Sitzung 


lung richten, daß bis zu dieſem Punkte die Emancipa⸗ 
tion ausgeführt werde, daß gber die völlige Theülneh⸗ 
15 85 an den ſtändiſchen Rechten davon ausgeſchloſſen 
f Abgeorbn. Winzler (Kaufm., Prov. Brandenburg): 
Ich ſchlage vor, meine Herren, die Gleichſtellung 
der Juden nicht nach dem ſpezialiſirten und einengen⸗ 
den Entwurfe feſtzuſtellen, ſondern in voller Freiſinnig⸗ 
keit nach dem, was überall, wie mir ſcheint, im Wunſche 
der Verſammlung liegt, auszuſprechen und zwar nach 
dem von mir der hohen Verſammlung gemachten An⸗ 
ale 0 95 61 A 1 Ermeſſen unterwerfe, 
nämlich den theilweiſe allein a ö 
dahin, des Königs Majeſtät zu 1 e 
daß der geſammte Geſetzentwurf nur dahin laute: 
„die Juden genießen in allen Landestheilen unſerer 
Monarchie, mit Ausſchluß der konfeſſionellen Maß⸗ 
nahmen, bei gleichen Pfllchten auch gleiche Rechte 
mit unſeren chriſtlichen Unterthanen.“ en! 
Würde dieſer Paragraph als Geſetz angenommen, 
ſo würde doch auf keine Weiſe etwas zu fürchten fein; - 
denn was wir den Juden damit geben, ſcheint mir für 
den Augenblick und noch für ferne Zeiten hinaus mehr 
ein moraliſches Recht als ein materielles zu ſein. Wenn 
ihnen hier auch gleiche Rechte zugeſprochen werden, fo 
wird man ihnen doch noch lange keine gleichen Rechte 
wirklich geben und geben können, denn die Form ihrer 
Gottes⸗Verehrung wird dem entgegenſtehen. Alſo, meine 
Herren, es gilt nur um ein moraliſches Recht, nur 
Beruhigung fuͤr eine Staatsbürger⸗Klaſſe, die bei glei⸗ 
chen Pflichten auch wohl eine Gleichſtellung in allen 
übrigen Maßnahmen verlangen kann. Deshalb trage 
ich darauf an, den Geſetzentwurf zurückzuweiſen und 
die völlige Gleichſtellung, wie ich ſie mir erlaubt habe 
auszuſprechen, zu erbitten. 

Marſchall: Das iſt ein Amendement, und ich 
muß doch bei dieſer Gelegenheit wieder in Erinnerung 
bringen, daß es Vorſchrift des Reglements iſt, alle 
Amendements Tages vorher einzureichen. Dies zu be⸗ 
obachten, wird nöthig ſein, weil im entgegengeſetzten 
Falle leicht Verwirrung in die Berathung kommt. 
Zweitens bemerke ich, daß dieſer Vorſchlag erſt am Ende 
der Berathung zur Sprache kommen kann, denn er 
ſchließt die Verwerfung des ganzen Geſetzes in ſich; 
indeß werde ich zu feiner Zeit darauf Rückſicht nehmen. 

Abgeordn. Frhr. von Vincke: Darf ich mir eine 
Frage zu meiner Belehrung erlauben? Ich glaube den 
Herrn Marſchall dahin verſtanden zu haben, die Amen⸗ 
dements müßten Tages vorher eingereicht werden; 
das Reglement hat aber wohl nur ausgeſprochen, daß 
ſie vor der Sitzung eingebracht werden. ' 

Marſchall: Nur vor der Sitzung. Ich will 


eingebracht worden ſind. Es wird aber doch beſſer ſein, 


diefen Gebrauch nicht gerade zur Regel zu machen. 


Abgeordn. von Rath: Meine Herren! Wenn 
ich es wage, nochmals die Tribüne zu beſtelgen, fo 
geſchieht es im Gefühl, dem verehrten Redner aus 
Sachſen meinen Dank auszuſprechen und mich ſeinem 
Antrage im Ganzen anzuschließen. Erlauben Sie mir aber, 
daß ich noch einige Wünſche hinzufüge; ich muß ge⸗ 
ſtehen, daß ich hoffe, daß das Wort „Jude“ in bür⸗ 
gerlicher Beziehung in Preußen in dem Sinne, wie 
ihn das Volk verſteht, in der Folge aufhören wird, 
daß wir den, der im Befreiungskriege mit uns, mit 
Gott für König und Vaterland gefochten, und den 
wir nicht fragten, ob er Jude ſei, daß wir den mit 
dieſem Schimpfnamen nicht mehr bezeichnen werden 

(Unruhe. Marſchall muß ſich der Glocke bedienen.) 
fondern ihn Preuße und Mitbürger nennen werden. 
Dieſen Bürgern, meine Herren, gebe ich meine rechte 
Hand mit voller Ueberzeugung und läugne es nicht, 
daß ich auch als Chriſt an das Verhältniß gedacht 
habe, worin wir zu den Juden ſtehen, und daß ich 
glaube, daß in dieſer wichtigen Zeit nichts nöthiger it, 
als daß wir das Bet unſeres chtiſtlichen Glaubens, 
nämlich die wahre Liebe und die wahre Duldung, dem 
Juden entgegenzuſtellen und ihn auf dieſe Weiſe an 
uns . ir So, meine Herren, betrachte ich und 
ſo habe ich in meinem Gemüth das vorliegende Geſetz 
betrachtet, bürgerlich möchte ich den Juden vollkommei 
emanzipitt ſehen, kirchlich möchte ich ihn zum Genn 
der Liebe unſerer Religion heranziehen; ich möchte es 
namentlich in dieſem Augenblick nicht wünſchen, daß 
die kirchlichen Anordnungen der Juden durch uns in 
nähere Betathung gezogen würden, weil dieſelben ge⸗ 
rade in dieſer Zeit ſich in einem ernſten Dilemma 
befinden! Wen U Er ne; 

Abgeordn. v. Beckerath: Meine Herren! Es iſt 
hier bereits dargethan worden und bei Berathung der 
einzelnen V des Gutachtens wird es ſich 
noch näher ergeben, daß der Rechtszuſtand der Juden 
dutch den vorlſegenden Geſetz⸗Entwurf vielfach alkeritt 
wird. Es iſt nicht nur der Full, daß einzelne Rechte 
beſchränkt oder Ki aufgehoben werden, ſondern es wird 
ſelbſt das unverkußerlichſte aller Rechte, dasjenige, was 
eigentlich die Grundlage aller anderen bildet, nämlich 
die unmittelbare Theilnahme am Stacte, das Staats⸗ 
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bürgerrecht, den Juden entzogen. Der königliche Herr ;fäir Iagrhunderten mit uns vereinigt waren, die mit 


Kommiſſarius hat zwar ganz richtig bemerkt, daß der 


§ 15, welcher geſtattet, daß die Corporationen der Ju⸗ 


den, welche nach dem Geſetz⸗Entwurf gebildet werden 
ſollen, beſondere Vertreter zu den Stadtverordneten⸗ 
Verſammlungen wählen, nur fakultativ fei, indeſſen 
der Unterſchied ſcheint mir unerheblich; iſt einmal der 
Grundſatz in der Geſetzgebung ausgeſprochen, ſo wird 
es an ſeinen Konſequenzen in einem verderblichen Um⸗ 
fange nicht fehlen. 
müſſen, daß wohlerworbene Recht der Juden durch 
den Geſetz»Entwurf verletzt werden würden, wenn wir 
uns dann für einen Augenbick in die Lage hineinden⸗ 
ken wollen, daß der Staat genöthigt ſei, um feiner 
Selbſterhaltung und ſeiner höheren Intereſſen wegen 
die Rechte einzelner Staatsbürger zu beſchränken, ſo 
fragt es ſich, ob eine ſolche Nöthigung in Bezug auf 
die Juden vorhanden iſt. Hat ſich ihr ſittlicher Zu⸗ 
ſtand ſeit dem Jahre 1812 verſchlimmert? Dieſe Frage 
werden wir mit Nein beantworten. Es kann die Ver⸗ 
anlaſſung, fortwährend eine Trennung der Juden von 
den Chriſten zu unterhalten oder ſie zu verſchärfen, nur 
in den Religionsbegriffen der Juden, ſo weit ſie den 
Staat betreffen, geſucht werden, und allerdings beſte⸗ 


hen in dieſer Beziehung die verſchiedenartigſten Anſich⸗ 


— 


ten. Es ſei mir erlaubt, dieſen Anſichten gegenüber 


führen, das im Jahre 1829 von Johlſon in Frank⸗ 
furt herausgegeben wurde und am Rhein in den jüdi⸗ 
ſchen Religionsſchulen gebraucht wird. Es iſt in ka⸗ 
techetiſcher Form geſchrieben, und unter der Unter: 
ſchrift: „Von den Bürgerpflichten“, werden folgende 
Fragen und Antworten gegeben (lieſt vor): 

„Wie nennt man diejenigen Pflichten, die wir den Ge⸗ 
ſetzen, der Religion gemäß, gegen den ganzen Verein aller 
e e beobachten haben? j { 

an nennt ſie Burgerpflichten oder Pflichten gegen den 
Staat und das Verein 8 BER OR 

Und worin beſtehen dieſe hauptſächlich? y 

In Treue und Gehorſam gegen die Geſetze und die 
Obrigkeit des Landes, Hochachtung, Ergebenheit und An⸗ 
hänglichkeit für den a und Liebe zum Vaterland e. 

Welches iſt den unſer Vaterland? 

Als unſer Vaterland erkennen wir jedes Land, worin 
wir geboren wurden, oder wo wir uns niedergelaſſen haben 
und wohnhaft ſind, unter deſſen Geſetzen wir Schutz und 
Sicherheit finden. SER 

Und was gebietet uns die Religion in dieſer Hinſicht? 

Daß wir das Land, worin wir wohnen, als unſer Va⸗ 
terland lieben und zur Beförderung des Wohlſtandes, wie 
auch zur Erhaltung der Ruhe und Ordnung in demſelben, 
mit allen unſeren Kraften beitragen ſollen, daß wir unſeren 
Privatvortheil und das Wohl unſerer eigenen Familie von 
dem Wohle der großen Staatsfamilie nicht trennen dürfen, 
ſondern daß wir, den Geſetzen des Staates gemäß, dieſes 
unſer Vaterland mit unſerem Vermögen und mit unſerem 
Blute und Leben vertheidigen müſſen. 

Muß dieſe Pflicht uns heilig ſein? 

Dieſes Geſetz und ſchon das Gefühl der Liebe für's Va⸗ 
terland, von Golt jedem Menſchen in's Herz gelegt, müſſen 
jedem Rechtſchaffenen heiliger Beruf und Stimme Gottes 
ſein, daher auch dieſe Pflicht ſo wichtig iſt, daß ſogar die 
Religion jeden Iſraeliten, jo lange er als Krieger dem Ba: 
terlande dient, von der Beobachtung derjenigen Ceremonial⸗ 
geſetze befreit, die mit dem Milital dienſte unvereinbar find. 

Und was müſſen wir nun daraus folgern? 

Das wir noch weit mehr verbunden ſind, einem Staate 
mit allen unferen Kräften zu dienen, der wirklich unſer Bis 
terland iſt, der uns liebreichen Schutz, Gerechtigkeit und Si⸗ 
cherheit genießen läßt, der uns fo mannigfaltige und nützliche 
Anſtalten und Gelegenheiten zu unſerer Veroollkommnung 
darbietet und zur Entwickelung aller unſerer Krafte behüflich 
iſt, und deſſen Geſetze uns demnach gleich den religioſen Se: 
boten heilig ſein muſſen.“ 


müßte, um das Ganze zu retten? 
mir, der Staatsregierung eine ſolche Anſicht unterlegen 
zu wollen, aber ich kann nicht verhehlen, daß mich ein 
ſchmerzliches Gefühl ergriffen hat, als ich mir die vor⸗ 
geſchlagene Maßregel in ihren Folgen überdachte. Um 
welche Mitglieder unſeres Staatsverbandes handelt es 
ſich denn eigentlich? Um ſolche, die unſerer Geſchichte 
und unſerer Entwickelung fremd geblieben ſind? Kei⸗ 


3 
nesweges; es handelt ſich vielmehr um Mitbürger, die 


Wenn wir nun aber anerkennen 


uns geduldet, mit uns gekämpft haben. Das Bench: 
men der Juden im Befreiungskriege iſt allgemein und 
auch hier lobend anerkannt worden, aber aus einem ein⸗ 
zelnen Falle wird ſich das Mißverhältniß näher nach⸗ 
weiſen laſſen, was zwiſchen den damaligen Verhältniſſen 
und demjenigen, was jetzt vorliegt, beſteht. Eine jüdi⸗ 
ſche Mutter in der Mark Brandenburg hatte im Jahr 
1813 einen einzigen 19jährigen Sohn; dieſer Jüngling 
wurde von der begeiſternden Liebe zum Vaterlande er⸗ 
griffen, und es drängte ihn, an dem Kampfe zu ſeiner 
Rettung theilzunehmen. Die Mutter entließ ihn mit 
ihrem Segen; ſie brachte zugleich einen Theil ihrer 
Habe, ihr Silbergeſchirr, als Gabe dar zur Ausrüſtung 
der unbemittelten freiwilligen Vaterlandsvertheidiger, und 
es wurde ihr dafür, die Urkunden liegen mir vor, es 
wurde ihr für dies Geſchenk, das ſie, wie es darin 
heißt, „in frommem Glauben“ brachte, die Berechti⸗ 
gung ertheilt, „ſich zu den Mitgliedern des Frauenver⸗ 
eins für jetzt und für die Nachwelt zu zählen.“ In 
den erſten Monaten erhielt ſie Nachrichten von ihrem 
Sohne, dann blieben dieſe aus. Lange harrte ſie ver⸗ 
geblich. Endlich wendete ſie ſich voll banger Ahnung 
an den Kommandeur des Regiments, in welchem ihr 


Sohn diente, und die Antwort, die ſie erhielt, war 
5 1 folgende: 
eine Stelle aus einem jüdiſchen Religionsbuche anzu: || 


„Auf Ihr Schreiben an den Herrn Oberſt von As 
vensleben, in Betreff Ihres Sohnes, überſende ich Ih: 
nen den beiliegenden Schein des Lieutenant Behm, 
welcher damals Feldwebel in der Kompagnie war, 
worunter Ihr Sohn geſtanden. Sie werden daraus 
erſehen, daß Ihr Sohn bei Groß⸗Görſchen für die 
heilige und große Sache gefallen iſt. Tröſten und 
beruhigen Sie ſich, Madame, mit der Ueberzeugung, 
daß Sie Ihren Sohn dem Könige und dem 
Vaterlande geopfert haben.“ 

Die Briefe des jungen Mannes athmen die edelſte 


Vaterlandsliebe, fie werden als Reliquien in der Fami⸗⸗ 


lie bewahrt. Wohl mögen ſie oft mit den Thränen 
bitteren Grames benetzt worden ſein, denn der Schmerz 
um den geliebten Angehörigen wurde den Seinigen 
nicht gemildert durch die Theilnahme an der Herrlich⸗ 
keit des Vaterlandes, das Vaterland verleugnet ſie; 
ihre Hoffnungen wurden nicht nur nicht erfüllt, ſondern 
man geht damit um, ihnen die Rechte zu ſchmälern, 
die ſie beſaßen, ſie ſollen von dem Staatsverbande los⸗ 
geriſſen werden, den ſie mit Gut und Blut vertheidigt 
haben. Ich verwahre mich, ich verwahre das edle, ge⸗ 
rechte, preußiſche Volk gegen jede Betheiligung an die⸗ 
ſem Beginnen, und ich danke unſerem weiſen Könige, 
dnß hier die Stimme des Landes ſich erheben kann ge 
gen einen letzten Verſuch, mit welchem der enge, mit⸗ 
telalterliche Geiſt noch einmal gegen die freiere, wahr⸗ 
haft chriſtliche Weltanſchauung hervorzutreten wagt. 
Meine Herren! Der Gedanke, die Juden in Cor⸗ 
porationen einzutheilen, iſt nicht neu; ſchon im Jahre 
1842 wurde derſelbe vielfach in öffentlichen Blättern 
beſprochen, und damals wurden darüber die Aeußerun⸗ 
gen eines Mannes bekannt, der noch jetzt in der Nähe 
unſeres Hohen Monarchen weilt, eines Mannes, deſſen 
Name nicht nur überall gefeiert wird, weil ſein wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Geiſt alle Zonen durchforſcht, ſondern auch, 
weil er ſeiner Zeit ein Vorbild echter, humaner Bil⸗ 
dung iſt. Derſelbe äußerte ſich damals über jenes 
Vorhaben in einem Schreiben wie folgt: f 
„Ich habe, theurer Graf, mit einem Schmerze, def: 
ſen Motive und Richtung Sie mit mir theilen, die 
Anlage (Journal des Debats vom 10. Marz 1842), 
die geſtern angekommen, geleſen. Ich hoffe, daß Vie. 
les ſehr falſch und hämiſch aufgefaßt iſt, — wäre es 
nicht, ſo halte ich die beabſichtigten Neuerungen nach 
meiner innigſten Ueberzeugung für höchſt aufregend, 
mit allen Grundſätzen der Staatsklugheit ſtreitend, zu 
den bösartigſten Interpretationen der Motive veran⸗ 
laſſend, Rechte beraubend, die durch ein menſchlicheres 
Geſitz des Vaters bereits erworben find und der 
Milde unſeres jetzigen theuren Monarchen entgegen. 
Es iſt eine gefahrvolle Anmaßung der ſchwachen 
Menſchheit, die alten Geſitze Gottes auslegen zu, 
wollen. Die Geſchichte finſterer Jahrhunderte lehrt, 
zu welchen Abwegen ſolche Deutungen den Muth ge: 
ben. Die Beſorgniß, mir zu ſchaden, muß Sie nicht 
abhalten, von dieſen Zeilen Gebrauch zu machen; 
man muß vor allen Dingen den Muth haben, feine 
Meinung zu ſagen.“ 1 
Ich werde kaum noch nöthig haben, Ihnen zu ſa⸗ 
gen, daß ich keinen Grund kenne, aus welchem die 
Rechte der Juden verkürzt werden dürften. Das Recht 
muß gewährt werden, wo die gegenüberſtehenden Pflich⸗ 
ten getreu erfüllt worden ſind, und ich habe mir er⸗ 
laubt, ein Amendement in dieſem Sinne einzureichen, 
wodurch der $ 1 des Geſetzes erſetzt werden würde. 
Dies lautet: l 5 
„Die Juden, welche in den verſchiedenen Provin⸗ 
zen der Monarchie ihren Wohnſitz haben, genie⸗ 
ßen neben gleichen Pflichten gleiche Rechte mit 
Unſeren chriſtlichen Unterthanen und ſollen nach, 
den für dieſe daſelbſt geltenden geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften behandelt werden.“ 
Meine Herren! Es iſt ein wahrer Spruch: Die 105 
geſchichte iſt das Weltgericht.“ Dem forſchenden Blicke 
entgeht nicht der tiefe Zuſammenhang zwiſchen den 
Handlungen und den Schickſaleu der Völker. Weni⸗ 
ger wahr iſt der andere Spruch des Dichters: „Und 
jede Schuld rächt ſich auf Erden.“ Die Schuld kann, 
bevor die raͤchende Nemeſis erſcheint, gefühnt, das 


ſofern fie 


Böſe kann durch das Gute aufgehoben werden. 
reich hat einſt die Hugenotten grauſam verfolgt, 
land die Katholiken ſchmählich bedrückt; 
der haben dieſe Schuld dadurch geſühnt, d | 
Religionsfreiheit begründeten, die wie ein friſcher Hauch 
das Leben dieſer Volker durchweht. Auch in Deutſch⸗ 
land hat ſich der beſſere Geiſt Bahn gebrochen; aber 


Eng⸗ 


eine Schuld iſt noch zu fühnen, und ſie wird geſühnt 


werden, denn das Volksbewußtſein hat ſie als eine 


Frank⸗ 


aber beide Län⸗ 
daß ſie eine 


heilige Schuld erkannt, es will ſie zahlen! Ich will 


nicht vor Ihren Augen das ſchauderhafte Bild der 
Qualen und Bedrückungen entfalten, denen die Juden 
in Deutſchland ausgeſetzt waren, ich will dieſe ſchmerz⸗ 
liche Seite unferer nationalen Erinnerungen nicht ber 
rühren, die Wunde in dem Augenblicke nicht aufreißen, 


in welchem ſie, Gott gebe es, auf immer geheilt wer? 


den wird. Ja, legen Sie die heilende Hand darauf, 
geben Sie der Stimme der Menſchheit Gehör, die in 
jeder Bruſt ſich regt, ſprechen Sie das Wort aus, au 
das die Nation laucht, das Wort der Gerechtigkeit, 
das Wort der Verſöhnung, und wenn wir einſt nicht 
mehr ſind, wenn dieſer hohe Königsbau, in dem wir 
hier tagen, in Staub zerfallen iſt, dann wird noch die 
ſpäte Nachwelt um dieſes einen Wortes willen Ihr 
Andenken ſegnen. - 


Marſchall: Das Amendement geht im Weſentli⸗ 


chen dahin, aus dem $ 1 die Worte: „fo weit das 


Geſetz nicht ein Anderes beſtimmt“, wegzulaſſen. 
Ich will demſelben nicht etwa den Vorwurf machen 
daß es vorgreifend wäre; denn es iſt ganz allgemeiner 
Art und bezieht ſich auf ein Prinzip des Geſetzes; des⸗ 
halb wird es aber in dieſem Augenblick nicht zur Be 
rathung kommen können, ſondern wird in Erwägung 
gezogen werden müſſen, ſobald die Einzelheiten des Ent⸗ 
wurfes durchgegangen ſein werden. 

Staatsminiſter von 


ſprochen haben, nicht eine Stimme gehört, die ſich für 


das Prinzip des vorgelegten Geſetzes ausgeſprochen hätte. 
Ich will gleich im Voraus ausſprechen, daß ich die 


hohe 1 6 
lichen Staates zu wahren. — 4 
heute gehört, man wolle, wo die ain oz 
ſei, vom Chriſtenthume, überhaupt ie n, * 10 
hören; aber einer der geehrten 1151 bolt en hat Ki 
auf eine Weiſe bezeichnet, DEE Chriſt ommen icht 
pflichte, indem er gefagt; 227 Nee ſoll ı 10 
in dem Staat, es ſoll Aber dem Staat beſtehen un; 
ihn regieren. Dem ſchließe ich mich vollkommen an. — 
Mit dieſem Sinne, in welchem auch der Gefegentrourf 
vorgelegt worden, halte ich es für unverträglich, ve 
Juden obrigteitlihe echte beizulegen. Sie dure, 
dann berufen fein, eine vom chriftlichen "Geifte dug 
wehte Geſetzgebung entweder fördern oder verwalten 155 
helfen, und Beides müßte gegen ihr Gewiſſen fein, 15 

ſich von dem Chriſtenthume ſondern, von d, 
ſem christlichen Geiſte nichts wiſſen und auf ihtem * 
teſtamentlichen Glaubens⸗Standpunkte ſtehen bleiben 1 10 
len. Es ſcheint mit, daß wenigſtens den Herren het 
dern der hohen Verſammlung, welche ich heute u it, 
habe, es noch nicht zur vollen Klarheit gekomme 19 

. (ortfeguug in der dritten Beilage.) 


hile: Ich habe unter den 
vielen Rednern, die in der heutigen Verſammlung ge⸗ 
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ürden 


warum die Juden, nach achtzehn Jahrhunderten, heute 
immer noch ein abgeſondertes Volk ſind. Das Räth⸗ 
el iſt dieſes, daß ihre Religion, ihr Glaube mit ihrer 
ionalität in einer ſolchen untrennbaren Weiſe ver⸗ 
fen ſind, wie es bei keinem anderen Volke der 
Erde der Fall iſt. Es kann keine jüdiſche Nation ge⸗ 
M ohne moſaiſche Religion, und es kann keine mo⸗ 
Fiche Geſetzgebung geben, als für Juden und die ganz 
0 n werden. Der geehrte und beredte Redner von 
der Ritterſchaft der Provinz Schleſien hat, nach mei⸗ 
ger Ueberzeugung, hier den Nagel völlig auf den Kopf 
getroffen, und ich pflichte ihm inſofern gänzlich bei, als 
er ſagte, er ſtimme für völlige Emancipation, aber 
unter der Bedingung, daß die Juden ihr ſeparates und 
Mparivendes Geſetz aufgeben. Wenn dieſes Problem 
gelöft werden kann und gelöſt wird, dann bin ich der 
erſte, welcher für völlige Emancipation ſtimmt. Ich 
fürchte aber ſehr, wenn der geehrte Redner mit dieſer 
ropoſition den Juden entgegentreten wollte, ſie wür⸗ 
en ihm antworten: Dafür danken wir, wir wollen 
uden bleiben, und wir wollen, weil wir an unſerem 
Geſetze feſthalten, auch die Separation von jeder an⸗ 
eren Nationalität feſthalten, die uns unſer Geſetz vor⸗ 
ſchreibt. Und weil ſie dies feſthalten wollen, darum 
kann die Geſetzgebung nicht ſo weit gehen, ihnen alle 
Schranken zu löſen und unſererſeits zu eröffnen. Wenn 
ich in Konſtantinopel geboren wäre, aber in chriſtlicher 
eligion erzogen und meiner Religkon treu anhinge 
(wie ich mit großer Hochachtung anerkenne, daß die 
Juden es thun), — wenn ich dort geboren wäre und 
dort lebte, ſo würde ich mich bürgerlich vielleicht recht 
wohl befinden können; ich würde aber die Türken einer 
großen Thorheit zeihen, wenn ſie mich zu einem obrig⸗ 
keitlichen Amte in ihrem Reiche zulaſſen wollten, wo⸗ 


was ich vermöchte, damit das türkiſche Unweſen in 
chriſtliches Weſen verwandelt würde. In einem ähn⸗ 
lichen Verhältniſſe ſtehen die Juden zu uns. Sollten 
ie in unſere Adminiſtration und Geſetzgebung mit ein⸗ 
wirken, ſo würde es ihnen gehen, wie mir in Konſtan⸗ 
tinopel, und ich meine, meine Herren, daß wir das 
es erwähnen. Es iſt von der Preſſe die 
e in derſelben ausüben. Ich ſchreibe dieſen 
Einfluß keineswegs einer Feindſeligkeit zu, aber ich muß 
ihn dem Umſtande zuſchreiben, daß der Jude an und 
für ſich kein Vaterland haben kann, als das, wor⸗ 
auf ihn ſein Glaube hinweiſt. Zion iſt das Vaterland 
des Juden. Jeder Jude, der ein gläubiger Jude iſt — 
denn von ſolchen, die weder an Chriſtum, noch an 
Moſen und die Propheten glauben, iſt hier nicht die 
Rede — alſo jeder Jude, der an ſeine Religion glaubt, 
hat dort ein Vaterland, von dem er ſeinen Blick nie 
wegwendet. Er kann unter anderen Nationen wohl 
ein gehorſamer Unterthan ſein, er kann den Zuſtänden, 
in denen er lebt, aus eigenen Intereſſen oder aus dem 
Gefühl allgemeiner Menſchenliebe große Opfer bringen, 
& wird aber nie ein Deutſcher, nie ein Preuße wer⸗ 
den, weil er ein Jude bleiben muß. Diejenigen 
Juden, die ſich ſo vielfach in der Preſſe geltend machen, 
können nicht anders, als entweder das Judenthum oder 
den Kosmopolitismus predigen. Ich weiß ſehr wohl, 
daß es eine große Menge ſolcher Kosmopoliten, nament⸗ 
lich unter den modernen Juden, giebt. Dies aber ge⸗ 
rade weiſt uns hin auf die Lücke, die ihr Glaube ihnen 
läßt: Es fehlt ihnen das Vaterland. Ich wiederhole, 
die Juden können nicht Preußen, nicht Deutſche ſein 
vom Grund der Seele. Sie können es aus einer Art 
von Gewohnheit zu ſein wähnen; aber in der Wahrheit 
müſſen ſie entweder ihren Glauben oder ihr vermeintes 
Vaterland aufgeben! 
3 (Mehrfach: „Bravo! “) 
Aibgeordn. Camphauſen: Endlich haben wir eine 
Stimme gegen die Emanzipation, und zwar eine kräf⸗ 
ige vernommen, wenngleich fie ſich mehrerer Argumente 
bedient hat, die allerdings im Saale keinen rechten An⸗ 
lang finden mochten. N 
er: al Nein) 5 
Der Miniſter hat ein Argument aufgenommen, 
* welches der Abgeordnete aus Poſen gebrauchte, den Satz 
nämlich, daß das Chriſtenthum über dem Staate ſtehe; 
er folgert aus dieſem Satze, daß das Chriſtenthum mit 
allen ſeinen Elementen das Staatsleben durchdringen 
fie. Ich habe jenen Satz nur fo verſtanden, das 
as Ehriſtenthum höher ſtehe als der Staat, daß eß 
in eigenes Reich haben müſſe, ſo wie der Staat ſei⸗ 
gen eigenen, Bereich hat. Der . findet 
e Gewährung größerer Rechte bedenklich, weil die Ju⸗ 
. Religionsgebräuche behalten und an 
em Buche halten wollen, welches doch auch den Chri⸗ 
heilig ſein ſoll, und welches von den verehrten 
zern heilig gehalten wird, nämlich an dem alten 


durch mir die Hände geöffnet würden, Alles zu thun, 


doch nicht wünſchen dürfen. — Ich will nur noch ei⸗ 
D ne \ 5 


und von dem Einfluſſe, den jüdiſche 


x . 
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Teſtamente. Ich mache beſonders hierauf aufmerkſam, 
in Bezug auf den Vergleich mit Konftantinopel, wel⸗ 
chem ich entgegenſtelle, daß doch eine erhebliche Ver⸗ 
wandtſchaft zwiſchen unſerer Religion und einer ſolchen 
beſteht, welche einen weſentlichen Theil unſerer heiligen 
Bücher auch für ſich anerkennt. Von denjenigen Ar⸗ 
gumenten, von denen ich geglaubt habe, daß ſie keinen 
Anklang in der Verſammlung finden würden, hebe ich 
vorzüglich dasjenige hervor, daß der Jude kein Preuße, 
kein Deutſcher ſein könne. Es iſt mir dieſer Ausſpruch 
von Seiten des. Herrn Miniſters unerwartet geweſen, 
nachdem uns wenige Minuten vorher das Zeugniß ei⸗ 
nes preußiſchen Offiziers vorgelegt worden iſt, wie ein 
Jude im Dienſte des Vaterlandes den Tod fand. Die 
ganze Argumentation des Herrn Miniſters führt auf 
den Satz zurück, den auch der Herr Landtags-Kom⸗ 
miſſar in ſeiner einleitenden Rede geltend machte, auf 
den Satz nämlich, daß der preußiſche Staat ein chriſt⸗ 
licher ſein und bleiben wolle, und daß es zu vermeiden 
ſei, nichtchriſtlichen Unterthanen obrigkeitliche Aemter 
einzuräumen. Schon mehrere Redner haben dieſen 
Satz beſtritten, namentlich iſt von einem verehrten 
Redner der Ritterſchaft aus Pommern darauf hinge⸗ 
wieſen worden, daß in der Bezeichnung „chriſtlicher Staat“ 
ein Widerſpruch mit dem Begaiffe des Staates in ſich 
liege. — Nach meinem Dafürhalten iſt der Begriff des 
chriſtlichen Staates weniger im Kreiſe praktiſcher Staats⸗ 
männer, veranlaßt durch wirkliche Erfahrungen und 
Bedürfniſſe, entſtanden, als dich darin eine vielleicht mit 
äußeren Urſachen zuſammenhängende Entdeckung unſe⸗ 
rer neuen Staats⸗Philoſophie erkenne. Der Platz, auf 
dem ich ſtehe, macht keinen Anſpruch, ein Lehrſtuhl der 
Philo ſophie zu fein, noch Philoſophen zu tragen. Ich 
darf daher ohne Scheu geſtehen, daß es mir nicht 
gelingen wollte, mir dieſe große Entdeckung völlig zu 
eigen zu machen. — Ein großer Dichter hat geſagt, 
daß es viele Dinge zwiſchen Himmel und Erde gebe, 
wovon ſich unſere Philoſophie nichts träumen laſſe; ich 
möchte hinzufügen, daß auch unſere Philoſophie ſich 
viele Dinge träumen läßt, die mancher Wachende nicht 
wahrzunehmen vermag. 1 
5 (Heiterkeit. 
Manche Dinge habe ich hingegen allerdings wahr⸗ 


genommen, und ich bitte um die Erlaubniß, einige da⸗ 
von aufzählen zu dürfen. Ich habe wahrgenommen, 


daß Jahrhunderte lang in Europa ein furchtbarer Kampf 
gekämpft wurde, um das Rechtsgebiet des Staats von 
dem Rechtsgebiete der Kirche zu trennen. Ich nehme 
wahr, daß zwar in Rußland, in der Türkei und in 
China, aber nicht in einem germaniſchen Staate die 
kirchliche und weltliche Gewalt ſich in einer Hand ver⸗ 
einigt finden. Ich nehme wahr, daß der Begriff der 
Staats⸗Religion in der neueren Zeit immer mehr ein⸗ 
geſchränkt wird. Ich nehme wahr, daß Großbrittan⸗ 
nien niemals ein anglikaniſch⸗chriſtlicher Staat genannt 
wurde, daß aber die politiſche Unmündigkeit der Ka⸗ 
tholiken Großbritannien mit Erſchütterung bedroht hätte, 
wenn nicht die Emancipation der Katholiken beſchloſſen 
worden wäre. Ich habe nicht wahrgenommen, daß 
die Niederlande und Frankreich, welche die Emancipa⸗ 
tion der Juden vollzogen haben, ſich durch dieſen Um⸗ 
ſtand ſo von uns unterſcheiden, daß ſie aufgehört ha⸗ 
ben ſollten, chriſtliche Staaten zu ſein, während wir 
ein chriſtlicher Staat geblieben wären. 
BHBeifall.) 

Ich habe endlich wahrgenommen, daß die Eriftenz 
des preußiſchen Staates an den Grundſatz geknüpft iſt, 
daß verſchiedenen Konfeſſionen die gleiche politiſche Be⸗ 
rechtigung zuſtehe, und daß die Monarchie gefährdet 
wäre, wenn dieſer Grundſatz nachhaltig und weſentlich 
verlaſſen werden ſollte. 

(Lauter Beifall.) 


Aus dieſen Wahrnehmungen bin ich zu dem viel⸗ 
leicht nicht philoſophiſchen Schluſſe gelangt, daß, in⸗ 


ſofern wir wirklich unter die Kategorie des chriſtlichen 


Staats fallen, dieſe Kategorie uns nicht hindern könne, 


den Juden die politiſchen Rechte einzurätimen. Dafür, 


daß es geſchehe, ſind Ihnen viele Gründe vorgetragen 
worden. Sie werden deren noch andere zu hören ha⸗ 
ben; ich wünſche nur, auf einige Eigenſchaften der 
Juden hinzuweiſen, welche ihnen vorzugsweiſe in un⸗ 
ſerem Staate das Wort reden oder das Wort reden 
ſollten. Beiſpiellos in der Geſchichte iſt die Beharr⸗ 
lichkeit der Juden in ihrem religibſen Glauben, die Er⸗ 
haltung der Einheit ihres Glaubens trotz ihrer Zer⸗ 
ſtreuung über alle Länder der Erde; und dieſe Eigen⸗ 
ſchaft wird von unſerer jetzigen Regierung in anderen 


Fällen ungemein hoch geachtet. Beiſpiellos iſt die An⸗ 


hänglichkeit der Juden an die Sitten und Gebräuche 
ihrer Väter, ihre Ehrfurcht vor der elterlichen Gewalt 
und vor den Familien Pflichten: fie tragen in dieſer 
Beziehung ein konſervatives Element in ſich, was in 
anderen Fällen von unſerer Regierung ungemein hoc) 


geachtet wird. Beſonders aber ſind die Juden ausge⸗ 
zeichnet durch gewiſſe ß higkeiten, welche ſich bei ihnen in grös 
ßeremVerhältniſſe als bei der chriſtlichen Bevölkerung finden. 
Nicht zu erwähnen, was die Juden in Poeſie, Litera⸗ 
tur und Muſik geleiſtet haben, iſt es offenbar, daß ſie 
ein finanzielles Talent beſitzen. SER 
(Gelächter,) 5 
Allerdings tritt daſſelbe nach unten auf eine häufig 
widerwärtige Weiſe hervor, e 5 
(Stimmen: Ja! Ja) 5 
höher hinauf hat es glänzende Erfolge erzielt, und, 
durch den Adel der Geſinnung erhöht, würde es mit 
Nutzen für den Dienſt des Staates verwendet werden 
können. Es iſt ferner unverkennbar, daß die Juden 
eine große Verſtandesſchärfe, und zwar, daß ſie prak⸗ 
tiſchen Verſtand beſitzen. Auch hier gebe ich zu, daß 
dieſe Eigenſchaft in den unteren Schichten auf eine 
den Chriſten unbequeme Weiſe wirkt, höher hinauf 
ſehen wir ſie in den Erfolgen der Juden bei kommer⸗ 
ziellen und induſtriellen Unternehmungen; noch höher 
finden wir ſie wieder in der Reihe unſerer berühmten 
Lehrer der Rechtskunde, der Philoſophie und der Ma⸗ 
thematik. Blicke ich nun um mich in unſerem Staate, 
ſo kann ich den großen Ueberfluß an geiſtigen und na⸗ 
mentlich praktiſchen Fähigkeiten nicht entdecken, der 
uns vergnlaffen könnte, den Kreis, worin dieſe Fähig⸗ 
keiten zu ſuchen ſind, zu beſchränken oder zu verengen. 
Es ſcheint mir vielmehr ein Mangel an Fähigkeiten 
vorzuliegen, welcher die Erweiterung dieſes Kreiſes noth⸗ 
wendig macht. Hüten wir uns, meine Herren, vor 
der Vorſtellung, ſchon ein geehrter Redner vor mir 
warnte davor, daß die Zuläſſigkeit und die Zulaſſung 
eines und daſſelbe ſeien. Es giebt gar viele Chriſten, 
welche zuläſſig ſind und doch nicht zugelaſſen werden; 
nicht jeder Lieutenant wird Feldmarſchall, aber er kann 
es werden; nicht jeder Referendar wird Miniſter, aber 
er kann es werden. Daß dem geſinnungstüchtigen 
Genie die Bahn erſchloſſen werde, das iſt es, was ich 
begehre, und was ich für die Juden auch deshalb noch 
in Anſpruch nehme, weil ſo manches Blatt unſerer 


Geſchichte von Judenverfolgungen einen dunklen Flecken 


trägt, den ich weggewiſcht zu ſehen mich ſehne. . 


5 (Mehrſeitiger Beifallruf.) 15 71 
Abgeordn. Meviffen: Manche Redner haben die 
Gleichſtellung der Juden um der Juden halber verlangt, 
ich will aber vorzugsweiſe dieſe Gleichſtellung um der 
Chriſten halber. Ich fordere, daß der deutſche, der 
chriſtliche Geiſt endlich zu ſeiner vollen Reinheit und 
Wahrheit zur Erſcheinung komme. Nachdem Jahr⸗ 
hunderte lang die Juden gezwungen waren, verachtet, 
entwürdigt, vereinzelt und zerſplittert unter den Chriften 
zu leben, wäre es ein Wunder, wenn in dieſen Juden 
nicht der Geiſt des Haſſes, der Trennung und Feind⸗ 
ſchaft gegen dieſe Chriſten ſich ausgebildet haben follte? 
Er hat ſich aber ausgebildet, er hat ſich in ſolchem 
Grade ausgebildet, daß er im Laufe der Geſchichte dem 
hriftlichen Elemente vielfach gefährlich geworden iſt, 
daß er ihm heute, wo das erhöhte Rechtsbewußtſein 
mehr als je gegen jeden Druck, jede Knechtſchaft ſtrei⸗ 
tet, gefährlicher noch als früher zu werden droht. — 
Forſchen wir darnach, auf welches Gebiet geiſtiger und 
materieller Thätigkeit der Druck des Chriſtenthums das 
Judenthum eingeengt hat, fo ſehen wir zunächſt, da 
ein Gebiet nicht genommen worden, weil es nicht ge⸗ 
nommen werden konnte; dies iſt das Gebiet des Gei⸗ 
ſtes, der geiſtigen Freiheit, der geiſtigen Forſchung. 
Auf dies uneinnehmbare, keiner menſchlichen Willkür 
unterworfene, innere Gebiet waren die Juden ſowohl 
durch eigene Neigung, wie durch fremde Einwirkung 
hingedrängt, und es ſind auf dieſem Gebiete eine 
Reihe der edelſten Geiſter aus dieſem kleinen Stamme, 
der auf der ganzen Erde zerſplittert daſteht, hervorge⸗ 
gangen. Kaum eln Gebiet des Wiſſens giebt es, auf 
welchem wir nicht Juden begegnen, welche unbeſtritten 
den größten Namen beizuzählen ſein werden. Können 
wir uns die deutſche Philoſophie ohne Baruch Spinoza, 
können wir uns die Beſtrebungen auf dem Gebiete der 
Humanität am Schluſſe des vorigen Jahr⸗ 
hunderts ohne Moſes Mendelsſohn denken? Und 
iſt nicht mit allen Beſtrebungen der Gegenwart 
der jüdiſche Geiſt mit tauſend Adern verwachſen? 
Bei dieſer Hinneigung für das geiſtige Schaffen und 
Forſchen hat ſich des Judenthums durch den Druck, 
den es empfunden, ein Geiſt des Haſſes, des bitteren 


Spottes bemächtigt, welcher namentlich in neueſter Zeit 


ſeine meiſten Ergüſſe durchdringt und auf die Anſchau⸗ 
ungsweiſe der Gegenwart ätzend und vergiftend ein⸗ 
wirkt. Sehen wir uns um in der Geſchichte der Li⸗ 
teratur der letzten 30 Jahre, ſo finden ö 
mehr die Journalistik in den Händen der Juden; wir 
finden, daß die Literatur der Verzweiflung, die Litera⸗ 


tur des Weltſchmerzes vorzugsweiſe durch die Juden 
unter uns ſich ausgebildet hat, Wer könnte heute un⸗ 


wir mehr und 


> 


— 


Emancipation der Juden zu erklären. 


er uns behaupten, daß er von dieſem nothwendigen 
tAusfluſſe des von bitterem Haß gewürzten jüdiſchen 
Geiſtes unberührt geblieben ſei, daß er nichts von die⸗ 
ſem Geiſte des Spottes und der Verwirrung in ſich 
aufgenommen habe? Jenes negirende Element würde 
auf den deutſchen Geiſt nicht ſo übermächtig einge⸗ 
drungen, die Nation würde freier davon geblieben ſein, 
wenn nicht der Druck der Vergangenheit noch fort⸗ 
dauernd auf dem Geſchlecht der Juden laſtete. Ich 
frage nun, iſt es mehr im Intereſſe der Chriſten, mehr 
im Intereſſe des deutſchen Volkes oder mehr im In⸗ 
tereſſe des jüdiſchen Stammes geboten, daß jener un⸗ 
ſelige Zuſtand verſchwinde? Neben der Domaine des 
Geiſtes, die den Juden nicht zu nehmen war, hat 
ihnen das Chriſtenthum noch eine andere materielle Do⸗ 
mäne gelaffen, welche einige Redner vor mir ſchon her⸗ 
vorgehoben haben, die Domäne des Handels, der Fi⸗ 
nanzen. Auch auf dieſem Gebiete hat das Judenthum 
ſich ſiegreich erwieſen, auch da hat es das Chriſtenthum 
weit überholt, und wider Willen iſt heute mancher 
ſtolze Chriſt genöthigt, dem mächtigen Einfluſſe des 
Judenthums auf dem Geldmarkt volle Gerechtigkeit wi⸗ 
derfahren zu laſſen. Die einſeitige Ausbildung der gei⸗ 
ſtigen und materiellen Fähigkeiten der Juden iſt gar 
nicht denkbar ohne den chriſtlichen Druck; nur dieſer 
Druck hat ihre Nationalität ungeſchwächt erhal⸗ 
ten. Meine Herren! Der denkt nicht groß von dem 
Chriſtenthum, der da glaubt, daß es möglich geweſen 
wäre, daß der chriſtliche Geiſt 18 Jahrhunderte lang 


auf das Judenthum hätte einwirken können, ohne in 


das Innere des Judenthums eingedrungen zu ſein. 
Das heißt, meine Herren, an dem chriſtlichen Geiſt, an 
der Wahrheit verzweifeln. Ich theile dieſen Glauben, 
dieſe Furcht nicht? Mögen im moſaiſchen Geſetze ein⸗ 
zelne Lehrſätze da ſein, die nicht mit dem Chriſtenthum 
übereinſtimmen, fo glaube ich, daß fie ihrem Weſen 
nach längſt aus dem Bewußtſein der Gegenwart ent⸗ 
ſchwunden ſind; ich glaube, daß die Gegenwart, bewußt 
und unbewußt, in allen Gliedern, ſei ihre Konfeſſion 
welche ſie wolle, von dem Geiſte des Chriſtenthums 
durchdrungen iſt. Ich bitte Sie, geben Sie dem Vo⸗ 
tum für völlige Gleichſtellung der Juden Ihre Zuſtim⸗ 
mung und beweiſen Sie dadurch, daß das Chrlſten⸗ 
thum zu einem höheren Begriffe ſeiner ſelbſt gekommen 
iſt, daß der christliche Geiſt von den Banden des Vor⸗ 


4 urtheils fich befreit hat. 


Abgeordn. Frhr. von Mylius: Meine Herren! 
Ich fühle allerdings, daß ich einen ſchwierigen Stand⸗ 
punkt hier einzunehmen habe, indem ich zu den 
wenigen Rednern gehöre, die heute hier ge⸗ 
ſprochen haben, um ſich gegen eine Korn 

u: 
nächſt habe ich aber hinſichtlich des Standpunktes, den 
ich einnehme, zu ſagen, daß es allerdings nicht der re⸗ 
ligiöſe iſt, denn wenn auch die Religion etwas Hohes 
und Heiliges meiner ganzen Ueberzeugung und Geſin⸗ 
nung nach iſt, ſo bin ich doch der Anſicht, daß gerade 
der religiöſe Geſichtspunkt überall da, wenn es ſich von 
einer politiſchen Frage handelt, ferngehalten werden 
müſſe, einmal, weil es wahr iſt, daß in des Menſchen 
Inneres kein erſchaffener Geiſt ſchaut, da das menſch⸗ 
liche Gemüth Tiefen hat, die nicht offen gelegt werden 
können, dann auch, weil ich glaube, daß gerade unter 
der religiöſen Hülle das Schlimmſte von allen Uebeln 
ruhen kann, die Heuchelei, die bewußte ſowohl, wie die 
unbewußte, ein Uebel, welches dem Staate, in dem es 
keimt, verderblich werden muß. Dieſes Hineinmiſchen 


des religiöſen Geſichtspunktes in eine politiſche Frage 


glaube ich daher vermeiden zu müſſen. Mit dem Ju⸗ 
denthum hat es indeſſen weſentlich eine andere Be⸗ 
wandtniß, und hier kann ich mich der Anſicht anſchlie⸗ 
ßen, welche von Seiten des Herrn Schatz Minifters 
vor mir ausgeſprochen iſt, und der ich nur eine andere 
Faſſung zu geben wünſche. — Es iſt nämlich die An⸗ 
ſicht, daß das Judenthum ſelbſt auch ein bedeutendes 
nationales Element habe, welches ſich in der gegenwär⸗ 
tigen Lage der Juden und des jüdiſchen Weſens dahin 
ausdrücken muß, daß es das religiöſe bedeutend über⸗ 
wiegt. — Dieſe Behauptung hat eine zwiefache Seite, 
die erſte iſt die rein negative, daß das Judenthum in 
ſeiner Weiſe, wie es vorliegt, eben etwas Anderes iſt, 
als ein Religion. Unter Religion verſtehen wir eine 
Gemeinſchaft des Glaubens; ohne Gemeinſchaft des 
Glaubens iſt eine Religion nicht denkbar. Sie wer⸗ 
den mir vielleicht erwiedern, daß eine abſolute Gemein⸗ 


ſchaft des Glaubens nirgends exiſtiren könne, ſelbſt in⸗ 


nerhalb des Chriſtenthums nicht exiſtire und vielleicht 
nie exiſtirt habe. Das iſt wahr, aber dennoch iſt bei 
allen Religionen, die es jemals gegeben hat, ein gewiſ⸗ 
fer gemeinſchaftlicher Typus; eine gewiſſenſchaftliche 
Form, in welcher die einzelne Ueberzeugung des Indi⸗ 
viduums ſich wieder ſelbſtſtändig bewegen kann. So 
iſt es für das Chriſtenthum gewiß richtig, daß eine 
große Verſchiedenheit der Auffaſſung exiſtiren mag zwi⸗ 
ſchen den Katholiken, den Proteſtantnn und zwiſchen 
denjenigen, die zu einer noch größeren Freiheit in ihrer 


chriſtlichen Anſicht ſtreben. Aber doch gehen bei dieſer 


verſchiedenen Auffaſſung alle von einem gemeinſchaftli⸗ 
chen Streben aus, die Höhepunkte der chriſtlichen Mo⸗ 
ral zu erreichen, welche der Stifter der chriſtlichen Re⸗ 


— 10 


ligion angedeutet und bezeichnet hat. — Von einer 
ſolchen Gemeinſchaft des Glaubens iſt in dem Juden⸗ 


thum nicht die Rede und kann auch nicht die Rede Abgeordn. Frhr. von Vincke: 
ſein. Das liegt ſchon in der Verbreitung des ganzen 
Weſens durch die ganze Welt, die in dem Zeitraume 


von faſt 1800 Jahren ſtattgefunden hat. Wenn nun 


alſo der erſte Theil meiner Behauptung einen negati⸗ 


ven Theil in ſich ſchloß, nämlich, daß das religtöſe 
Moment hinſichtlich des Judenthums nicht vorhanden 
ſei, ſo hat die Behauptung einen anderen poſitiven 
Theil, nämlich den, daß das National⸗Element für daſ⸗ 
ſelbe maßgebend und beſtimmend ſei. Hinſichtlich der 
Begründung dieſes Satzes kann man ſich nur auf hi⸗ 
ſtoriſche Thatſachen beziehen; dieſe liegen aber vor, und 
es iſt dadurch ſchon die Zähigkeit und Feſtigkeit hin⸗ 
reichend nachgewieſen, daß in allen Ländern, in allen 
Zeiten, durch alle Jahrhunderte hindurch, überall 
wo das jüdiſche Element auch bekämpft worden iſt, 
von Einflüſſen aller Art, es doch nicht hat auf⸗ 
hören können, es ſich erhalten hat, ſo daß wir alſo an⸗ 
nehmen müſſen, daß ſeine Natur durch das Feſthalten 
an dieſer Nationalität beſtehe. Es iſt bereits von eini⸗ 
gen Rednern hierauf geſagt worden, dieſe Thatſachen 
haben ihre Urſachen darin, daß die Juden früher im⸗ 
mer verfolgt ſeien und auch noch in manchen Ländern 
verfolgt würden. Wir wiſſen aber, daß es der Ver⸗ 
folgten und Verfolger zu allen Zeiten und überall ge⸗ 
geben hat; ich brauche nicht an den Glaubenskampf 
innerhalb des deutſchen Vaterlandes zu erinnern, an 
das Blut, was gefloſſen iſt in anderen Ländern, in faſt 
allen Ländern Europa's, was gefloſſen iſt auch außer⸗ 
halb Europa's, auch jenſeit des Weltmeers. Wir ha- 
ben geſehen, daß Chriſten und Nichtchriſten, daß 
Chriſten verſchiedener Gemeinſchaften um des Glau⸗ 
bens willen ſich verfolgt und bekämpft. haben; 
wir haben aber auch immer geſehen, daß aus 
allen nationalen Verfolgungen ſich doch immer ein 
höheres, ein reineres, ein ſtaatliches Verhältniß in ei⸗ 
ner freieren fittlihen Auffaſſung entwickelt hat. An 
die Möglichkeit einer ſolchen Entwickelung kann ich, 
den Thatſachen rückſichtlich des Judenthums gegenüber 
nicht glauben, und ich muß daher den Geſichtspunkt 
für gerechtfertigt erklären, welchen das Geſetz darin ans 
genommen hat, indem es die Möglichkeit einer Emanz | 
cipation mit politiſchen Rechten nicht aufkommen läßt, 
wenn auch in dem Geſetze ſelbſt ſich mehrere andre Beden⸗ 
ken ergeben mögen, die zu prüfen und vorzutragen ſpä⸗ 
ter bei der Berathung der einzelnen Paragraphen an 
der Zeit ſein wird. — Ich habe jetzt nur noch auf 
einen Einwand zurückzukommen, welcher gegen die von 
mir aufgeſtellte Anſicht geltend gemacht iſt, und wel⸗ 
cher dahin geht, daß das Beiſpiel von anderen Nati⸗ 
onen nicht maßgebend ſei, daß nämlich es ſich heraus⸗ 
geſtellt habe, daß die Gleichſtellung der Juden, wie fie | 
in Frankreich und England ſtattgehabt hat, ohne Nach⸗ 
theil für den Staat geweſen iſt. Daß ſie aber dem 
Staate nicht gefährlich ſein konnte, lag jedoch in an⸗ 
deren Urſachen. Keinesweges kann man von dem rei⸗ 
nen praktiſchen Reſultate, wie es jetzt vorliegt, die Rich⸗ 
tigkeit der Theorie beſtreiten, die wir aus dem i 


Weſen, den Thatſachen ſelbſt entwickeln müſſen. Man 


wird aber auch ſagen: Führt man die Emancipation 
ein, ſo wird man die Juden zu Staatsbürgern bilden. 
Es wird eine kurze Zeit vergehen, ſo werden ſie Staats⸗ 
buͤrger ſein. Hierauf iſt zu erwiedern: Es kann nicht 
des Staats würdig ſein, daß er eine Erziehungs⸗An⸗ 


„ 


Rechte, den Juden verweigert wird, kann ich mich den 


Grundſätzen deſſelben nur anſchließen. 
ten Redner nicht beitreten. Es haben ſich über den 
Gegenſtand ſo viele vortreffliche Redner vernehmen hf 
fen, wie vergleichungsweiſe an einem und demſelben 
Morgen noch nicht vorgekommen iſt. Es wird mir 
daher nur geftattet ‚fein, an einige allgemeine Grund⸗ 
ſätze zu erinnern, und da muß ich darauf zurückkom⸗ 
men, was ich als den eigentlichen Kern der Verhand⸗ 
lung von den Vertretern des Gouvernements aus ſpre⸗ 
chen gehört habe, auf den Begriff des chriſtlichen 
Staates. Es geht mir, wie mehreren anderen 


nero, daß ich nämlich trotz der eifrigſten Forſchungen 


und des gewiſſenhafteſten Nachdenkens mir nicht 
klar machen können, was unter einem chriſtlichen 

zu verſtehen ſei. Ich glaube das Chriſtenthum 
hoch zu ſtellen; aber der Begriff der Religion k 
doch nur auf der inneren individuellen Ueberzeugung 
beruhen. Der Staat aber iſt ein Komplerus von 
dividuen, welcher als ſolcher keine allgemeine Ueberze 
gung haben kann. Inſofern daher der Staat 125 
moraliſche Perſon darſtellt, ſo kann ich mit nich 
denken, daß derſelbe als ſolcher eine beſtimmte dn 
ligion haben könne. Wie man alſo von if 
Staate ſagen könne, es iſt ein chriſtlicher Staat,! ; 
mir nicht erklärlich. Der Staat wird doch auch M 
die Beſtimmung haben ſollen, die Glaubensſätze einer, 2 
ſtimmten Konfeſſion zu realiſiren — gewiſſermaßen 
Exekutor der Kirche zu ſein. Vielleicht hat dieſe DIF 
ſtellung in einem anderen Sinne genommen wert 
ſollen; man will vielleicht ſagen, als Staat hat er!“ 
der Geſetzgebung die Prinzipien zu realiſiren, die 
der chriſtlichen Moral hervorgehen, denn die Glauben 
ſätze ſelbſt kann er nicht realiſiren. Aber auch in 
ſer Beziehung kann ich mir nicht denken, daß der 

ſich als Exekutör der Kirche zu zu geriren habe. Win 
es ſich darum handelt, die Grundfäge der chriſtlichm 
Moral zu realiſiren, ſo muß ich geſtehen, daß ich d 
Bennung eines chriſtlichen Staats für den un 
beſtreiten muß. 
Staates mit dem neuen Teſtamente vergleichen. Eu 
könnte zwar auch bei dem alten Teſtamente anfal 
und mit den zehn Geboten beginnen. 
bote ſagen ſchon: „Du ſollſt nicht tödten,“ wäh 
der Herr Schaͤtz⸗Miniſter, den auch die Armee in ih 


Reihen zu zählen das Glück hat, gewiß nicht eee 


tigen wird, in ſtrenger Anwendung jener Grun 


den Krieg zu verdammen. Es ſteht ferner im neu. 


'Zeftament: „Du ſollſt nicht ſchwören; eure Rede 


5 N, 
ja, ja, nein, nein; was darüber ift, iſt vom Uebel. 


Wir haben jedoch noch in einer der letzten Sitzun 
wo wir mit dem Geſetz⸗Entwurf wegen der Ein 
menſteuer beſchäftigt waren, erfahren, daß ſogar N 
Eide eingeführt werden ſollten, Eide, mit denen 
dringende Befugniß des Meineides verbunden iſt, wil 5 
von deren Ableiſtung oder Nichtableiſtung die Be 
rung abhing; alſo während eine Allerhöchſte Propoſitt 
noch neue Eide in unſerem Staate einführt, kann mon 
doch nicht von einem chriſtlichen Staate reden, welche 
den Satz nicht beachtet: „Du ſollſt nicht fhmörtl® 
Es ift ferner, das Gebot des Chriſtenthums: „lieb“ 
eure Feinde“ und: „wenn dir Jemand einen Bac 7 
ſtreich giebt, ſo halte ihm die andere Backe auch hin 
wie wollen wir aber mit dieſem Grundſatze die 
gebung über die Injurien in Einklang bringen. ben, 
t 


ſtalt werde, in welche er diejenigen aufnimmt, welche Paragraphen des Landrechts müßten ausgetilgt we 


grundſätzlich ihm widerſtreben, es kann nicht des Staa⸗ 
tes würdig ſein, daß er politiſche Inſtitutionen gründe, 
an welchen die Juden ihr jüdiſches Vorurtheil abſchlei⸗ 
fen und abnutzen ſollen. Dann aber ſage ich auch 
ſchließlich, daß es nicht wahr, daß die Emancipation, 
wie fie in Frankreich ſtatthat, bereits eine ſolche Ent⸗ 
wickelung des Judenthums in der Ausdehnung, wie ſie 
angedeutet iſt, zur Folge gehabt hat, und ich erlaube 
mir, an die hiſtoriſchen Thatſachen zu erinnern, welche 
in Frankreich gerade für das Gegentheil zu ſprechen 
ſcheinen. Es war, wenn ich nicht irre, im Jahre 1842, 
als der Deputirtenkammer ein Geſetz-Vorſchlag vor: 
lag, welcher auf Abkürzung der Arbeitszeit in den Fa⸗ 
briken gerichtet war. In dieſem Geſetze war vorgeſe⸗ 
hen, daß als Ruhetag für alle Arbeiter der Sonntag 
gelten ſollte. Bei Gelegenheit der Diskuſſion dieſes 
Geſetzes war ein Amendement aufgeſtellt, dahin gehend, 
daß für die chriſtlichen Arbeiter der Sonntag, für die 


jüdiſchen dagegen der Sabbath der geſetzliche Ruhetag 
1 


ſein ſollte. Welches Schickſal dieſes Amendement da⸗ 
mals gehabt hat, kann ich nicht ſagen, ich weiß nur, 
daß es aufgeſtellt und diskutirt worden iſt. Daraus, 
daß es aufgeſtellt und diskutirt worden, folgt aber ge⸗ 
rade, daß, trotz der Emancipation und trotz aller Gleich⸗ 
ſtellung, nach einer Reihe von Jahren in dem Parla⸗ 
mente Frankreichs die Meinung ſich geltend machen 
konnte, daß ein jüdiſcher Feiertag exiſtiren müſſe, und 


dieſe Thatſache halte ich denen gegenüber, welche ſa⸗ auf, 
gen: man braucht die Juden nur zu emanzipiren, um 


ſie ſofort zu Staatsbürgern zu machen. Inſofern in 
dem vorliegenden Geſetz⸗Entwurf daher die vollſtändige 


Emanzipation, d. h. eine Verleihung der politiſchen 


7 


ſtehen ſoll, fo ſtimme ich dem bei, aus dem aber 


wenn ' fie in Einklang mit jenem Grundſatze geb Po⸗ 
werden ſollen. Wie will man in der ausiwättig gen, 
litik mit dem Gebote der Feindesliebe es verein . 


Verträge gegen auswärtige Mächte zu ſchüeßen h 5 


Ich glaube, wenn wir unſere Miniſterien alle 


muſtern, ſo können ihre Handlungen bie EEE entlich 


punkte gegenüber nicht beſtehen; wenn wir mat ir es 
auf das Schatzminiſterium übergehen, ſo können WIT 
im Sinne des Chriſtenthums nicht ee hen 
daß Schätze geſammelt werden, denn das Ehr und es 
gebietet uns, irdiſche Güter gering zu achten ift daß 
heißt in der Bibel, daß es eher an 4 
ein Kameel durch das Ser 8 Meine 
der Reiche in das Reich Gottes 58 ' 
Anſicht iſt die, daß der Stans gen den 


die chriſtlichen Moralvorſchriften zr in einem cheiſtichen 


= m er 1 
ES Be ee Ein Redner fügte: Staat und 
Kirche dürfen nicht v . weil die u 
über dem Staate ſtehe⸗ Bee emerkung, der 35 
der Herr Schatzminiſter beitrat, ſchließe ich mich an, 
Das Reich der Kirche iſt im Himmel und das 
Staats auf Erden. Die Religion iſt 
für den Himmel zu erziehen und die Regeln. vorze⸗ 
zeichnen, die wir auf unſeren irdiſchen Wegen de 
achten „um als Bürger des Reiches Gottes . 
den Himmel einzugehen. Der Staat ſtellt die er 
; die wir als Bürger dieſes beſtimmten Staa 
bondes befolgen ſolen. Wenn daher der Het Inn, 
er geſagt hat, daß die Kieche über dem Sten; 


weil der Himmel über der Erde ſteht; wenn 


Ich kann dem lez⸗ 


Ich will nur die Grumdfüge unſas 


Die zehn je 


wird, als daß 


beſtimmt, und 1 


| 
1 zu Bauen 1 
die Verwaltung des Staates zu regeln, ſo werde ic 
wir dieſe nie Bi Monde Holen. 5 Der Minifter hat 
auch die Bemerkung des Redners nur theilweiſe ange⸗ 
die Kirche, ſagte dieſer, fol über dem Staate 
keen, aber fie ſoll ihn nicht rgieren, oder, was gleich 
t der Staat ſoll nicht der Exekutor der Kirche fein. 
die Kirche ſteht auch viel zu hoch, am ihr Reich ſchon 
auf Erden zu realiſiren. Ich kann alſo nicht anerken⸗ 
hen, daß unſer Staat von chriſtlichen Elementen durch⸗ 
geht wäre, ich finde ſogar viel Unchriſtliches in unſerer 
Geſetzgebung. — Ich bin ferner der Anſicht, daß es 
duch hier vor Allem auf das Recht ankommt, und daß 
de Beachtung der Grundſätze des Rechts, um derent⸗ 
Hillen die Menſchen zuerſt fi veranlaßt ſahen, aus 
em Zuſtande der Rohheit in den civiliſirten Zuſtand 
Überzugehen und zu Staaten zuſammenzutreten, die 
Befugniß uns nicht ertheilt, Jemanden wegen feiner 
inneren Ueberzeugung von dem Genuſſe der Wohltha⸗ 
en des Staatsverbandes auszuſchließen. Ich bin weit 
Mtfernt, zu behaupten, daß der Staat und die Religion 
ncht in Wechſelverbindung ſtehen, und daß es nicht 
I Religions = Orundfäge gebe, die der Staat verdammen 
müſſe, und in Bezug auf welche er ſtaatsbürgerliche 
Rechte zu verſagen genöthigt ſei. Es kann ſich z. B. 
eine Sekte bilden, die den Atheismus proklamitt, und 
ich würde Jemanden, der an keinen Gott glaubt, nicht 
um Staatsbürgerrechte zulaſſen, da er keinen Eid lei⸗ 
ſen kann, weil er an den Rächer des Eides nicht 
glaubt, oder nicht mit gleicher Aufopferung in das 
Feld ziehen kann, weil er nicht an ein anderes Leben 
glaubt, alſo ganz andere Begriffe von dem irdiſchen 
Leben hat. Aber ſolche Bedenken können bier 
nicht in Anwendung kommen. — Die jüdiſche Res 
gion enthalt keine Vorſchriften, welche die Ju⸗ 
den verhinderte, eben ſo gute Staatsbürger zu ſein als 
wir Chriſten. — In einer früheren wahrſcheinlich von 
der Miniſterbank ausgegangenen Denkſchrift, die ich 
Forhin einſah, findet ſich zwar der Spruch des Alten 
ſtamentes: Jehovah! wir bitten dich, unſere Feinde 

zu vernichten. Aber ich meine, daß dies Gebet eine 
geſchichtliche Beziehung hat auf die damalige Zeit, und 
ich glaube, daß wir keine Urſache haben, jetzt deshalb 
ſonderltch furchtſam zu fein. Ich kenne keinen Reli⸗ 
gions⸗Grundſatz der Juden, der den unfrigen durchaus 
entgegenſtände; ſie glauben an Gott wie wir, fie ha⸗ 
ſogar eines unſerer heiligen Bücher mit uns ge⸗ 
mein. und ihre moraliſchen Vorſchriften ſind im We⸗ 
ſentlichen dieſelben, wie die, denen wir folgen; na’ 
N lich wenn wir uns auf den Standpunkt un⸗ 
lerer Landesgeſetze stellen, fo legt ihnen ihre Religion 
Dieſelben Pflichten auf, wie uns. Ich kann alſo aus 
der Religion keinen Grund entnehmen, ihnen die 
ihnen gebührenden Rechte zu verſagen; darin war auch 
Redner, der vor mir ſprach, mit mir einverſtanden. — 
glaube ferner nicht, daß uns die Nationalität der Ju⸗ 
den, das Judenthum, Anlaß geben könnte, ihnen dieſe 
Rechte zu verkürzen, und die Anſicht, die der Redner 
dor mir ausgeſprochen hat, daß das Judenthum fo 
beſchaffen ſei, daß wir den Juden politiſche Rechte 
nicht gewähren könnten, hat mich durchaus nicht über⸗ 
eugt. Wir haben, wie früher angeführt wurde, in 
dem Beiſptele anderer Staaten praktiſche Erfahrungen 
darüber; es iſt namentlich der Niederlande gedacht 
worden; wenn daher der Redner vor mir ſagte, daß 
man nicht nach dieſen Beiſpielen, ſondern nach dem 
Gewicht der Thatſachen zu eutſcheiden habe, ſo ver⸗ 
ſtehe ich das nicht; ich finde eben in jenen Beiſpielen 
die Thatſachen, welche wir zu beachten haben. Ich 
komme auf die Fehler zurück, die uns von meh⸗ 
eren Seiten, als den Juden eigen, hervorgeho⸗ 
würden, und zu dieſen zähle ich namentlich 
Habſucht, die ſehr häufig einen ſchmußigen 
Charakter annimmt, und ich möchte hinzufügen: ihre 
ſiriecherei, und (wenn auch viele Juden im Jahre 
1813 das Vaterland vertheidigt haben), fo ſetze ich 
doch noch hinzu; ihre Feigheit; alle dieſe Fehler ſichern 
Me vor meiner Sympathie; wenn fie mir aber auch 
doch fo unangenehm in ſozialen Verhältniſſen wären, 
genügt mir doch dies nicht, um ihnen die po⸗ 
iſchen Rechte abzuſprechen; zumal wenn wir uns noch 
gen müſſen, daß dieſe ihre Fehler in der Behandlung, 
die ihnen unſere Geſetzgebung hat angedeihen laſſen, 
ien Urſprung haben. Gehen wir zurück auf die Ge: 
Pichte des jüldiſchen Stammes fo finden wir, daß 
Lese Fehler wenigſtens nicht im Blute liegen, daß die 
Juden er Vorzeit nicht nur tapfere Kämpfer waren, 
daß fie ſich gegen die Römer geſchlagen haben bei der 
derſtörung Jeruſalems, wie wenige Völker der Erde; 
ndern auch, wenn wir ihre frühere Geſchichte durch⸗ 
en, daß fie ein ackerbautreibendes Volk waren und 

näht Handel trieben. Ich möchte nicht, wie ein Red⸗ 
Hen mir behaupten, daß der Handel keine edle Be⸗ 
tigung ſei; er iſt wohl eben ſo edel als Induſtrie 


rer ſuche, um die Erde 
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0 


1 0 


N und Ackerbau; der geehrte Redner hat aber auch wohl 
nur den Schacher im Auge gehabt; aber dieſer Scha⸗ 
"Wandel eben iſt es, worauf wir fie angewieſen, da 

* ihnen jeden anderen Weg verſperrt haben. — Daß 
Neben dieſen Fehlern auch viele Vorzüge haben, hat 

. der Herr Schatz⸗Miniſter anerkannt, und es be⸗ 


75 „ 


1571 


darf alſo keines weiteren Zeugniſſes darüber mehr. 
Wenn man ein gewiſſes Vorurtheil als begründet an⸗ 
erkennen will, ſo iſt es durch die Geſetzgebung ſelbſt 
hervorgerufen. Gehen wir aber auf den eigentlichen 
hiſtoriſchen Anlaß der gedrückten Lage der Juden zurück, 
ſo iſt es doch nur der eine Grund, daß die Juden un⸗ 
ſeren Herrn gekreuzigt haben; aber ſo wie uͤns der 
göttliche Stifter unſerer Religion vom Kreuze aus die 
Worte zurief: „Vater vergieb ihnen, denn fie wiſſen 
nicht, was ſie thun!“ ſo haben wir doch zunächſt die 
Verpflichtung, dieſen göttlichen Ausſpruch zu verwirkli⸗ 
chen, und wenn nun hier immer der chriſtliche Staat 
entgegengeführt wird, ſo muß ich daran erinnern, daß 
das erſte Gebot des Chriſtenthums iſt: „Liebe deinen 
Nächſten,“ und daß wir das Beiſpiel von dem Sama⸗ 
riter uns zur Lehre dienen laſſen müſſen. — Wenn 
alſo die Gründe des Rechtes und unſerer heiligen Re⸗ 
ligion dazu auffordern, den Juden ihr Recht angedei⸗ 
hen zu laſſen, ſo habe ich nicht finden können, daß 
etwas von dieſen Aufforderungen in dem Geſetz⸗Ent⸗ 
wurfe realiſirt iſt. Wir haben aus dem Munde des Hrn. 
kgl. Kommiſſars vernommen, daß der Geſetz⸗Entwurf 
einen Fortſchritts angebahnt hat, nämlich den, deß die 
18 verſchiedenen Juden⸗Geſetzgebungen zu einer zuſam⸗ 
mengeworfen ſind, daß die Glaubwürdigkeit für die ge⸗ 
richtlichen Eide der Juden hergeſtellt iſt, daß man ſie 
in Folge eines zwölfjährigen Dienſtes als Unteroffiziere 
zu Aemtern niederen Grades befördert und ſie endlich 
im Gewerbetriebe nicht mehr fo beſchränkt, wie früher; 
aber ich glaube, daß von dieſen Schritten aus noch 
ein ſehr weiter bis zur Emanzipation zu machen iſt. 
Es iſt überdies in dem Geſetzentwurfe ein offenbarer 
Rückſchritt enthalten, inſofern man den geſetzlichen 
Standpunkt, den das Edikt vom Jahre 1812 aufſtellte, 
verlaſſen und ſtatt, wie darin verſprochen worden, Kul⸗ 
tusangelegenheiten zu regeln, ſich auf den politiſchen 
Standpunkt begeben und fie in politiſche Korporatio⸗ 
nen vereinigt hat, die ſich über das ganze Land ausdeh⸗ 
nen, einen Staat im Staate bilden und an die mittelal⸗ 
terlichen Ghettos erinnern. In dieſer Beſtimmung glaube 
ich eine weſentliche Verletzung der Bundesakte erblicken 
zu. müſſen, obwohl ich hoffe, daß der Herr königl. Kom: 
miſſar uns dieſen Punkt vollſtändig aufklären wird, da 
er ſich, wenn ich recht geſehen habe, darüber bereits No⸗ 
tizen gemacht hat. Ich kann mich übrigens nicht ganz 
mit dem Redner einverſtanden erklären, der über die 
Stellung der poſener Juden ſprach; ich bin von ihren 
Verhältniſſen nicht unterrichtet, aber es wäre möglich, 
daß die poſener Juden in nationeller Beziehung noch 
ſo weit zurück ſind, daß ihnen allerdings noch nicht die 
vollen politiſchen Rechte einzuräumen wären, eben fo 
läßt es ſich ja auch denken, daß es einzelne Klaſſen 
chriſtlicher Staatsbürger giebt, die auch noch auf einem 
ſo niedrigen Standpunkte ſich befinden, daß man ihnen 
gleichfalls keine politiſchen Rechte einräumen kann. Die 
Juden dieſer Provinz mögen ſich auf einem ſo niedri⸗ 
gen Standpunkte befinden, daß man ihnen die Ueber⸗ 
ſiedelung in andere Provinzen nicht würde geſtatten 
können, während ihr ganzer Lebenserwerb vielleicht auf 
die beſonderen Zuſtände jener Provinz berechnet, und 
es daher wohl anzunehmen iſt, daß ſie in anderen Pro⸗ 
vinzen nicht ſo fortkommen werden, als in der, wo ſie 
ich bereits akklimatiſirt haben. — Ich komme endlich 
darauf zurück, wie ſich die Sache praktiſch geſtaltet, 
und gedenke des Nachtheils, der aus der Emancipation 
angeblich entſtehen kann. Es iſt uns in der uns vor⸗ 
liegenden Denkſchrift und von dem Herrn Kultus⸗Mi⸗ 
niſtea geſagt worden, daß Umſtände vorkommen könn⸗ 
ten, wo die Juden über Unterrichts⸗Verhältniſſe wür⸗ 
den zu urtheilen haben. Ich meine, daß die Kirche 
den Unterricht in der Religion als ein ihr zuſtehendes 
Recht wird reklamiren können, vorbehaltlich der Ober⸗ 
aufſicht, welche der Staat über deſſen Ertheilung aus⸗ 
zuüben hat. Was den übrigen Unterricht betrifft, ſo 
weiß ich nicht, warum man die Juden aus einem Schul⸗ 
Vorſtande ‚oder einer Schul-Behörde ausſchließen ſollte; 
vielmehr ſind ſie durch ihre mit Recht gerühmten in⸗ 
tellektuellen Eigenſchaften dazu vollſtändig geeignet. Es 
iſt ferner gefagt worden, die Juden könnten keine Zoll⸗ 
Einnehmer werden, weil fie am Sabbathe keine Geld: 
Geſchäfte treiben dürften; ich glaube aber, wenn der 
Staat Jemanden ein Amt giebt, fo giebt er ihm auch 
eine Inſtruktion, und wenn der Jude verhindert iſt, 
auf irgend eine Art ſeine inſtruktionsmäßigen Pflichten 
zu erfüllen, ſo wird er zur Disziplinar = Unterfuhung 
gezogen und nach Umſtänden entlaſſen. So lange ſich 
aber kein Hinderniß zur Erfüllung ihrer Amtspflichten 
auf Seiten der Juden herausſtellt, ſo weiß ich nicht, 
warum der Staat in ihrer Religion ein Hinderniß fin⸗ 
den ſollte. Es fragt ſich nur, ob der Jude ſeinen 
Amts = Obliegenheiten nachkommt oder nicht. Wenn 
ferner von ſeparatiſtiſchen Beſtimmungen der jüdiſchen 
Geſetze geſprochen wird, ſo iſt mir zwar bekannt, daß 


— — 


die Juden nach ihrem Geſetze dieſe oder jene Speiſe 


nicht eſſen dürfen; ſo lange aber der Baron Roth: 
ſchild in Frankfurt a. M. an dem Sitze der hohen 
deutſchen Bundes⸗Verſammlung die brillanteſten Diners 
veranſtaltet, an welchem die ganze hohe Diplomatie le⸗ 
bendigen Antheil nimmt, ſo kann ich nicht einſehen, 
daß die Juden durch ſeparatiſtiſche Beſtimmungen ver⸗ 


* 


hindert ſein ſollten, mit den Chriſten zu verkehren. — 
Wenn der Herr Schatz⸗Miniſter ſagte, daß bei keinem 
Volke die Religion und Nationalität ſo zuſammen ver⸗ 
wachſen ſeien, als bei den Juden, ſo möchte ich doch 
dieſen Vorzug für die Türken in Anſpruch nehmen, 
von denen er gleichfalls geſprochen hat. In Betreff 
der Türken iſt es zwar richtig, daß ſie jetzt keine Chri⸗ 
ſten zu Staats ämtern zulaſſen; aber ich bin überzeugt, 
daß, wenn ſie dieſen Grundſatz verließen, daraus kein 
Nachtheil für den Muhamedanismus entſpringen würde, 
und das iſt doch das Einzige, was man in Betreff 
der Juden zu erinnern haben könnte; ich bin überzeugt, 
daß aus ihrer Emanzipation eine Gefahr für das Chri⸗ 
ſtenthum nicht entſpringen würde. — Wenn ich mich 
dem von dem Herrn Schatz-Miniſter gewählten Bei⸗ 
ſpiele anſchließe, ſo bin ich überzeugt, daß, wenn der⸗ 


ſelbe in der Türkei geboren und, obwohl Chriſt, zu ei⸗ 


nem türkiſchen Staatsamte zugelaſſen wäre, doch Se. Excel⸗ 


lenz ungeachtet des chriſtlichen Sinnes, der Sie auszeich⸗ 
net, nicht viele Türken zum Chriſtenthum bekehren würden. 
Wenn ferner geſagt worden iſt, die Juden erblickten 
nur Zion als ihr Vaterland, ſo kann ich dies nur von 
dem idealen Standpunkte der Poeſie und der Religion 
als richtig anerkennen, — daß ſie vielleicht nach acht⸗ 
zehn Jahrhunderten, nachdem das tauſendjährige Jeru⸗ 
ſalem realiſirt ſein wird, als Bürger in das neue Land 
einziehen zu können hoffen. Sie haben jetzt keine Paſ⸗ 
ſion für Jeruſalem. Ich habe nicht gehört, daß irgend 
wohlhabende Juden Neigung hätten, ſich in Jeruſalem 
niederzulaſſen, ſie haben ſich ſehr wohl gefühlt in un⸗ 
ſeren Staaten und denken nicht daran, die unange⸗ 
nehme Reife nach Zion zu unternehmen. — Es ift 
mit Recht dagegen angeführt worden, daß die Juden 
Preußen ſeien und verſtehen, für das Vaterland zu 
bluten. Wenn ſie es aber nicht ſo⸗ vollſtändig ihr Was 
terland nennen, wie wir es mit gerechtem Stolze thun, 
ſo liegt der Grund eben an der ihnen widerfahrenen 
Behandlung. Wenn ich Jemanden die wichtigſten po⸗ 


litiſchen Verhältniſſe entziehe, wenn ich einen Staat 


im Staate ſich bilden laſſe: wie kann ich mir einbil⸗ 
den, daß er Preußen mit demſelben Gefühle ſein Va⸗ 


terland nennt, als die Mitglieder dieſer hohen Ver⸗ 


ſammlung! Ich kann in dieſen Gründen nicht erken⸗ 
nen, was irgendwie hinderte, die Juden zu vollſtändi⸗ 
gen politiſchen Rechten zuzulaſſen. — Wenn ich Je⸗ 
mandem das wichtigſte politiſche Recht nicht gewaͤh⸗ 
ren will, wie ein Abgeordneter der ſchleſiſchen Ritter⸗ 
ſchaft wollte, nämlich, hier im Saale zu ſitzen, ſo 
habe ich zwar ſchon geſagt, daß es mir nicht gerade 
angenehm ſein würde, einen Juden als meinen Nachbar 
in dieſem Saale zu erblicken; aber meine Sympathie kann 
mich hier nicht leiten, weil dieſe Frage rein von dem 
Standpunkte des Rechts und der Politik beurtheilt 
werden muß. Wenn es aber dahin kommen ſollte, 
daß ein Jude zu den Provinzialſtänden oder zum vers 
einigten Landtage gewählt werden ſollte, ſo glaube 
ich, daß wir alle Veranlaſſung hätten, den Hut vor 


* 


ihm abzunehmen, weil er nur ein eminenter und ausge⸗ 


zeichneter Mann ſein kann. — Es iſt zum Schluſſe von 
einem Mitgliede aus der Niederlauſitz geſagt worden, daß 
gerade der Fortſchritt, das Vorwärts, was wir in Bezug auf 
die Frage einſchlügen, das wichtigſte Vorwärts dieſes 
Landtages ſein würde. Zu dieſer Anſicht kann ich mich 
zwar nicht bekennen, ſondern fo viel Egoiſt bin ich 
noch, daß ich das Vorwärts, was wir mit redli 
Bemühen im Allgemeinen für unſere verfaſſungsmäßi⸗ 
en Rechte haben vereinigen wollen, höher ſtelle, als in 
ezug auf dieſe einzelne Propoſition. Aber ich glaube, 
daß wir bisher immer und alleſammt, wenn wir auch 
verſchiedenen Anſichten gefolgt find und verſchiedene 
Standpunkte eingenommen haben, daß wir ſämmtlich 
beſeelt geweſen ſind von dem Beſtreben, den Stand⸗ 
punkt des Rechts nach allen Seiten zu wahren, zu kon⸗ 
ſerviren und zu befeſtigen und getreu dem Wahlſpruch 
suum cuique Jedem ſein gutes Recht haben angedei⸗ 


hen laſſen. Und von dieſem Standpunkte aus möchte 


ich mir das Recht vindiziren, einen Ausſpruch wo mög⸗ 
lich für alle 100 eme et ſehen, zu dem ſich der 
größte Monarch bekannt hat, der dis 1786 auf dem 
reußiſchen Throne ſaß, nämlich Friedrich der Große. 
enn er auch von ſpäteren Miniſtern verdunkelt wor⸗ 
den iſt, von Miniſtern wie Wöllner, und verdunkelt 


werden wird, von Anderen, die ihm gefolgt ſind oder 


folgen werden — ſo ſoll doch immer der 7 


Spruch als das würdigſte Exempel preußiſcher Regen⸗ 
tenweisheit in Wirkſamkeit bleiben: „In ien Slate 
ten kann Jeder nach feiner Fagon gib werden!“ 
Staatsminiſter von Thiele: Das geehrte Mitglied 
aus Weſtfalen hat uns auf ein ſehr theologiſches Fe 
geführt, und ich will die Vetſammlung nicht ermüden 
durch ausführliches Eingehen auf dieſen Standpunkt. 
Was ich über den chriſtlichen Staat geſagt habe, glaube 


ich, ſo weit erklärt zu haben, daß die Verſammlung 


verſtanden haben wird, was ich darunter meine. Wenn 
das geehrte Mitglied uns in das neue Teſtament ge⸗ 
führt und eine Menge einzelne Stellen angeführt hat, 
mit welchen eh nee an nicht verttage, fo 
kann ich nur ara ue Hain machen, daß die Dif⸗ 
ſchen dabei aus dem Auge verloren worden iſt, de 
ſchen individuellen und idealen Vorſchriften, die dem 
einzelnen Chriſten gegeben find, und zwiſchen der Pflicht, 
die der Staat hat, eben dem Mißbrauche dieſer Vor⸗ 
ſchriften von Seiten Anderer entgegenzutreten. Wenn 
unſere Geſetzgebung hätte ſagen wollen; „Wer dir den 
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Rock nimmt, dem gieb auch den Mantel dazu“; — ich 
laube doch, es würde anerkannt werden, daß ſie den 
tandpunkt, auf dem ſie ſtehen ſoll, aus den Augen 

verloren hätte. Die Selen des neuen Teſtaments, die 

der geehrte Redner ans vorgeführt hat, ſchreiben dem 

Chriſten feine Mflichten vor; der Staat hat aber die 
anz andere Pflicht, dafür zu ſorgen, daß mit dieſen 
orſchriften kein Mißbrauch getrieben wird. Ich glaube 

endlich, noch bemerken zu müſſen, daß die chriſtliche Mo⸗ 

rat mit der Moral des alten Bundesvolkes nicht überall ſo zu⸗ 
ſammenfällt, daß man gar kein Bedenken dabei finden könnte, 
fie mit einander verſchmelzen zu wollen; ich möchte nur 
hinweiſen auf eines der Beiſpiele, die der geehrte Red⸗ 
ner ſelbſt angeführt hat. In dem neuen Teſtamente 
iſt uns vorgeſchrieben: Du ſollſt deinen Feind lieben. 

Aber unmittelbar bei dieſer Vorſchrift wird auf den 
alten Gegenſatz hingewieſen: Aug' um Auge, Zahn 
um Zahn. Ob beide Prinzipien ſich wohl mit einander 
vertragen möchten, überlaſſe ich der Erwägung. 


Landtags-Kommiſſar: Der geehrte Redner, 
welcher ſo eben die Tribüne verläßt, hat in früheren 
Fällen mancherlei Veranlaſſungen genommen, meine 
Aeußerungen zu provoziren; die heutige iſt neu; er 

glaubt bemerkt zu haben, daß ich mir gewiſſe Notizen 
zu gewiſſen Zwecken gemacht hätte. Den geiſtigen 
Scharfblick des Redners habe ich längſt bewundert, 
jetzt müßte ich auch ſeinen körperlichen Scharfblick be⸗ 
wundern, wenn es nicht möglich wäre, daß er ſich den⸗ 
noch verſehen hätte. Indeſſen will ich nicht Anſtand 
nehmen, der Aufforderung folgend, die Behauptung zu 
vertheidigen, daß der Geſetz⸗Entwurf keinen Rückſchritt 
gegen den jetzigen rechtlichen Zuſtand der Juden herbei⸗ 
zuführen geeignet ſein wird, noch darin eine Rechts⸗ 
verletzung liege. Der geehrte Redner hat ſelbſt die 
Fortſchritte gegen den jetzigen Zuſtand einzeln aufgeführt, 
welche durch den Gies Entwurf angebahnt ſind, und 
mich dadurch der Mühe überhoben, dieſe Aufzählung zu 
wiederholen; er hat dem Entwurf nur den einzigen Vor⸗ 
wurf gemacht, daß er eine dem jetzigen Zuſtande fremde 
Einpferchung der Juden in Korporationen anordne und 
dadurch den Weg zu einem Ghetto einſchlage. Das 
Geſetz von 1812 hatte in ſeinem letzten Paragraphen 
vorgeſchrieben, daß die Kultus⸗Verhältniſſe der Juden 
befonders geordnet werden ſollten; in Erfüllung dieſes 


Vorbehaltes iſt derjenige Theil des Geſetzes, welcher 


ſich auf die Kultus⸗Verhältniſſe bezieht, gegeben. Dieſe 
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ten ſind, daß vielmehr dieſe Interpretation ſchon jetzt 


in Beziehung auf die Anſtellungsfähigkeit der Juden 
eine günſtige Aenderung erfahren habe und der Geſetz⸗ 
Entwurf, wie auch der geehrte Redner ſelbſt anerkennt, 
noch günſtigere Veränderungen anbahnt. Wenn aber 
derſelbe geehrte Redner darauf Bezug genommen hat, 
daß nicht allein das Geſetz von 1812 erfüllt werden 
müſſe, ſondern daß auch gegen den Zuſtand der Juden, 
welchen ſie durch die fremdherriſche Geſetzgebung erhal⸗ 
ten hätten, nach den Bundes-Beſchlüſſen keine Benach⸗ 


theiligung ſtattfinden dürfe, ſo iſt dieſe Behauptung 


nicht richtig. Es heißt im Artikel 16 der deutſchen 
Bundesakte: 
„Die Bundes-Verſammlung wird in Berathung 
ziehen, wie auf eine möglichſt übereinſtimmende 
Weiſe die bürgerliche Verbeſſerung der Bekenner 
des jüdiſchen Glaubens in Deutſchland zu bewir⸗ 
ken ſei und wie inſonderheit derſelben der Genuß 
der bürgerlichen Rechte, gegen die Uebernahme aller 
Bürgerpflichten, in den Bundes⸗Staaten verſchafft 
und geſichert werden könne. Jedoch werden den 
Bekennern dieſes Glaubens bis dahin die denſel⸗ 
ben von den einzelnen Bundes -Staaten bereits 
eingeräumten Rechte erhalten.“ 

Es heißt alſo: von einzelnen Bundes- Staaten, 
nicht in einzelnen Bundes-Staaten, und zwar iſt die⸗ 
ſes Wort „von“ nicht zufällig, ſondern mit reiflichſter 
Erwägung deſſen, was es ſagen ſollte, in das Geſetz 
aufgenommen. In dem urſprünglichen Entwurfe ſtand: 
„In den verſchiedenen Bundesſtaaten;“ aber auf Re⸗ 
Elamätion einiger deutſcher Staaten, welche eine zeit 
lang der Fremdherrſchaft unterworfen geweſen waren 
und nicht wollten, daß fremde Geſetze ihnen für immer 
aufgezwungen werden ſollten, iſt das Wort „in“ in 
„von“ verwandelt worden. * 

Es iſt dies, wenn ich nicht irre, auf den Antrag 
eines Staats geſchehen, 
gegebenen Freiheit in, dem Maße bediente, daß er noch 
jetzt gar keine Juden in ſeinem Gebiet duldet. 
Eeinen Rechts⸗Anſpruch für die Juden derjenigen 
Landestheile, welche durch die fremdherriſche Geſetzgebung 
Rechte erlangt haben, kann ich dahin nicht anerkennen, 


Kultus⸗Verhältniſſe ſetzen, wie ſchon vorhin erwähnt, daß ihnen ſolche, ganz unverändert erhalten werden 


nothwendig jüdiſche Korporationen voraus, wie ſich dieſe 
auch ſeither überall von ſelbſt geſtaltet haben. Ihre 
Synggogen beruhen uberall auf Vereinen, obgleich folche 
vom Geſet nicht überall als zu Recht ſtehend, als rechtliche 
Korporationen anerkannt ſind. Wenn nun der Geſetzentwurf, 
indem er in dieſer Beziehung den faktiſchen Zuſtand zum 
großen Vortheil der Juden in einen rechtlich begrün⸗ 
deten umſchaffen will, in einigen wenigen Punkten 
dieſen Corporationen bürgerliche Beziehungen giebt, ſo 
verwahre ich den Entwurf vor der Abſicht, daß dadurch 
eine ſolche Abſperrung habe herbeigeführt, oder, wie ein 
anderer Redner ſich geäußert, ein Staat im Staate 
gebildet werden ſollen. Fragen wir: welches denn jene 
Beziehungen find? fo finden wir, in einem Paragra⸗ 
phen die Vorſchrift, daß die Corporations 2 Vorſteher 
Zeugniß über das Verhalten der Mitglieder dieſer Cor⸗ 
porationen geben ſollen. 
in der chriſtlichen Kirche, daß der Pfarrer Sittenzeug⸗ 
niſſe ablegt über ſeine Pfarrglieder, und iſt deshalb der 
chriſtliche Pfarr⸗Verband ein Staat im Staate? Iſt 
er deshalb ein Pferch, ein Ghetto? Der zweite und 
vorzüglich hervorgehobene Angriffspunkt iſt die rein fa⸗ 
kulative Vorſchrift, wonach in denjenigen Städten, wo 
die Juden ſo zahlreich ſind, daß ſie im Verhältniß zur 
chriſtlichen Bevölkerung auf eine beſondere Vertretung 
im Gemeinderathe Anſpruch machen könnten, mit all⸗ 
ſeitigem Zugeſtändniß einen beſonderen Vertreter in den 
Gemeinderath ſollen ſenden dürfen. Es iſt dies aller⸗ 
dings eine Vorſchrift, die man für nützlich und ſchäd⸗ 
lich halten kann, ſie iſt, wie erwähnt, rein fakultativ 
hingeſtellt; wenn aber wirklich eine ſolche enorme Ge: 
fahr in dieſer Beſtimmung gefunden werden ſollte, wie 
man daraus zu deduciren vermeint, daß der Geſetzge⸗ 


ber keinen Fortſchritt, ſondern nur Rückſchritt gewollt 


habe, dann würde es nur auf das Votum der hohen 
Verſammlung ankommen, um die Regierung erwägen 
zu laſſen, ob davon zu abſtrahiren ſei. DR 


Von einem geehrten Redner aus der Rheinprovinz 
iſt, ich möchte ſagen, mit tragiſchem Effekte hervorge⸗ 
hoben, daß, ungeachtet die Juden in unſeren großen 
Befreiungskriegen mitgefochten und ungeachtet erweis⸗ 
lichermaßen ein Jude in der Schlacht von Lützen wirk⸗ 
lich geblieben, dennoch ihnen nicht einmal dasjenige als 
Preis des großen Kampfes gelaſſen ſei, was ſie früher 
gehabt hätten. Auch hierauf muß ich erwiedern, daß, 
abgeſehen von den Interpretationen, welche 85 8 und 
9 des Geſetzes von 1812 im Jahre 1822 von des 
hochſeligen Königs Majeftät erhalten haben. und die 
man wirklich als Interpretationen bezeichnen muß, 
weil die ganz nackten Beſtimmungen dieſer Pa⸗ 
ragraphen einer Auslegung bedurften 
ſage ich, 


Finden wir aber nicht auch 


halten muß, um heirathen zu dürfen, und wo dieſer 


müßten. 
von Erheblichkeit iſt, weil ein weſentlich beſſerer Zu⸗ 
ſtan in jenen Landestheilen nicht beſtanden hat als der, 
den das Geſetz von 1812 vorſchreibt. 


Wenn es aber darauf ankommt, zu beweiſen, daß 
der Geſetz-Entwurf wirklichen Fortſchritt zum Beſten 
der Juden will, ſo bitte ich ſchließlich, noch in Erwä⸗ 
gung zu ziehen, in welchem Zuſtande ſich die Juden in 
einzelnen Gebietstheilen befinden. Ich erinnere in die⸗ 
ſer Beziehung nur an die vormals naſſauiſchen Landes⸗ 
theile, wo jeder einzelne Jude erſt einen Schutzbrief er⸗ 


Schutzbrief in der Regel dem älteſten Sohne gegeben 
wird und gegeben werden ſoll, während die anderen 
Brüder dem Gölibat verfallen. f Ta. 
Ich bitte auch an diefe zu denken, wenn es ſich 
darum handelt, zu beurtheilen, ob die neue Geſetzgebung 
ein Fortſchritt oder ein Rückſchritt ſei. 

Nachträglich muß ich noch bemerken, daß derſelbe 
verehrte Redner, welcher die Behauptung aufgeſtellt, 
daß auch die fremdherrliche Geſetzgebung in Beziehung 
auf die Juden nicht verletzt werden dürfe, hervorgeho⸗ 
ben hat, daß dieſe Beſtimmung durch eine Allerhöchſte 
Kabinets⸗Ordre bekraͤftigt ſei. Hiermit kann nur die 
Ordre vom 8. Auguſt 1830 gemeint ſein, welche be⸗ 
ſtimmt, daß das Edikt vom Jahre 1812 keine An⸗ 
wendung auf die neue erworbenen Provinzen finden 
ſoll, und hinzugefügt, daß die beſtehende Juden-Ver⸗ 
faſſung daſelbſt, bis zur weiteren geſetzlichen 
Beſtimmung, beibehalten werden ſoll. Eine Ga⸗ 


rantie über den Zeitpunkt hinaus, wo das Judenweſen 


für die ganze Monarchie allgemein geordnet werden ſoll, 
iſt danach durch dieſe Ordre nicht ertheilt. 

Abgeordn. von Beckerath: Ich bin von dem kö⸗ 
niglichen Herrn Kommiſſar nicht ganz ſo verſtanden 
worden, wie ich es wünſchte. Wenn ich nämlich von 
der Bundesakte ſprach, ſo wollte ich mich nicht auf 
den Zuſtand beziehen, in welchem ſich die Juden in den 
neu erworbenen Landestheilen, namentlich in der Rhein⸗ 


provinz und in einem Theile Weſtfalens, befinden, ſon⸗ 


dern ich glaubte in der Bundesakte, und ich glaube es 
auch jetzt noch, die Gewähr dafür zu finden, daß das 
Edikt von 1812, worauf der Rechtszuſtand in den al⸗ 
ten Provinzen ſich gründet, nicht alterirt werden kann. 
Dies Geſetz iſt aber in der That in denjenigen Thei⸗ 
len, welcher die Juden zu gewiſſen Lehrämtern zuläßt, 
durch die Verordnung vom Jahre 1822 oder 1824, 
“fie liegt mir in dem Augenblick nicht vor, beſchränkt 
worden, und nach dem Geſetz-Entwurf, der uns jetzt 


; daß, zur Berathung vorliegt, würde der durch das Geſetz 
abgeſehen von dieſen Interpretationen, von 1812 begründete Rechtszuſtand weſentlich alterirt 
gegen die Beſtimmungen des Geſetzes von 1812, werden, indem das Edikt vom Jahre 1812 den Juden 
keine den Juden ungünſtige Veränderungen eingetre⸗ das Staatsbürgerthum ſichert, während der vorliegende 


welcher ſich der ihm dadurch 


Ich glaube aber auch nicht, daß dieſe Frage 


Entwurf fie davon ausſchließt und in beſondere Corpo⸗ 
rationen verweiſt. Was die neuen Landestheile betrifft, 
ſo habe ich allein die Verordnung vom 8. Auguſt 1830 
im Sinn gehabt, wenn ich anführte, daß auch für die 
Fortdauer der dort vorgefundenen Verhältniſſe eine Ga⸗ 
rantie beſtände, und es ſcheint mir, daß dieſe dadurch 
nicht aufgehoben wird, daß weitere geſetzliche Beſtim⸗ 
mungen vorbehalten ſind, indem beim Rückblick auf die 
Bundesakte, die eine Verbeſſerung verheißt, doch au⸗ 
genſcheinlich kein Geſetz erwartet werden kann, das nuß 
für die älteren Provinzen eine Verbeſſerung, in de 
neueren aber einen Rückſchritt hervorrufen würde. N N 
endlich das von mir angeführte Faktum betrifft, 1 j 
kommt es nicht darauf an, wie groß die Zahl der Jus 
den iſt, die in dem Befreiungskriege gefallen fd; „fie, | 
ift mir nicht bekannt, jedoch, deß bin ich gewiß, nicht | 
klein. Wenn aber das Blut auch nur eines Einzigen 
vergebens gefloſſen wäre, wenn er ſich getäuſcht hatte, 
wenn der Theil der Bevölkerung, dem er angehörte, 
ſich getäuſcht ſähe, ſo würde dies allerdings mit den 
Worten bezeichnet zu werden verdienen, die der könig? 
liche Kommiſſar gebraucht hat: Es würde tragiſch 1 
fein. (Ruf zur Abſtimmung.) 

Abgeordn. Frhr. von Landsberg⸗Steinfurt: 
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Nachdem ſo viele Redner von mir und namentlich 
ein Redner der Ritterſchaft Weſtfalens mit ſo hohe 
Beredtſamkeit ſich für die völlige Emancipation ausge? 
ſprochen haben, ergreife ich nur ungern das Wi 

um hier die entgegengeſetzte Anſicht auszuſprechen, und | 
ich gründe meine Hoffnung, daß meine Anſicht dei | 
der hohen Verſammlung noch Geltung finden mir | 
keinesweges auf die Beredtſamkeit, ſondern auf d 
Bemerkung, die ich ſchon bei mehreren Verhandlungen 
gemacht habe, daß, je mehr Redner ſich für dit 
Sache ausſprechen, deſto mehr bei der Abſtimmung 
dagegen find, x ARE 
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(Gelächter. ) Re; 
Ich habe mich als Mitglied der erſten Abtheilung 
immer gegen eine völlige Emancipation der Juden 
ausgeſprochen, und nachdem ich alle Gründe für dit 
entgegengeſetzte Anſicht habe entwickeln hören, kann ich 
doch nicht von meiner Anſicht abtreten. 3 
Am wenigſten kann meine Anſicht eine Veränd!? 
rung erleiden durch die Aeußerungen, welche das verehrte 
Mitglied aus Poſen vorgetragen hat, daß wir nd | 
die Emancipation ausſprechen können, weil wir erwar“ 
ten dürfen, daß ſie nie im vollen Umfange zur A 
führung käme. Ich glaube im Gegentheil, daß, wenn 
ein Geſetz erlaſſen wird, wir auch erwarten könne 
und müſſen, daß es zur Ausführung kommen kam 
und wird, und daß wir dieſe Loyalität auch dem Ju, 
den ſchuldig ſind. Wenn ein Mitglied aus der Rhein 
provinz ‚gefagt hat, daß die Anſichten, welche von dem 
Herrn Kabinets-Miniſter über die Emancipation des 
Juden entwickelt ſind, keinen Anklang bei uns finden 
können, ſo muß ich bemerken, daß dieſes kategori 
Urtheil gänzlich unrichtig war, denn dieſe Anſi 
haben bei mir und, wie ich überzeugt bin, bei vi 
Mitgliedern den vollſten Anklang gefunden. a 
(Mehrere Stimmen: Ja wohl!) 4 
Die Gründe, die mich beſtimmen, mich gegen 
Emancipation der Juden zu auszuſprechen, würde . 


nicht weiter entwickeln, wenn ich nicht 2 
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Amendement eingereicht hätte und dazu noch 7 
Motive anführen wollte. Meine Gründe ſind ei 
die, daß man ſich für die völlige Emancipation 

Juden durchaus nicht entſcheiden kann, ohne das 00 

ſtenthum gänzlich ale een ' alt 
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ſerer Kinder den Juden übertragen wollen. Hinſechn ; 
der ſtändiſchen Rechte erinnere ich nur and N 
ſchluß, den die hohe Verſammlung ſelbſt 
daß die Ausübung derſelben an das Bekeſe e 
chriſtlichen Region geknüpft ſein fol. Ich 
ganz die Anſicht des verehrlichen Mitg hat, daß 
kn welches fich dafür ausgeſprochen ER » daß,. 
cheidewand, welche einmal zmif® unnd m. 
ſten beſteht, daher rührt, daß ge Du . Gee 15 

göttlichen Stifter geſagt haben! Dari nen 1 
und nach dieſem muß er ſterben. 0 rin iſt es 15 A 
gründet, daß ihre Geſetze nie 10 en unſrigen in \ 
klang kommen können. Jch wüßte auch nicht, daß 
übrigen Glaubenslehren der Emancipation nicht entge 
ſtehen, wenigstens iſt es mir auffallend geweſen, mit aich, 
wißheit vernommen zu haben, daß mehrere Rabbiner en 
Rabbinate ihre Entſcheidung abgegeben haben, daß Ehen 
zwiſchen Juden und Chriſten nicht allein nichtig [0 
ſogar verwerſiich find, und in Folge dieſer Ertteſchte 
gen find die Ehen ſelbſt beim hieſigen Kammergeeh! 
getrennt worden. (Schluß folgt.) Be 
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